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Botschaft und Gesetzesentwurf vom 23. August 1989 
(BBl m, 377) zur Teilrevision des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes. 
N KDmmission für soziale Sicherheit 
S Hunzilcer, Cavadini. Cavelty, Ducret. Flückiger, Hefti, Jagai, 

Jehnini, Lauber, Onken, Reicbmuth, Seiler, Ziegler (13) 

Poatulat der Kommission des Ständerates, vom 8. Februar 
1990 

Schlechtwetterentschädigung 
Der Bundesrat wird eingeladen. seine Verordnung zur Arbeits­
losenversicherung (AVIV) in Art. 65 wie folgt zu ergänzen: 
1 Schlechtwetterentschädigung kann in folgenden Erwerbszwei­
gen ausgerichtet werden: 
j. Skischulen; 
k. konzessionierte Seilbahnen des touristischen Verkehrs und 

Skilifte; ' 
1. 

• Beschlus des Stinderates: Zustimmun,. , 
~ ilei ~dmltes:Das Bundesgesetz · 

wmi m er ussabsfüiuriurig angenommen. . . . .• . •. -... 
1990 S. Oktober. Beschluss des Nationalrates: Das Bundesge­
setz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 

Bundesblatt III, 590; Ablauf der Referendumsfrist: 14. Januar 
1991 
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89.062 

Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Revision 
Loi sur l'assurance-chömage. Revision 

8otscnart und Gesetzentwurf vom 23. August 1989 (881 III. 377) 
Message et oro1et de 101 du 23 aout 1989 (FF III. 369) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Hunziker, Berichterstatter: Als Mitte der siebziger Jahre die 
Hochkonjunktur zu Ende ging, stand das Anliegen einer zeit­
gemässen Arbeitslosenversicherung schlagartig im politi­
schen Rampenlicht. Dem Verfassungsartikel folgte das heute 
gültige Gesetz vom Jahr 1982. Es verwirklichte einen besseren 
sozialen Schutz gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit. Ganz 
allgemein wurde es als ein weiteres Instrument der Arbeits­
marktpolitik gewertet, was beispielsweise darin zum Ausdruck 
kommt. dass Präventivmassnahmen vorgesehen wurden, um 
bei Stellenverlust andere zumutbare Arbeitsmöglichkeiten zu 
schaffen. 
Das Ziel der nun laufenden Revision ist es nicht etwa, an die­
sen Grundsätzen etwas zu ändern, sondern das Ziel ist. neben 
der Vereinfachung im Vollzug, eine Reduktion der finanziellen 
Selbstbeteiligung des Arbeitgebers bei Kurzarbeits- und 
Schlechtwetterentschädigungen, woraus dann auch ein bes­
serer Schutz der Arbeitnehmer vor Entlassungen resultiert. 
Besondere Aktualität hat die Entschädigung für indirekt wet­
terbedingte Arbeitsunterbrüche in Härtefällen erfahren. Als 
wesentliche Revisionspunkte sind zu nennen: die Schlecht­
wetterentschädigung, die auf Ausfälle beschränkt bleibt. die 
unmittelbar durch das Wetter verursacht werden, sowie die 
Härtefallregelung für indirekt wetterbedingte Arbeitsunterbrü­
che, also für Kundenausfälle. Das soll im Rahmen der Kurzar­
beitsentschädigung geregelt werden. 
Die Kommission hat vom Entscheid des Bundesrates vom 
17. Januar 1990 und der darauf abgestützten Weisung des 
Biga vom 23. Januar 1990 Kenntnis genommen. wonach 
Bergbahnen. Skilifte. Skischulen sowie das Gastgewerbe Ar­
beitsausfälle zufolge des bereits im dritten aufeinanderfolgen­
den Winter extremen Schneemangels im Sinne von Artikel 51 
der Verordnung als aussergewöhnliche. vom Arbeitgeber 
nicht zu vertretende Arbeitsausfälle geltend machen können. 
Nach Auffassung der Kommission ist die Frage der Auslegung 
der genannten Verordnung Sache des Bundesrates. der vor­
gängig die Frage der Rechtsgrundlage einlässlich hat abklä­
ren lassen. Die Komm1ss1on sieht demgegenüber ihre Auf­
gabe in der Beratung der vorgeschlagenen Revisionsvorlage. 
Während der Kommissionsberatungen sind eine ganze Reihe 
von Abänderungsanträgen gestellt worden. Diejenigen, die 
vom Plenum aufgenommen werden, stehen auf der Fahne. Es 
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geht bei diesen Anträgen um eine Ausdehnung der Entschädi­
gungsleistungen. Fast alle Antrage auch die in der Kommis­
sion abgelehnten - gingen entweder in diese Richtung oder 
verfolgten Ziele. die bereits 1n der bundesrätlichen Fassung 
anvisiert wurden. weshalb sie teilweise zuruckgezogen oder in 
der Komm1ss1on aogelehnt wurden. 
Das Ergebnis der Komm1ss1onsberatungen deckt sich weitge­
hend mit der bundesrätlichen Linie. Wie aus dem Vernehmlas­
sungsverfahren hervorgeht. ist diese au/ eine gute Aufnahme 
gestossen. Von Arbeitgeberseite 1st die mit der 
Erwartung verbunden worden. dass das Parlament an dieser 
Linie festhalte und dass von extensiven mterpretat1onen 1n der 
Praxis abgesehen werde. 
In den Kommissionsberatungen hat ein weitgehender Kon­
sens darüber bestanden. dass die Kurzarbeits- und Schlecht­
wetterentschädigungen nicht als strukturpoiitische Instru­
mente auszugestalten seien. Es geht um die Deckungwetter­
bedingter Ausfälle. Die angestrebte Vereinfachung des Geset­
zesvollzuges sowie die massvolle Herabsetzung aes Arbeitge­
berbeitrages wurden begrüsst. Man war sich der Tatsache be­
wusst. dass seit längerer Zeit keine ins Gewicht fallende Ar­
beitslosigkeit gegeben 1st. dass vielmehr em Mangel an Ar­
beitskräften verzeichnet werden muss. Das war mit ein Grund 
dafür. dass die Mehrheit der Komm1ss1on dem Bundesrat in 
seiner Zurückhaltung gegenüber weitergehenden Wünschen 
folgte. Sie begrüsste auch den angestrebten Ausgleich zwi­
schen dem Unternehmernsiko. das voraussehbare Ausfälle zu 
übernehmen hat. und der sozialen Abdeckung von Risiken. 
denen nicht ausgewichen werden kann. 
Einig ist die Kommission mit dem Bundesrat auch in der Auf­
fassung, dass die Arbeitslosenversicherung nicht Betriebsun­
terbrüche als solche zu decken hat. sondern dass es darum 
gehen muss, Arbeitsplätze zu erhalten. Dem Bundesrat darf 
attestiert werden. dass er eine Revisionsvorlage unterbreitet. 
die seriös erarbeitet und breit abgestützt ist. Sie ist von der 
Konsultativ- und der Aufsichtskommission für die Arbeitslo­
senversicherung beraten worden. beides paritätisch zusam­
mengesetzte Kommissionen. 
Unsere Kommission ist einstimmig auf die Vorlage eingetre­
ten, die nach ihrer Meinung die folgenden drei Schwerpunkte 
umfasst: 
1 . Vereinfachung des Gesetzesvollzuges im Leistungsbe­
reich; 
2. Herabsetzung der finanziellen Beteiligung des Arbeitgebers 
bei den Leistungsarten Kurzarbeits- und Schlechtwetterent­
schädigung; 
3. Entschädigung indirekt wetterbedingter Arbeitsunterbrü­
che, also Kundenausfälle in Härtefällen. 
Mittelpunkt der Diskussion bildete der Antrag, die Bestim­
mung aus dem Gesetz zu streichen. welche dem Bundesrat 
die Kompetenz erteilt, diejenigen Erwerbszweige zu bestim­
men, denen die Schlechtwetterentschädigung ausgerichtet 
werden kann also Artikel 42 Absatz 2. Dieser Antrag wurde 
mit 7 zu 5 Stimmen tn der Kommission abgelehnt. Die Mehr­
heit der Kommission folgte der Linie des Bundesrates und 
lehnte weitergehende Anträge ab. 
Mit 7 zu 5 Stimmen überwiesen wurde jedoch ein Postulat der 
Kommission. das den Bundesrat ersucht. Artikel 65 der Ver­
ordnung zu ergänzen und die Schlechtwetterentschädigung 
namentlich auch für Skischulen. konzessionierte Seilbahnen 
des touristischen Verkehrs. Skilifte, Berg- und Pistenrestau­
rants vorzusehen. 
Die Kommission hatte auch zur Standesinitiative des Kantons 
Neuenburg Stellung zu nehmen, welche um eine Verdoppe­
lung der Taggelderzahl bei andauernder erheblicher regiona­
ler oder allgemeiner Arbeitslosigkeit oder für besonders hart 
betroffene Versichertengruppen ersucht. Das wird bei Artikel 
27 zu behandeln sein. 
Die Kommission beantragt mit 6 zu 5 Stimmen, der Initiative 
keine Folge zu geben. Jedoch die Höchstzahl von heute 250 
aut 300 Taggelder anzuheben. Die Komm1ss1on hat in der Ge­
samtabstimmung die Revis1onsvorlage einstimmig beschlos­
sen und empfiehlt sie dem Rat zur Annahme. Gleichzeitig be­
antragt sie die Abschreibung der auf Seite 12 der Botschaft 
aufgeführten parlamentarischen Vorstösse. 
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Loisur 

M. Jelmini: Je partage l'intention du Conse1i federal de ma1n­
ternr la conceotion fondamentale de cette branche 1mportante 
de la leg1slation soc1ale qu1 ne v1se pas seulement a remed1er 
aux conseauences du chomage ma1s auss1 a en cornger 1es 
causes oar des mesures orevent1ves efficaces. II laut ceoen­
ciant admettre que depu1s aue1que remps la rev1s1on ae la 101 
s avere indisoensable. 
Les reoonses aonnees a une propos1tion formulee SUJte a la 
::,rocedure ae consultation prouvent aue Ja 101 ava1t beso1n de 
quelques retoucnes plus ou mrnns 1mportantes. Pour ce faire. 
:m a voulu ternr campte des differentes tendances. queique­
'ois contrad1cto1res. que ta consultat1on a m1ses a Jour. La rev1-
s1on. qu1 prooose quelques s1mplificat1ons et ameliorat1ons de 
1a legislat1on en v1gueur. la1sse toutefo1s filtrer rimpress1on 
aue. horm1s les aisoos1tions relatives a la prevention. un effort 
remarquable a ete accompl! en faveur des entrepnses. alors 
que pour les chomeurs on orevo1t un oeu moins d'avantages. 
Lors de la discuss1on relative a I' adoption du regime de I' assu­
rance-chomage actuellement en vigueur. au debut des an­
nees 80. on ava1t eu quelque oeine a combattre la tendance a 
vouloir identifier le ch6meur a quelqu'un qu1 n ava1t pas env1e 
de trava1ller. On oubliait et on oublie encore ma1ntenant que 
i' economie est largement responsable du chomage. qui en soi 
est un ohenomene indesirable. surtout pour le travailleur 1u1-
:neme. En effet. II en souffre non seulement a cause de la 
reduction de son revenu ma1s surtout de par l'inact1v1te forcee 
qu'ii subit La perte d'une place de travail sans taute de l'em­
ploye - ce qui est d'ailleurs une condition indispensable pour 
toucher l'indemrnte - est un moment extremement penible 
dans la vie du travailleur qui se sent hum1lie, frustre et,dans la 
plupart des cas, incapabie de resoudre tout seul les pro­
blemes partois tres difficiles suscites par la recherche d'un 
emploi. La situation devient encore plus grave lorsqu'il s'agit 
de personnes ägees ou qui ont une Obligation d'assistance; 
pour elles, la mobilite geographique ou professionnelle ne 
peut etre une solution envisageable. D' autre part. il y a aussi le 
probleme des jeunes qui viennent de terminer leur formation 
professionnelle, ainsi que celui des personnes qui veulent re­
prendre une activite apres une periode d'invalidite ou d'arret 
de travail, comme·les menageres qui peuvent ou qui doivent 
se detacher de leur occupation familiale. Ce sont de telles si­
tuations, et certaines tout a fait exceptionnelles, que la legisla­
tion en vigueur n'a pas suffisamment considerees et qui, 
malgre les requetes pressantes, n 'ont pas ete retenues dans la 
revision que nous sommes en train d' adopter. 
II ne s'agit pas cependant. du moins pour le moment. d'un 
phenomene de masse comme d'ailleurs tout le chömage en 
Suisse, et il n'y a donc aucune raison d'appliquer des solu­
tions moins equitables la ou vraiment le besoin est veritable. 
Dans le rapport presente par l'OFIAMT en 1986 a la suite d'une 
demande que favais formulee. on insiste sur le fait qu'en 
Suisse la protection sociale contre les consequences materi· 
elles du ch6mage repose sur un systeme a trois paliers: I' assu­
rance-chomage de la Confederation. l'aide aux chömeurs des 
cantons et l'assistance publique des communes. Exceotees 
certaines regions ou l'assistance est concentree au niveau 
cantonal, la repartition des täches dans ce domaine reste tou­
jours un peu arbitraire. Pourquoi d'ailleurs les cantons qui ne 
participent pas a la distribution des moyens recueillis par l'as­
surance devraient-ils remedier aux consequences du 
chömage residual. c'est-a-dire structurel. con1oncturel. 
dependant de l'evolution de l'economie et qui peut difficile­
ment etre maitrise au niveau cantonal? 
Si l'on peut admettre que la protection aux chömeurs assuree 
par le droit federal ne doit pas etre illimitee. on devrait aussi re­
connaitre que la delimitation actuelle des competences. pour 
autant que cette matiere so1t reglementee dans toutes les 
regions de notre pays, devrait etre corrigee, so,t pour consi­
derer plus equitablement la situation penible de quelques 
chomeurs. soit pour eviter. autant que faire se peut. des dispa­
rites de traitement reelles. 
Je cro,s qu'il est inutile d'insister sur la lutte contre les abus 
que la loi permet de conduire avec tous les moyens necessa1-
res. II faudrait admettre une fois pour toutes qu'il ne s'ag1t pas 
de permettre et encore moins d'encourager le chömage ma,s 
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d'en combattre les causes et de remedier a ses effets nu1s1-
bles. 
t..es mod1ficat1ons orooosees en ce qu1 concerne les indem­
n:tes en cas de reduct1on ae l'hora1re de trava1I et d'intem-
0enes semblent ra1sonnables et oermenront de resoudre tous 
ies oroolemes en profltant des expenences ta1tes depu1s 
lentree en v1gueur de la loi. Leur aoplicat1on devra tenir 
campte de toutes les circonstances. comme 1·a fait recem­
ment le Conseit federal et comrne 1e oropose le oostulat de ia 
comm1ss1on aue Je vous engage a voter. 
Le renforcement des mesures orevent1ves qu1 est propose va 
cans le sens de la veritable Jurte contre les causes du 
chomage qu1. a longue echeance. a eu des effets apprecia­
bles. La participat1on des cantons et des organisations profes­
s1onneiles aux act1vites qu1 se devefoppent dans le cadre des 
mesures preventives merite d'etre encouragee et appuyee. 
Meme s1. au rnveau tederai. une certaine coordination parait 
necessa1re. il taut assurer un m1rnmum d'autonom1e dans le 
developpement des initiatives qu1 pourront m1eux s'adapter 
aux ex1gences et a r evolution econom1que. 
Pour toutes ces raisons. Je votera1 en faveur de I' entree en ma­
tiere. 

Ziegler: Ich beantrage Ihnen. auf die Vorlage einzutreten und 
der vorgelegten Revision zuzustimmen. 
Die Arbeitslosenversicherung hat dem Arbeitnehmer. wie es 
im Zweckartikel des Gesetzes festgeschrieben ist. einen ange­
messenen Ersatz für Erwerbsausfälle zufolge Arbeitslosigkeit. 
Kurzarbeit. schlechtem Wetter und Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers zu garantieren. 
Die Arbeitslosenversicherung hat nach wie vor, insbesondere 
selbstverständlich für den Arbeitnehmer, eine grosse Bedeu­
tung. Die kurze Zeit, während der dieses Gesetz in Kraft ist, hat 
dies zur Genüge gezeigt. Es ist aber richtig, dass dieses be­
reits nach kurzer Zelt überprüft wird, auch wenn heute keine 
Arbeitslosigkeit herrscht, ja die Arbeitslosenquote tief ist und 
sogar sinkt. Man muss ganz klar von einem ausgetrockneten 
Arbeitsmarkt sprechen. Im übrigen wurde aber eine Prüfung 
dieses Gesetzes anlässlich von dessen Einführung ausdrück­
lich zugesichert. 
Mit Befriedigung kann festgestellt werden, dass die Arbeitslo­
senversicherung durch die bevorstehende Revision nicht ab­
gebaut werden soll. Im Gegenteil wird vom Bundesrat und 
ganz allgemein erklärt, sie habe sich bewährt und werde im 
Kerngehalt überhaupt nicht in Frage gestellt. 
Die bevorstehende Revision soll erkannte Mängel beheben. 
Dass Mängel vorhanden sind, dürfte die relativ grosse Zahl 
von parlamentarischen Vorstössen zeigen, die in dieser Sache 
in der kurzen Zeit seit dieses Gesetz in Kraft ist. gemacht wor­
den sind. Diese Mängel wurden vor allem im Bereich des Ge­
setzesvollzuges, aber auch bei der Selbstbeteiligung des Ar­
beitgebers bei Kurzarbeits- und Schlechtwetterentschädigun­
gen festgestellt Diesbezüglich soll nun durch die Revision Ab­
hilfe geschaffen werden. Ich meine aber. dass auch die Flexibi­
lität bei der Ausrichtung von Leistungen erhöht werden soll. 
Eine solche kann nur durch die Erhöhung der Höchstzahl der 
Taggelder erreicht werden. Ich verweise auf Artikel 27. Der 
Rahmen muss weiter gespannt werden. Zweifellos liegt darin 
eine Erweiterung der Leistung. Wichtig für den Vollzug des Ge­
setzes ist aber nicht die Höchstzahl der Taggelder, sondern 
dass die Anspruchsvoraussetzungen. auch eine angemes­
sene Beitragszeit. erfüllt sind. 
Allerdings bedaure ich. dass für die Schlechtwetterentschädi­
gung noch keine befriedigende Lösung gefunden worden ist. 
Wohl sei dem Bundesrat Dank gesagt für die Lösung, die er im 
Zusammenhang mit der Arbeitssituation 1m Tourismus in den 
Skigebieten usw. getroffen hat. Eine rasche Lösung hat zwe1-
fellos hier die entsprechende Entlastung gebracht. Ich gehe 
mit dem Kommissionspräsidenten einig, dass es hier nicht 
darum geht zu klären. ob die Frage der Gesetzmässigkeit ge­
geben sei oder nicht. Dies muss der Bundesrat prüfen. Ich 
meine. sie sei gegeben. 
Die Diskussionen im Zusammenhang mit dem Wetter, wobei 
es sich allerdings meistens um schönes Wetter gehandelt hat, 
haben die Mängel wieder klar aufgezeigt. Der Vorschlag, die 
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Erweroszweiae für die Schlechtwetterentschädigungen zu er­
Neitern r:ann.1a nur a1s Ausweg. als Notlosung oetracntet wer­
. 1en. Ich meine. oer Bunaesrat musse n1er rncnt 1etzt mit die­
ser Rev1s1on :inaere sucnen. Die letzten Winter naoen 
:a deul!lch aeze1at dass 1n so1chen vVetters11uat1onen vor al· 
·,em und ·· die betroffen sind. Gerade diese 
Gebiete s1na nicnt 1n der Lage. so1che Situationen zu verKrat-
,en. Desna10 muss 
'unden weroen. 
eh oeamrace 

eine oessere Losung ge­

auf die Vorlage einzutreten 

'v1. Cavaoini: Le cene leore soc1ale. represente un 
pnenomene qUI est certa1nement d1ffic1le a maitnser. II con­
v1ent. b1en sür. d abord d en attenuer les penibles effets sur 
seux qu1 en soulfrent ma1s sans deregler les mecarnsmes aell· 
sats d une econom1e qu1 recnerche tou1ours son equ11ibre. 
Les c1rconstances du moment conditionnent frequemment les 
solut1ons au1 ont ete apportees a ce prooleme. 1973 marqua1t 
pour noue pays 1a tin de la haute con1oncture et la necess1te de 
d1spos1t1ons 1ega1es sonau1sit. comme nous le savons. en 
1976. a I adopt1on de 1 ·art1cle const1tut1onne1 relat1t a 1 ·assuran· 
ce-chomaae. C'est la 101 du 25 ju1n 1982 qu1 en developpe les 
'i1odal1tes:·1es pnnc1pes en sont ctairs et la revision a laquelle 
nous oroceaons au1oura hu1 n en remet pas en cause te b1en­
fonae. Ces orinc1oes nous les rappetons: 1 obligat1on ae con­
sanon pour tous et quatre types de prestat1ons: 1ndemnites de 
chomage. ae reduct1on de trava1I. d'intemperies et d insolvab1· 
!1te. 
Hu1t ans se sont ecoules. 1·out1I a montre son efficac1te qu1 peut 
etre encore ameiiore nous d1t le Conseil federal et nous parta· 
geons cette analyse dans deux directions: vers la simplifica­
tion. d'une part. et vers la revalorlsation de certaines presta­
tions d'autre part. Dans le premier acte. nous avons constate 
des complications administratives qui ont souvent rendu diffi­
cile la täche des responsables des petites et moyennes entre­
prises. En outre. l'obligation pour l'employeur de payer des in· 
demnites a conduit ce dernier a licencier dans certains cas des 
travailleurs qu'il aurait certainement prefere garder en d'autres 
circonstances. II s'agit donc d'alleger, ici, la part de l'em­
ployeur. 
Une difficulte centrale de la loi reside dans son application 
pour les pertes de travail entrainees par les intemperies, au 
sens etymologique du mot. II est tres difficile de cerner tou­
jours clairement la question, sans admettre de passe-droits et 
sans commettre d'injustices. Nous sommes d'avis, avec le 
Conseil federal. que la causalite directe doit etre tou1ours eta­
blie et la meteorologie aberrante que nous avons connue ces 
trois derniers hivers a conduit a de nouvelles situations diffici­
les. pour les trava1lleurs des industries du tounsme en particu­
lier. Nous comprenons ces cas souvent penibles. ma1s nous 
ne souha1tons pas que des dispositions definitives sanction­
nent des s1tuations qu1 devraient rester exceptionnelles. C'est 
la raison pour laquelle nous ne pouvons apporter notre adhe· 
sion au postulat depose oar la comm1ssion et qu1 demande 
leur inscnotion dans I ordonnance. 
En resume. nous proposons. avec la comm1ssion. d'entrer en 
matiere sur les propos1tions de la maiorite et nous reviendrons 
brievement sur !'initiative du canton de Neuchatei lorsque !'or­
dre du jour l'appellera. 

Lauber: Die allgemeine Stossrichtung der vorgeschlagenen 
Teilrev1s1on des Arbeitslosenversicherungsgesetzes ist zu be· 
grüssen. Materiell drängt sich eine Revision auf. weil die gel­
tende Gesetzgebung emerseits neue Probleme geschaffen 
hat und andererseits gravierende bestehende Probleme. wie 
die aktuellen Verhältnisse dieses Winters wieder vor Augen ge­
führt haben. nicht befriedigend zu lösen vermag. Aber auch 
aus administrativen Gründen sind Aenderungen erforderlich: 
denn es nat sich gezeigt. dass der Gesetzesvollzug etwas um­
ständlich und aufwendig angelegt war. Wir werten den Um· 
stand oos1t1v. dass nur ein Minimum auf Gesetzesstufe gere­
gelt weraen soll. Dadurch 1st es dem Bundesrat möglich. auf 
Verordnungsstufe eine Anpassung an die Jeweilige Arbeits­
marktlage vorzunehmen. 
Nun hat die Vorlage 1n Jüngster Zeit wieder die Diskussion um 
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c;ie Notwend1gke1t von Kurzarbe1ts· und Schlechtwetterent· 
schadigungen geweckt In diesem Zusammenhang wurden 
"·Jrderungen nacn deren Abschaffung geaussert. Ich glauoe . 
,ass diese Aeusserungen sacnlich unhaltbar und politisch 
, ertehlt sind. Sie rutteln nam11ch am Grundsatz der Solidantat. 
1n der allgemein a1s richtig anerkannten Notwena1gke1t des re­
;;1ona1en Ausg1e1chs und v1elle1oht auch am Gerecntigke1ts· 
Jrinz10. Man kann meines Eracntens namlich nicht die Export· 
'1s1kogarant1e una c:eren Instrumente. zu de· 
·,en wir stehen - a1s saKrosanKt betrachten ozw. diese zur 
staatspolitischen Notwend1gke1t emoorheoen. 1enen ErNeros­
Z?Je1gen aoer. welche autgruna der Witterungsbedmgungen 
Beschaftigungse1nbussen hmnenmen müssen. eine Bundes­
hilfe verweigern wo1len. 

diesem Zusammenhang 1st nachdrücklich festzuhalten. 
dass Kurzarbe1ts- und Schlechtwetterentschädigungen eoen 
~ein strukturpolitisches Instrument sind. Es geht rncht darum. 
schwache Betriebe am Ueberleben zu halten, sondern den 
Beschäftigten solcher Betriebe den Verdienstausfall abzu­
oecken. der ihnen deshalb entsteht. weil sie aufgrund der vVet· 
:erverhältnisse nicht aroe,ten können. Gleichzeitig muss aber 
an die Arbeitgeber gedacht werden. denn auch ihnen können 
nicht unzumutbare Lasten auferlegt werden. Wir verlangen 
~eine Entschadigung für Verdienstausfall. sondern Arbe1tslo· 
senbe1träge für LohnbezLiger. a,e ihren Beitrag seit der Einfüh· 
rung der obligatorischen Arbe1tslosenvers1cherung leisten. 
Die vorliegende Teilrevision zielt nun -wie in der Botscnaft dar· 
gelegt wird auf eine Vereinfachung des Gesetzesvollzugs 
und eine Herabsetzung der Arbeitgeberbelastung. Damit wird 
übrigens auch meiner Motion aus dem Jahre 1984 entspro­
chen. Ich spreche dem Bundesrat hierfür meinen Dank aus. 
Der Bundesrat und die vorberatende Kommission haben sich 
konzeptionell gegen eine Ausdehnung der Schlechtwetterent­
schädigung entschieden und damit einen Einbezug der Tou­
rismuswirtschaft generell abgelehnt. Der Bundesrat hat sogar 
die Bedingungen für den Bezug der Schlechtwetterentschädi­
gung in seinem Antrag an das Parlament noch etwas enger 
gefasst. So soll die Schlechtwetterentschädigung nur bei drin­
genden unmittelbaren Witterungseinflüssen ausgerichtet wer­
den. 
Der Bundesrat beantragt im Hinblick auf die touristischen Er· 
werbszweige bei der Kurzarbeitsentschädigung neu die Be­
rücksichtigung von indirekt wetterbedingten Arbeitsausfällen, 
die ausserordentlich sind und nicht dem gewöhnlichen Be­
triebsrisiko zugerechnet werden können. Hier spricht die Bot­
schaft von einer Sonderkarenztristvon 14 Tagen. Diese Frist ist 
lang, insbesondere wenn sich solche Arbeitsausfälle pro Sai­
son wiederholen. Hier erwarten wir vom Bundesrat im Rahmen 
der Verordnung angemessene Lösungen, insbesondere was 
die Arbeitsausfälle im Wiederholungsfall in der einen und sei· 
ben Saison betrifft. 
Was die Verbesserungen bei den Präventivmassnahmen be· 
trifft, müssen diese unserer Meinung nach als Minimaipaket im 
Sinne der Vorschläge des Bundesrats verabschiedet werden. 
Dagegen 1st die Beibehaltung der Abstufung des Höchstan­
spruchs nacn der Beitragsdauer gerechtfertigt. Je länger die 
Beschaftigung eines Versicherten vor Eintritt seiner Arbeitslo­
sigkeit gedauert hat. um so länger soll er auch Leistungen aus 
der Arbeitslosenversicherung beziehen können. Diese Lö­
sung hat sich bis anhin gut bewährt und verhindert nicht zu· 
letzt den missbräuchlichen Bezug von Leistungen. 
Noch ein Wort zum Tourismus. Was.den Tourismus betrifft, ist 
festzuhalten. dass dieser aufgrund der ausserordentlichen 
Witterungsverhältnisse jetzt schon zum drittenmal in arge 
Schwierigkeiten geraten ist. zumindest in einigen Landestei· 
len. Wir haben es nicht nur mehr mit saisonalen und strukturel· 
len Risiken zu tun. die Leidtragenden sind die Beschäftigten 
der entsprechenden Betriebe. Härtefallregelungen. wie sie vor 
t.:urzem vom Bundesrat erörtert und beschlossen worden sind 
und nun auch im Revis1onsentwurf vorgesehen sind. vermö­
gen die Probleme nicht befriedigend zu lösen. Insbesondere 
1st das Kriterium des vollen Geschlossense1ns von Betrieben 
zu hart formuliert und zu wenig flexibel. Dabei ist aber klar fest· 
zuhalten. dass dem Bundesrat Dank gebührt, dass er die Not­
lage dieses Winters sehr rasch erkannt hat und Soforthilfe zu 

michael.tellenbach
Textfeld



Loisur Revision 

leisten oere1t war. Die Probleme müssen aber 1m Rahmen der 
Gesetzesrev1s1on grundsatzlich gelost werden: zu den Sofort· 
massnanmen hatte die Komm1ss1on nichts beizutragen. 
vVir haben Möglichkeiten zu diesen Losungen. wir haben auch 
die Mittel dazu. Einmal mehr 1st hier Soiidarnat w1rt· 
schaftllche. reaiona10011tische. v1e11e1cnt soaar staatspo11t1-
sche. Wir haben Ja kein Interesse. dass die Leute - 1nsbeson­
jere die Jugend - aus aen Bergen 1n die Stadte aowandem. 
Jnd ich ersuche Sie. hier rland zu bieten tur gerecnte. recnt-
1,ch sauoere und w1rtschafts- una aucn staatsool1t1scn sinn­
volle Lösungen. 
,n diesem Sinne bin ich für Eintreten auf die Voriage. 

Onken: Die Arbe1tslosenvers1cherung 1st eine Arbe1tnehmer­
vers1cherung. Sie dient dem sozialen Schutz der Arbe1tneh· 
mer. Nach allem. was man 1m Vorield dieser Rev1s1on hat lesen 
können. nach allem. was man auch in der Kommission und 
heute gehört hat. 1st es nicht ganz uberitüss1g. aas in Erinne­
rung zu rufen. Es geht hier nicht darum. Verluste zu sozialisie­
ren. die 1m Rahmen des üblichen oetrieblichen Risikos 1iegen. 
sondern darum. ein Auffangnetz zu knüpfen. das Menschen. 
die unverschuldet ihre Arbeit oder einen Teil davon verlieren. 
nicht ins leere stürzen lässt 
Das 1st die Fragestellung. von der auch diese Rev1s1on auszu­
·~ehen nat. Wo hat sich das Gesetz bewährt? Wo bestehen 
Lücken? Wo ist dieses Netz zu we1tmasch1g geknüpft? Wo 
kann mithin die soziale Sicherheit 1n einem vertretbaren. ver­
nunftigen Mass ausgebaut werden? 
Ich stelle fest. dass die Revision. wenn man diese Fragestel­
lung ms Zentrum rückt. ganz einfach zu kurz greift. Es bleiben 
wesentliche und berechtigte Reformpostulate der Arbeitneh­
merseite. die seit Jahren immer wieder vorgebracht werden. 
weiterhin ausgeklammert. Dagegen wehre ich mich. 
Wir sollten die Chance nicht verstreichen lassen. im Rahmen 
dieser Revisionsarbeit notwendige Verbesserungen, wie sie 
beispielsweise Herr Kollege Jelmini und auch ich mit sehr mo­
deraten Anträgen vorschlagen, zu beschliessen. 
Die Abwehrformel lautet, man dürfe den Kerngehalt dieses Ge­
setzes nicht ändern. Doch das lässt sich bei einer unvoreinge­
nommenen Prüfung nicht aufrechterhalten. Wo sollen denn 
die Grenzen gezogen werden? Der Kerngehalt des Gesetzes 
ist auch in anderen Punkten bereits berührt, erweitert und ver­
ändert worden. etwa bei der sehr grosszügig angelegten Neu­
konzeption der Schlechtwetterentschädigung, bei der Härte­
klausel bei der Kurzarbeit: ein weiss Gott nicht ganz unproble­
matisches Zugeständnis. Da sollen Leistungen. die bisher die 
Arbeitgeber zu tragen hatten. von der Versicherung übernom­
men werden! Gut - ich habe nichts dagegen. ich opponiere 
dem nicht. Aber man gewinnt doch den Eindruck. dass die Re­
vision - alles in allem genommen - in äusserst wohlwollender 
Weise arbeitgeberorientiert ist und dass sie dort. wo es um die 
unmittelbar Betroffenen, um die Arbeitnehmer geht. eher zu­
rückhaltend. eher knausrig ist Es ist eben durchaus nicht so. 
dass immer eine Wechselwirkung besteht. wenn der eine Sozi­
alpartner gegenüber dem anderen begünstigt wird. wie das 
hier der Fall ist. Eine echte Ausgewogenheit wird auf diese Art 
und Weise Jedenfalls nicht erreicht. 
Im übrigen trägt die Revision meines Erachtens dem wirt· 
schaftlichen und gesellschaftlichen Wandel zu wenig Rech­
nung. Als man seinerzeit dieses Gesetz geschaffen hat. 
dachte man vorab an Probleme der strukturellen Arbeitslosig­
keit. Man rechnete zwar durchaus mit Entlassungen in be· 
stimmten Branchen. ging jedoch davon aus. dass diesen auf 
der anderen Seite genügend offene Stellen gegenüberstehen 
würden. 
Die Hauptaufgabe des Gesetzes war es also. gleichsam eine 
kurze Brücke zu schlagen von der Entlassung an der einen 
Stelle zum Stellenantritt an einem neuen Arbeitsplatz. Heute 
wissen wir hingegen. dass dieser Brückenschlag oft nicht ge­
lingt. Dies selbst in der konJunkturell ausgezeichneten Lage. 1n 
der sich unser Land heute befindet. und namentlich bei älte­
ren. behinderten Menschen. die trotz guter Kon1unktur länger­
dauernd arbeitslos sind und von der Arbeitslosenversiche­
rung in das Schicksal der Ausgesteuerten entlassen werden 
müssen. Wir haben auch in unserem lande. wenn nicht in 
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grossem Rahmen. so doch beständig. eine gewisse Langze1t-
0aer Sockelarbe1tslos1gKe11. Darauf. meine ich. nimmt diese 
Revision ebenfalls zuwenig Rücksicht. 
Zusammentassena: Ich bin selbstverstandlich für Eintreten 
:1.ut die Vorlage. Aoer 1cn bitte Sie um eine Anoassung dieses 
Gesetzes 1n aen genannten Punkten. ich ersuche Sie darum. 
den Arbe1tnehmerstanapunKt. mithin die Anliegen der unm1t­
:elbar Betroffenen. starker zu gewichten und zu berücksichti­
gen. 

Mme Jaggi: ~,1 Onken v1ent de dire taut le bien et le tres peu 
de ma1 que 1es soc1aiistes oensent de la 101 sur l'assurance­
chömage et plus prec1sement de la rev1s1on en cause au­
:ourd 'hu1. II me suffit donc de revenir sur un pomt particulier: 
celu1 du champ a aoo1icat1on des 1ndemrntes en cas d'intem­
pene. 
Sagement. a notre sens. le Conseil federal en reste aux bran­
ches d act1vite beneficiant traditionnellement de cette indem­
n1te. ä savo1r les orofess1ons du batiment et de l'economie fo­
rest1ere. En renoni:;:ant ams1 ä etendre le cercle des ayants 
droit. le Conseil federal et. Je l'espere. les Chambres font 
preuve d'une belle fermete et dune mdeniable coherence. 
Fermete tout d'abord. car les candidats au cercle des benefi­
c1aires n ont pas manaue de se manifester avec beaucoup 
d insistance ces dern1ers temos. notamment l'economie tou­
ristique et plus prec1sement les act1v1tes liees a la pratique des 
sports d'hiver. qui connait une s1tuat1on difficile apres deux ou 
trols sa1sons msuffisamment enne1gees. Le postulat de la 
commission. qu1 corresoond a l'echo recu ou donne par le 
iegislateur a ces revendicat1ons. reflete assez exactement la 
puissance des milieux a l'origine des demandes presentees 
qui, heureusement. n · ont pas abouti au but vise. a savoir une 
inscription des ecoles de ski, des remontees mecaniques et 
autres restaurateurs de montagne au nombre des branches 
susceptibles de beneficier de l'indemnite en cas d'intemperie 
au sens des articles 42 et suivants de la loi et de l'article 65 de 
l'ordonnance. 
Apres la fermete, la coherence. Le Conseil tederal en fait da­
vantage preuve que les defenseurs des branches precitees. 
Alnsi le veut en effet la dure loi du liberalisme economique, 
dont se reclament la majorite politique de ce pays et les mi­
lieux economiques, notamment les organisations et les pro­
fessions affiliees a l'Union suisse des arts et metiers qui comp­
tent, entre autres. dans leurs rangs les cafetiers, les restaura­
teurs et les höteliers. Toutes ces professions se rangent volon­
tiers dans le camp des partisans du moins d'Etat possible et 
ne manquent jama1s une occasion de redulre les Interventions 
des pouvoirs publics ou de les prevenir dans la meilleure des 
hypotheses. Dans le cas present. ces memes mllieux recla­
ment a cor et a cri l'intervent1on de l'Etat. par le biais d'une In­
demnisationen cas d'intemperies, ou plutöt des effets du trop 
beau temps. En gros. cela signifie «moins de neige, plus 
d'Etatl» lorsque maman Nature se montre pas assez (ou trop) 
clemente. on court vers papa Etat. c·est la un Joll theme de 
reflexion pour quelqu un qu1 voudrait observer avec une dis­
tance goguenarde la v1e politique et les rapports de forces 
dans ce pays. et mediter a1nsl sur les rapports curieux 
qu entretiennent la meteorologie et l'orthodoxie philosophi· 
que. Ce sera1t une variation nouvelle sur un theme connu. celui 
de l'auto-limitation de la coherence ideologique quand des 
interets materiels sont en Jeu et paraissent l'exiger. 
Je n'ai rien d'autre a ajouter quant a ce projet de revision de la 
loi. qui va dans le sens voulu. experience faite et avec le recul 
de quelques annees d'application de cette 1oi. Je me reserve 
cependant de soutenir la proposition de minorite relative a la 
duree de l'indemnisation. 

Reichmuth: Ich begrüsse die Revision des Arbeitslosenversi­
cherungsgesetzes insbesondere deshalb. weil damit unter an­
derem die Absicht verwirklicht wird. eine Vereinfachung des 
Gesetzesvollzugs herbeizutuhren. Tatsächlich haben sich im 
Verlaufe der wenigen Jahre. wahrend denen das Arbeitslosen­
versicherungsgesetz in Kraft ist. verschiedene administrative 
Probleme ergeben. Herr Ziegler und andere haben bereits 
darauf hingewiesen. Eine Komplizierung hat es namentlich 

michael.tellenbach
Textfeld



1990 

durch den Ausoau im Le1stunqsoere1ch und durch rne Aende­
rung verscntedenster 8est1rnmunqen gegeben Die kantona­
ien und kommunalen Aroe1tsarnter. denen mit der Neuord-
nung onnen1n neue Aufgaben 'Nuraen 
sind mtt vc11zug zusatzlich in ernebltcher oetastet 
Noraen. Eine aam1n1strat1ve Vereinfachung 1st deshalb uberatl 
dort. wo aies a1s rnogl1cn erscheint. anzustreben Die Vorlage 
1es Bunaesrates tragt diesem Grundsatz un-
'.erstutze aus o,esem Grunae. 
eh g1auoe sich au1 Gesetzesstufe 
auf das f'Jotv,ena1ge zu oescnranken r:cnt1g 1st. damit die Fle­
xibilität gewanrt bietet una aer Bunaesrat die Mögl1chke1t hat 
auf Veraronungsstufe der Arbe1tsmarkts1tuat1on in­
nert nutzl1cher Frist Rechnung zu tragen una die notwendigen 
Anoassunaen vorzunenmen. 
Ich unterstutze oesonaers aie Absteht die Belastung der Ar­
beitgeber oe1 Kurzaroe1ts- und Schlecht.vetterentschaaigun­
gen zu reauz1eren aus den Gründen. wie sie aer Bunaesrat in 
der Botscnan uoerzeugena anfuhrt. Die Lösung aes Problems 
betreffend cen Einbezug aer Tounsmusorancne über das Mit­
tel der Kurzaroe1tsentschadigung mochte ich grunasätzlich 
eoentalls unterstutzen. 
!eh empfehle ihnen deshalb ebenfalls Eintreten auf die Vor­
age und Zust1mmunq zu den Antragen der Komrrnss1ons­
menrhe1t. 1cn 01tte S1e aucn. aem Komm1ss1onsoostu1at zuzu­
stimmen .vom1t w1cnt1gen Anliegen aer Tounsnkbrancne 
Rechnung getraaen weraen kann. 

M. Delalay: Oue dtre d une assurance au1 enca1sse des on­
mes et ne verse pas les 1ndemrntes oour le meme dommage a 
tous ses assures? Un tel systeme peut etre qualifie. pour le 
moins, d'inequitable. Pourtant, toutes proportions gardees. 
c'est ce qui se passe dans le projet qui nous est soumis. Pour 
des motifs de solidarite, les cotisations sont prelevees de 
fac;:on uniforme aupres des entreprises et des travailleurs. Par 
contre. dans le chapitre sur les indemnites en cas d'intem­
peries. cette revision partielle de la loi sur l'assurance­
chömage ne prend pas en consideration les pertes de travail 
dues indirectement aux conditions meteorologiques. Certai­
nes branches comme celles du bätiment beneficient des in­
demnites en cas d'intemperies. alors que d'autres. comme les 
protessions du tourisme. en sont ecartees. 
Les raisons invoquees sont le danger d'une generalisation 
des indemmsations pour manque de neige qui irait a l'encon­
tre des pnncipes de prise en charge des risques d'entreprises 
dans une economie de marche. De difficiles delimitations - Je 
le reconnais - sera1ent necessaires et l'operation provoquerait 
une exolos1on des couts de cette assurance sociale. au detri­
ment du but onncioal. qu1 est celui de.venir en a1de aux per­
sonnes sans emplo1 pendant une longue duree. Le manque 
de neige de ces dern1eres annees a toutefois entraine une ces­
sation durable de lactivite de certaines entreprises de monta­
gne dans le tourisme. Le Conseil federal a d'a1ileurs. cet hiver. 
pns des disoos1tions soeciales dans ce domaine. La fa1blesse 
des bases teaaies actuelles pour intervemr dans de telles c1r­
constances a~limite tres serieusement le champ d'application 
de la loi sur l'assurance-ch6mage. II demeure donc. malgre la 
fermete et la coherence relevee dans ce debat. une evidente 
inequite. 
Pour corriger ces insuffisances. le Conseil federal propose 
une nouvelle dispos1tion au chapitre «lndemnites en cas de 
reduct1on de l'hora,re de trava1I». Selon le nouvel article 32. le 
Conseil federal aura la competence de prendre en considera­
tion les pertes de travail consecutives a des pertes de clientele 
dues aux conditions meteorologiques. Les delais d'attente se­
ront alors prevus avant que ne s applique la loi sur le 
ch6mage. 
Le Conseil federal et la commission ont toutefois decide que 
pour permettre aux travailleurs de beneficier d'une 1ndemnite 
l'entreor1se aeva,t cesser son act1vite d'une tacon comp1ete. 
J'ai deoose une orooos1t1on dans le but d'alleger cette nqueur 
et de permettre une 1ndemrnsation du personnel en cas de 
reduction 1mportante d'activite - (y reviendrai dans ia discus­
sion de detail tout a l'heure. 
Pour le surplus et malgre les impertections relevees. Je voterai 
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entree en mat1ere. Le oroiet aooorte des s1mplificat1ons - on 
d1t et des ame11orat1ons oour 1es saianes et les enrreonses. 

rl~~"~•r•~ 1es emreonses oe certaines orestations socia1es. 
:es cnangemenrs sont encore suooortao1es oour I assurance 

ne rrioa1fient oas fonaamentaiement ia d1rnens1on actuelie 
Je sauna1te aue 1e Conse11 iedera1 et 

e:ctre conseti ou1ssent acceoter 1a orooos1non forrnwee a I arti-
32 au1 ne nen renverser a essent1el et au1 oermettra ae 

'assurer. cans 1a mesure au ooss1rne. les orotess1cns ont 
ecernment des aommages 1moortants aus 

::ons meteoro1og:ques. 

\~. Delamuraz. conse1!ler federai: Dans le cadre de ce aebat 
o·entree en rnat1ere aue 1e •,ous remerc1e d·avo1r an:me. Je 
oaurra1s me 1irn1ter a aue1aues cons1derat1ons genera1es et a 
:Jes reflex1ons re1at1ves aux 1memoenes. 
o·un 001nt ae vue aeneral. 11 est b1en evident au 11 est dans no­
;re oh1iosoon1e de tout entreprendre oaur que le chorneur 
cesse ae l'etre ie plus tot ooss1oie et aue l'etat du chorneur 
avec tout ce qu 11 oeut camoarter en detresse morale - so1t 
auss1 bref que ooss1ole. II tombe sous le sens aue s1 1 on veut. 
comme on a reuss1 a le faire au1ourd hu1 en Su1sse. faire que 
i'etat de ch6mage so1t en dose nomeooath1aue. 1i laut d'abord 
s en orenare a ses sources. 11 est bten cla1r aue c est oar 1es 
nesures ae aeveloooement de notre econom1e. de la creation 
d emplo1s. a une vilalite econom1aue. que I on oarv1endra a 
couper le mal eventuel a la rac,ne et a ev1ter toute potennalite 
de ch6mage. 
11 n·emoeche que meme en cas de s1tuat1on econom1aue tres 
favoraole. 11 peut y avo1r des cas de ch6rnage structurel ou 
con1oncturel plus ou moms durable ou momentane dans l'en­
semble du pays ou dans des regions bien delimitees. Ce cas 
peut se produire surtout dans une economie aussi depen­
dante de ses pertormances a I 'etranger - nous en parlions hier 
matin. Dans ce cas. nous devons prendre des mesures socia­
les et materielles pour parer au plus presse. mais surtout pour 
mettre incessamment un terme a cet etat de ch6mage. C'est 
l'essentiel des mesures a prendre. dans le cadre d'une loi de 
solidarite comme celle que nous voulons ameliorer au­
jourd'hui. que de pouvoir prevenir le retour du chömage, et en 
cas d'une teile situation, de prendre toutes les mesures qui 
s'imposent pour eviter que cet etat ne dure ou meme ne se 
perpetue. II y a donc des mesures positives a prendre. plus 
imaginatives que les seules mesures de l'indemnite. et quand 
ces mesures d'indemnite doivent etre pnses, elles doivent etre 
de teile nature qu elles ne prolongent pas la situation de 
chömage ma1s qu·au contraire. elles fassent tout pour 
l'abreger. 
C'est dans ce sens que nous avons voulu continuer de deve­
lopper notre ph1losoph1e dans le cadre de la transformat1on de 
cette loi. II y eu une ou deux propositions qu1 enlevent un peu 
de rigueur a ce que vous proposa1t le Conseil federal. pu1saue 
1·on voudra1t etendre la duree d'indemrnsat1on et prendre des 
mesures un peu plus lax1stes a l'egard des ch6meurs. Ce ne 
sera pas catastroph1que s1 on le fait. mais il ne taut oas aller 
au-dela d'une certa1ne lim1te de temps. car au-dela de ces limi­
tes. on va precisement a fin contra1re car au lieu de reinserer le 
ch6meur dans le marche du trava11. au lieu de tout faire pour 
qu'il trouve et pour qu on lui trouve une nouvelle place. on ris­
que de le ma1ntenir dans un etat qu1 n·est sat1sfaisant ni pour 
lui. n, pour la societe. c·est dans cet esorit qu·11 laut compren­
dre que les dispos1tions que nous prenons 1c1 sont des dispo­
sitions etticaces et de bonne rigueur. 
Quanta la quest1on. qui a ete posee par MM. Jelmin1 et Onken. 
de savoir pourquo, nous n allons pas plus loin dans les propo­
s1tions de modification presentes. Je dirai que la loi. qui est en 
place depuis quelques annees. a montre qu eile etait un bOn 
instrument. qu'il ne laut retormer aue sur les points sectonels 
ou eile n a pas Oien ooere. ma1s qu il faut la laisser integrale­
rnent la ou eile joue Oien. 
11 ne taut oas ouolier que notre dro1t en cette mat1ere a oour but 
o etablir et de oreserver un equtlibre entre des 1nterets so­
c1aux. reg,onaux. sectonels qu1 peuvent etre divergents. La 
revision doit sauvegarder l'element essentiel du systeme ac­
tuel qui repose sur un compromis equ1table entre les partenai-
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res soc1aux. mais egalement sur un rapport b1en equilibre 
entre !es ex1gences de la politique sociaie au lltre de oresta­
tions qu1 do1vent etre suffisantes et d'imperat1fs du marche du 
trava1I: encouragements a accepter un emploL placements 
plutöt qu indemrnsations. Ce pnnc1pe de solidante que M. 
Lauber app11que au secteur tounst1que en reg1ons de monta­
gne. Je lelargis en disant qu il empreint tout le proJet de loi et 
toute la rev1sion de cette loi. II s·ag1t de trouver la banne carbu­
ration entre ces differents interets. II me parait que la formule 
oresentee au1ourd hui est a cet egard une formule d equ11ibre. 
J en viens aux 1ntemperies. L idee ma1eure du Conseil federal 
est de dire qu il n'y a que les pertes directement 1mputaoles 
aux cond1tions meteorologiques qu1 pu1ssent faire l'objet 
d'une indemrnte en cas d'intempenes. En clair, il s·agit actuel­
lement d'une liste de professions essentiellement l1ees au sec­
teur de la construction. comprise dans l'ordonnance d'appli­
cation du Conseil federal, d'apres laquelle on procede a une 
indemrnte la ou il est patent visible qu un travail est rendu im­
possible par les conditions d'intemperies. II est evident que 
lorsqu il geie a pierre fendre, vous ne pouvez pas couler du 
beton et que si une entreprise etait prevue pour cette periode a 
cet endroit pour fouler du beton, eile ne peut pas le faire et 
qu'elle a dro1t a des indemnites pour empechement manifeste 
et direct d'exercer une activite. Mais attention. Mesdames et 
Messieurs. nous estimons que la liste de l'ordonnance est 
deja bien longue. puisqu'elle va 1usqu a inclure les entrepnses 
de transports qui travaillent pour la construction dans les in­
demrntes en cas de perte de gain. Nous devons cner casse­
cou! car nous voyons le risque d'une generalisation de ces 
pratiques. une generalisation sans fondement aucun et en 
tout cas qui ne correspondrait pas a l'equite. 
Pour cette raison, s'agissant des consequences indirectes 
des intemperies, nous preferons une autre voie qua celle de 
l'extension du droit a l'indemnite specifie par la loi-ce qua vo­
tre commission a d'ailleurs accepte: l'indemnite en cas de 
reduction de l'horaire du travail. C'est equitable, cela peut 
s'apprecier, c'est plus visible, plus nuance que la pure et sim­
ple relation directe que l'on fait dans le secteur de la construc­
tion, par exemple, entre l'intemperie et l'empechement de 
poursuivre une activite. 
Je souhaiterais vivement que le Conseil des Etats aille dans ce 
sens avec sa commission. Tout ä l'heure, je combattrai le pos­
tulat qui nous a ete presente, car ce dernier tend ä demander 
au Conseil federal de choisir une autre voie qua celle qua nous 
vous proposons dans le projet, ce qui reviendrait ä ajouter a 
l'ordonnance quelques rubriques relatives aux activites touris­
tiques, hötelieres et de restauration, lorsque les conditions 
meteorologique ne leur ont pas permis de mener une activite 
normale. Pour cela et dans las cas de rigueur. et avec un delai 
de carence naturellement plus long que la fameuse demi­
journee du secteur de la construction, nous proposons une 
solution. ce que le postulat n'est pas. 
Pour le reste. je me prononcerai sur la proposition de M. Dela­
lay dans le cadre de la discussion par articles mais. dans l'en­
semble. je remercie votre conse1I de la reaction positive avec 
laquelle il accueille le projet du Conseil federal et de la com­
mission. Je crois qua c·est veritablement un projet de progres. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Detailberatung- Oiscussion par articles 

Titel und Ingress, Ziff. ! Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. 1 preambule 
Proposition de /a comm,ssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 
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Art. 10 Abs. 2bis (neu), Art. 11 Abs. 4 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 10 al. 2bis (nouveau). art. 11 al. 4 
Proposition ae la comm1ss1on 
Adherer au pro1et du Conseil federal 

Angenommen Adoote 

Art. 22 Abs. 1. 3 - 5 
Antrag aer Komm1ss1on 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 3 5 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Onken. Jaggi, Jelmini) 
Streichen 

Art. 22 al. 1. 3 - 5 
Propos1t1on de la comm,ssion 
A/.1 
Adherer au pro1et du Conseil federal 

Al. 3-5 
Majorite 
Adherer au proJet du Conseil federal 
Minorite 
(Onken, Jaggi, Jelmini) 
Biffer 

Abs. 1-AI. t 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3-5 - Al. 3-5 

E 7 mars 1990 

Hunzlker, Berichterstatter: Bei Artikel 22 Absatz 3 bis 5 geht es 
immer um dasselbe. Die Minderheit will mit diesem Antrag das 
Prinzip der Degression abschaffen. Die Kommission wandte 
sich mit einer klaren Mehrheit von 8 zu 3 Stimmen gegen diese 
Absicht, vor allem im Hinblick auf den Ausnahmenkatalog für 
die Abdeckung der Härtefälle. Es ist auch zu beachten, dass 
Artikel 36 Absatz 2 der Verordnung zu diesem Gesetz vorsieht. 
dass die Degression entfällt. wenn das Taggeld den Betrag 
von 90 Franken nicht übersteigt. Für die Kommissionsmehr­
heit ist der Grundsatz der Degression nicht nur nützlich. son­
dern notwendig. Deshalb folgt sie der Fassung des Bundes­
rates. 

Onken, Sprecher der Minderheit: Der Kommissionspräsident 
hat Ihnen soeben erläutert. worum es hier geht. Es geht 
darum. dass das Taggeld für einen Arbeitslosen nach dem Be­
zug von 85 Taggeldern um fünf Prozent und nach dem Bezug 
von 170 Taggeldern um weitere fünf Prozent gekürzt wird -
und das bei einem Taggeld. das ja ohnehin bereits nur einen 
Teil dessen ausmacht, was der arbeitslose Arbeitnehmer zu­
vor verdient hat. Mit dieser Degression. mit diesen gestaffelten 
Kürzungen will man die Bereitschaft des Arbeitslosen fördern, 
eine neue Arbeit aufzunehmen. Man will also einen gewissen 
Druck erzeugen. um Arbeitsunwillige. um Renitente gefügig 
zu machen. 
In Wirklichkeit straft man aber mit dieser Massnahme mehr, als 
dass sie den Zweck. der anvisiert ist. erreichen würde. Man be­
drängt Menschen. die ohnehin schon in einer bedrängten Si­
tuation sind, sich materiell und psychisch in einer schwierigen 
Lage befinden. Den Nachweis. dass der Druck wirklich nütz­
lich ist. dass er hilft. dass der Zweck erreicht wird. den man an­
visiert. diesen Nachweis kann man eigentlich nicht erbringen. 
Für mich ist er nirgends ausgewiesen. 
Welches sind die von dieser Massnahme Betroffenen? Es gibt 
eine Statistik aus dem Jahre 1986. die nachweist. dass 75 Pro­
zent derjenigen. die von diesen Kürzungen erfasst werden, 
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über 40 Jahre alt sind. Es sind also im wesentlichen ältere Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Menschen also. die auf 
dem Arbeitsmarkt ohnehin besondere Schwierigkeiten ken­
nen. die es auch in koniunkturell guten Situationen nicht leicht 
haben. wieder eine Stelle zu linden. 
Ich räume ein. dass die vorgesehene Senkung der Alters­
grenze auf 45 Jahre gewisse Ausnahmen zulässt; durch diese 
Senkung wird versucht. diesem Kreis von Betroffenen entge­
genzukommen. aoer eben doch nicht in ausre1chenoem 
Masse. 
zum zweiten sind 1m wesentlichen Familienväter und -mütter 
betroffen. Es sind also oesonders viele verheiratete Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer mit Kindern. zwei bis drei Kin­
dern sogar. so weist diese Statistik nach. Es sind somit Men­
schen. die schon lange 1m Arbeitsprozess gestanden sind und 
deren Bereitschaft. ja deren Wille. w1eoer Arbeit zu suchen und 
aufzunehmen, man voraussetzen kann. Und es sind natürlich 
vor allem Menschen - ich sagte es schon-. deren Einkommen 
ohnehin bereits um 20 Prozent gekürzt worden ist und die da­
mit nicht selten an die Grenze dessen gelangen, was sie zur 
Deckung des lebensnotwendigsten brauchen. Nun werden 
sie nochmals bestraft. nochmals bedrängt durch diese zusätz­
lichen Kürzungen. 
Es gibt Untersuchungen darüber. dass dort. wo auch noch 
materielle Not eintritt. wo vielleicht Verschuldung die Folge 1st. 
wo Kleinkredite aufgenommen werden. die Verm1ttelbarkeit er­
heblich erschwert wird. weil zusätzliche Probleme wie Hoff­
nungslosigkeit und Perspektivlosigkeit dazukommen. Das er­
leichtert die Vermittelbarkeit dieser Menschen nicht Somit 
kann die Massnahme geradezu kontraproduktiv sein. 
Deshalb glaube ich nicht. dass die Degression der Taggelder 
ein taugliches Mittel ist, dass damit wirklich der Zweck, den 
man erreichen will, erreicht werden kann. Es kann niemand 
gefügig gemacht werden, der an sich bereit ist. Arbeit aufzu­
nehmen und keine findet. Man trifft mit dieser Massnahme 
schlicht die Falschen, und ich denke doch, dass diese Bestim­
mung eines fortschrittlichen. eines sozial aufgeschlossenen 
Gesetzes unwürdig ist. 

'' Ich bitte Sie deshalb, auf diese Degression und Kürzung des 
Taggeldes zu verzichten und meinem Antrag zuzustimmen. 

Hunzlker, Berichterstatter: Ich kann zu meinen vorherigen 
• Ausführungen nichts beitragen, ausservielleichteinen Gedan­

ken: Das ist der erste Anwendungsfall. den ich einleitend er­
wähnt habe und auf den auch Herr Bundesrat Delamuraz auf­
merksam gemacht hat. 
Wenn wir zu öffnen beginnen, machen wir nicht mehr das. was 
der Zweck der Revision war. sondern wir verändern dann das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz in der Substanz; das war nie 
beabsichtigt. Ich sage noch einmal: Die Verordnung enthält in 
Artikel 36 Absatz 2 ohnehin die Möglichkeit. dass die Degres­
sion wegfällt. wenn das Taggeld den Betrag von 90 Franken 
nicht übersteigt. 
Darum möchte Ihnen die deutliche Kommissionsmehrheit hier 
empfehlen. der Linie des Bundesrates zu folgen. 

M. Jelmini: II ne s'agit pas de modifier le fondement de cette 
branche d'assurance. il s'agit de la corriger. M. le conseiller 
federal vient de dire qu'il convient precisement de faire des 
amendements sectoriels et c'est bien de cela qu'il s'agit en 
l'occurrence. 
Avec la minorite de la commission. je vous propose de suppri­
mer la degressivite. c'est-a-dire cette reduction automatique 
des prestations dues aux chömeurs apres le versement de 85 
et 170 indemnites respectivement. Le but de cette disposition 
est d'encourager le chömeur a chercher ou a accepter une 
nouvelle occupation le plus tot possible. en ajoutant une 
reduction ulterieure pouvant aller jusqu'a 10 pour cent a celle 
de 20 pour cent qui est deja appliquee dans le versement de 
l'indemnite. soit une reduction atteignant 30 pour cent. 
La suppression de la degression correspond a un vieux postu­
lat que nous avons deja soutenu en 1980 lors du prem,er 
debat concernant cette loi. Je rappelle qu'on avait invoque ja­
dis, pour son abolition. des raisons de justice. c'est-a.-dire 
d'equite et de droit, qui auraient du empecher l'introduction de 
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ia degress1on dans un texte legislatif. Le ch6mage, en effet. est 
touiours cause par oes tacteurs econom1ques independants 
de la volonte du travailleur. Les plus touches sont evidemment 
ceux qu1 ont le moins de poss1b1lites de trouver un travatl con­
venable et dont beaucoup ont des obligations de famllle. 
comme v1ent de le rappeler M. Onken. Ce sont egalement les 
travallleurs des regions mo1ns favonsees. ou les capnces 
structurels ou de la con1oncture se font le plus sentir. qu1 sont 
!es v1ctimes de ces cas penibles. 
Le Conseil federal ava1t et a encore la competence d' ordonner 

suspension de ces mesures en cas de chömage pers1stant 
ou orononce regional ou general. ce qu'il a fait par vo1e d'or­
donnance en considerant la Situation de certaines regions du 
pays. Ces ordonnances ont ete abrogees recemrnent, con­
formement au pouvoir du gouvernement, et Je pense qu'il 
l'exerce en consultant les cantons concernes. Toutefois. 
lorsqu on supprime un soulagement collectif, meme en appli­
quant des cnteres raisonnables. on en laisse subister et on ris­
que parfois d'aggraver des cas individuels penibles. 
II est vrai que des lim1tes sont prevues dans l'application de la 
degression. quant au montant minimum de l'indemrnte ou 
quant a l'äge du ch6meur. Ace propos. il faut apprecier le 
gaste du Conseil federal. auquel la commission s·est ralliee. 
en faveur des chömeurs exoneres de la reduction des presta­
tions pour lesquels la limite d'äge a ete aba1ssee. Mais cec1 
rend la degress1on encore motns justifiable en introduisant un 
element discriminatoire qui penalise uniquement certaines 
categories de ch6meurs. II semble d'ailleurs ridicule de 
pretendre que trouver un emploi puisse se faire plus rapide­
ment gräce a ces mesures de reduction. C'est comme si on 
pretendait - pardonnez-moi la comparaison - faire courir le 
cheval plus vite en diminuant sa ration d'avoine. Au contraire, 
on augmente inutilement le malaise du chömeur. 
II convient enfin de rappeler que la suppression de la degres­
sion ne va pas entrainer des consequences financieres preoc­
cupantes. C'est pourquoi je vous engage a appuyer la propo­
sition de la minorite de votre commission. 

M. Oucret: L'image de notre collegue Jelmini est jolie au sujet 
du cheval qui court, mais si on ne fait pas du tout sortir le che­
val de son enclos il ne courra plus. C'est cela le probleme. Je 
m'etonne de ces propositions qui nous viennent du Parti so­
cialiste. appuyees par M. Jelmini. Ce n'est pas le seul frein 
dans une assurance sociale. On connait par exemple le frein 
mutualiste, de fayan a ce que les gens n'abusent pas de ce 
que leur doivent leurs assurances-maladie. 
Deuxieme etonnement: lorsque quelqu'un est malade ou a ete 
blesse dans un accident. presque toujours, a. un moment 
donne, le medecin. sans lui ordonner de travailler a plein 
temps, lui demande de travailler a. mi-temps. On sait bien pour­
quoi: c'est parce que l'on doit recommencer a. s'habituer a un 
emptoi. Or. la nature humaine est faible. Si on peut avoir 80 
pour cent de son salaire sans travailler du tout ou accepter un 
emploi avec un salaire moindre par rapport a celui que l'on 
avait avant, il n'y a evidemment aucune incitation. Nous sa­
vons encore autre chose par experience: les chömeurs de lon­
gue duree deviennent impossibles a. placer. II serait preferable 
de trouver d'autres incitations. peut-etre en leur accordant un 
complement de salaire s'ils ne trouvent pas un emploi avec un 
salaire equivalent a I' ancien - ce qui serait incitatif- de fa9on a 
ce qu'ils conservent leur situation. Je vous demande donc de 
refuser les propositions qui nous sont faites et de suivre la ma­
jorite de la commission. La loi fonctionne; alle correspond a 
d'autres lois sociales du meme type. 
Dans tout le probleme de la modification de la loi sur le 
chömage, il est evident que l'on doit etre tres attentif. Tout a 
!'heure quelqu'un parlait du liberalisme econom1que. que l'on 
doit saluer avec respect parce que la preuve est faite que les 
ent~eprises nationalisees sont bien incapables de faire ce que 
le liberalisme economique a fait dans notre pays. L'exemple 
est donne et on est en train de nous suivre. Le discours que 
nous faisait hier M. Falber a votre place. en ce qui concerne les 
pays de l'Est. nous montre la cacade epouvantable dans la­
quelle le dirigisme. les garanties de l'emploi les ont conduits. 
Ne nous laissons pas faire. Restons dans le regime qui est le 
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nötre. defendons la s1tuation. Monsieur Onken. ne regardez 
pas le ciel. vous. dont le Parti a dü s' excuser de ne pas aller as­
s1ster a la consecration de M. Ceausescu. Par une grande 
chance. vous etiez empeche par un congres qu1 se tena1t a 
Geneve. Vous qu1 vous etes excuse. ne venez oas nous don­
ner tellement de le<;:ons. Ouvrez !es yeux. s · il vous plait, sur nos 
realites. qu1 sont autrement plus seduisantes que celles de vos 
camarades. 
dl me fa1t marrer. 11 me fait marrer». 1Hilante) 

Frau Weber: Erlauben Sie mir doch einige Sätze. 
Ich glaube. wenn wir bei diesem Artikel der Mehrheit folgen, 
sparen wir im Grunde genommen am falschen Ort. wenn man 
überhaupt von Sparen reden will. 
Es ist so. dass in der Praxis genau 1ene Arbeitslosen echte Här­
tefälle werden. die schon über eine gewisse Zeit arbeitslos 
sind. Wer 15 Tage arbeitslos ist. 1st kein so schwerer Härtefall 
wie 1ener. der nach drei, vier Monaten immer noch keine Stelle 
gefunden hat. 
Ich kann Ihnen aus der Praxis sagen. dass es sehr viele über 
FünfzigJährige gibt. die genau in dieser Situation sind. die aus 
irgendeinem Grund ihre Arbeitsstelle verlieren und nachher 
keinen Weg zurück finden. Genau für diese wird das Ganze zu 
einem schlimmen Härtefall. 
Ich möchte auch auf etwas anderes hinweisen: Herr Hunziker 
hat gesagt, dass die Ausnahmeklausel in Kraft tritt, wenn der 
Verdienst unter 90 Franken fällt. Das ist schön und gut, aber 
wir müssen uns einmal bewusst werden. auf welcher Ebene 
wir da reden. 90 Franken im Tag - bitte rechnen Sie einmal 
aus, was das im Monat heisst: Das ist ein Verdienst, mit dem 
man praktisch nicht leben kann. Ich glaube, auf dieser Ebene 
muss sowieso etwas gemacht werden. 
Ich bitte Sie, nicht gerade bei den Leuten zu sparen, die nach 
85 Tagen immer noch nicht wieder in einen Arbeitsprozess 
eingeführt werden konnten. Ich bitte Sie also, der Minderheit 
zu folgen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: J'ai craint que la parabole 
du cheval et de l'avoine de M. Jetmini ne rouvre le debat agri­
cole ce matin devant le Conseil <:ms Etats. Heureusement, ca 
fut une allusion legere. Cela me permet pourtant de souligner 
que la minorite de la commission a tort de vouloir proposer la 
suppression de la degressivite.11 ne fait pas de doute que cette 
degressivite inerte a reprendre un emploi, stimule la volonte -
je dirai, a taut prix - de sortir de la condition de chömeur et 
qu 'alle facilite et accelere le placement. C'est un domaine deli­
cat ou il ne faut s'exprimer ni avec cynisme ni avec durete. 
Lorsque l'on entend parfois des propos arrogants sur !es 
chömeurs professionnels et generalisant cette notion. il taut 
reagir car ce ne sont pas tous des chömeurs professionnels. 
tant s'en faut. II faut bien se rendre compte qu'il y a derriere 
chaque cas de la detresse humaine. C'est bien pour cela que 
le principe de la degress,vite. qu'il taut maintenir en general. 
peut faire l'objet d'adoucissements. d'exceptions dans toute 
une serie de cas. 
Actuellement. les chömeurs äges de plus de 55 ans ne sont 
pas soumis a la degressivite. L'idee du Conseil federal dans 
son ordonnance est de passer de 55 a 45 ans. observation 
faite du marche de l'emploi. des difficultes que conna1ssent 
teile au teile categorie de chömeurs a se replacer et, en parti­
culier. des difficultes consecutives a l'äge de ces chömeurs. 
Voila une premiere exception au principe de la degressivite. 
Elle correspond a. une volonte sociale et de solidarite. 
11 y a non-degressivite egalement en ce qui concerne las invali­
des, non-degressivite lorsque le ch6meur s'astreint a frequen­
ter des cours qui devront normalement favoriser sa reintegra­
tion. pas de degressivite non plus lorsqu'il y a ch6mage pro­
nonce et persistant sur le plan regional ou meme national. 
Toutes ces mesures d'assouplissement sont en main du Con­
seil federal et - vous pouvez m'en croire - il continuera ä an 
faire usage lorsque le cas se presentera. Par a1lleurs. M. Da­
nioth an taisait la proposition dans le cadre de la comm1ssion. 
le Departement federal de l'economie puolique peut adapter 
l'indemnite journaliere si celle-ci ne correspond pas a l'evolu­
tion des salaires. Le minimum de 90 francs applique au-

74 E 7 mars 1990 

jourd'hui pourra1t bien etre. dans un bref delai, porte a 100 
trancs. Enfin. la degress1vite ne s applique pas non plus a l'as­
sure qu1 a acqu1s de nouvelles periodes de cotisations durant 
la periode de l'indemrnsat1on. 
Des lors. compte tenu de la necess1te de onnc1pe de maintenir 
la degress1v1te, ma1s compte tenu auss1 de l'arsenal juridique 
1mpress1onnant a la disposition du Conseil federal pour faire 
des except1ons a l'application de la degressiv1te dans les cas 
veritablement de ngueur. personnels ou collectifs, je vous de· 
mande de su1vre le Conseil federal et la ma1orite de votre com­
mrssion. 
11 vous interessera de savoir que. s1 l'on applique dorenavant la 
limite de 45 ans et que s1 l'on eleve l'indemnite de 90 ~ 100 
francs. la degress1vite toucherait surtout les personnes relati­
vement jeunes qui re<;:oivent une indemmte journaliere su­
perieure a la moyenne et qu, restent au ch6mage plus de 17 
semaines alors qua le marche de l'emploi est equilibre. Cela 
representera decidement peu de monde. et pourquoi peu de 
monde? Parce que prec,sement la degressivite aura permis le 
retour plus rapide et plus efficace a un emploi, par conse­
quent, le but aura bei et bien ete atteint. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 23 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.23&1.4 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.24,25 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 Abs. 2, 5 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Jelmini, Danioth, Jaggi, Onken. Ziegler) 

a. höchstens 150 Taggelder ... .. 
b. höchstens 200 Taggelder ... .. 
c. höchstens 300 Taggelder .... . 
(Anpassung der anderen Absätze) 

Abs. 5 
. ... die Höchstzahl von 300 Taggeldern .... 

Art. 27 al. 2, 5 
Proposition de Ja commission 
A/.2 
Maiorite 
Adherer au pro1et du Conseil federal 
Minorite 
(Jelmini. Danioth. Jaggi, Onken. Ziegler) 

a. 150 indemnites .. .. 
b. 200 indemnites .. .. 
c. 300 indemnites .. .. 
(Adapter les autres alineas) 

26Stimmen 
10Stimmen 
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Al. 5 
. n excedera toutefo1s oas 300. 

Abs. 2 Al. 2 

Hunziker. Benchterstatter: Hier handelt es s1cn um einen zen­
tralen Artikel der Revis1onsvor1age. Gleichze1t1g wird auch die 
vorn Kanton Neuenourg e1ngere1cnte lnmat1ve angesprochen. 
Sie betrifft nam11ch Absatz 5 dieses Artikels. 
Es gao 1n der Komm1ss1on zu den beiden Absatzen 2 5 
mehrere Antrage. Anv1s1ert wurde einmal die Abkopoelung aer 
Tagge1der von der 8e1tragsze1t. dann aoer auch die Anzahl der 
Tagge1der an sich. Den schliess1ich daraus resu1tierenaen 
oder noch verbleibenden Mindeme1tsantrag finden Sie aui der 
Fahne. 
Die Kornrn1ss1onsmehrhe1t ist der Auffassung, dass man - wie 
das schon oe1 einem früheren Artikel gesagt worden 1st - eine 
Ausdehnung der Beitragsoerechtigungsdauer nicht ins Auge 
fassen sollte. Die Vorlage wurde doch aufgrund von konsultati­
ven Arbeiten von pantatischen Kommissionen erarbeitet. Der 
Konsens. der dort gefunden wurde. ware dann nicht mehr vor­
handen. 
Es gibt aus der Sicht der Komm1ss1onsmehrheit aber auch an­
dere Grünae. die bereits beim Eintreten genannt woraen sind. 
Die Komm1ss1on 1st aber hier ziemlich geteilter Meinung. Sie 
folgt nur mit 6 zu 5 Stimmen der bundesratlichen Version. und 
da spielt nun die Initiative des Kantons Neuenourg hinein. 
Bundesrat und Komrrnss1onsmehrhe1t möchten das Gesetz in 
Absatz 2 nicht andern: denn eine Ausdehnung der maximalen 
Zahlung von Taggeldern bis auf zwei Jahre würde als zu ex­
zessiv erachtet. Hingegen ist in der Kommission der Antrag 
einhellig angenommen worden, dem Bundesrat in Absatz 5 
die Kompetenz zu geben, in ausserordentlichen Fällen die 
Zahl der Taggelder von nach geltendem Recht 250 auf neu 
300 zu erhöhen. aber nur beim Vorliegen dieser besonderen 
Umstände, die in Absatz 5 genannt sind. 
Würde man nun den Minderheitsanträgen in Absatz 2 zustim­
men, dann würde man ohne Vorliegen dieser besonderen har­
ten Umstände generell in allen drei Fällen, also bei den Buch­
staben a. b und c. die Taggelder erhöhen, was nach Meinung 
der Kommissionsmehrheit auch der ratio legis widersprechen 
würde und an sich die ausgehandelte Lösung wieder aus dem 
Gleichgewicht brächte. 
Ich kann zusammenfassen: Die Kommissionsmehrheit bean­
tragt Ihnen. in Absatz 2 dem Bundesrat zu folgen, also beim 
geltenden Recht zu bleiben und in Absatz 5 - das wird dann 
später noch auszuführen sein - die Initiative des Kantons Neu­
enburg abzulehnen. dafür aber die Zahl der Taggelder von 
250 auf 300 zu erhöhen. 

M. Jelmini, porte-parole de la minorite: Le message ne pro­
pose pas. en verite. de revoir le contenu de l'article 27 concer­
nant le nombre maximum d'indemnites journalieres. quoique 
dans la procedure de consultation. le probleme ait ete souleve 
de plusieurs cötes. Au sein de la comm1ssion. differentes oro­
positions ont ete formulees et exammees parallelement a !'ini­
tiative du canton de Neuchätel. La proposition que la minonte 
vous presente a recueilli au sein de la commission 5 voix 
contre s. C'est le president qui a tranche pour le Conseil 
federal. 
Le but de la disposition en vigueur consiste a eviter que le tra­
vailleur qui a cotise a court terme (six ou douze mois) ne 
puisse beneficier de l'indemnite de ch6mage pour la meme 
periode que celui qui a cotise pendant plus longtemps. et a li­
miter de taute fa9on le nombre maximum d'indemnites. 
La pratique a pourtant montre des lacunes dans l'applicat1on 
de ce principe qui ne parait pas equitable et qui devra1t etre 
corrige au moins dans sa portee, s'il s'agit justement d'un 
amendement sectoriel. Celui que la minorite vous propose 
doit etre cons1dere comme une solution de comprom1s. si l'on 
tient compte de la portee des differentes demandes formulees 
dans le cadre de la procedure de consultation. propos1tion qui 
a presque reuss1 a obtenir la faveur de la comm1ssion, comme 
jevous l'ai dit. Jevoudrais rappelerquece n'est pas la taute du 
travailleur s'il n'a eu pas la possibilite de cotiser pendant un 
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delai plus ou moins long. c est-a-dire s II n·a pas eu loccas1on 
de trava;iler en tant que saiane oour une certaine oeriode. II ar­
nve donc souvent que ron penal1se ceux qu1 ont vra1ment le 
plus oesoin d a1de. En effet. dans 1a categone orevue a !a lettre 
a ae l'alinea 2. c est-a-d1re 85 indemrntes au PIUS s1 la cot1sa­
'.!On s est etendue penaant s1x mo1s au mo1ns. on trouve des 
1eunes gens en fin a·etudes. ceux qu1 reprennent leur trava1I 
:ipres une 1ongue ma1adie. ceux qu1 n ont plus te dro1t a une 
ceme de i AVS ou de 1a ca1sse nanonate oarce au ils ne sont 
;:;1us cons1deres comme 1nva11des ou mcaoables ae trava1iler. 
es emigrants qu1 rentrent de !'etranger. la femme au1 vient de 
se separer ou qu1 perd son con101nt ou qu1 recornmence a tra­
·1a1ller pour d autres ra1sons. Pour ces personnes. le but pnnci­
pal et urgent est d'etre placees a orets delais. Mais. en revan­
che. elles ont auss1 plus de d1fficultes a etre ptacees. Pour­
quo1? - parce qu elles manquent de format1on complete. elles 
manquent d'experience. elles n ont pas oeneficie de nou­
·,elles onentat1ons dans leur profession. Les offices ae place­
ment ne sont pas touiours en mesure de faire tace aux pro­
:Jlemes. en general tres differenc1es et tou1ours delicats. qu1 se 
posent. II taut compter sur les rnoyens qu1 perrnettent une rein­
sertion adequate. des cours de perfectlonnement. eventuelle­
ment de reconvers,on. ma1s il taut du temos. Voila pourauoi 
cette categone do1t beneficier d'une augmentat1on sensible 
du nomore max1mum des 1ndemrntes. 
La deux1eme categone qu1 est prevue a la lettre c reunit. 
d'apres les exoeriences des offices du travail. surtout les per­
sonnes agees ou celles qu1 eprouvent des problemes phys1-
aues ou psychiques. et pour lesquelles le placernent presente 
beaucoup de difficultes. II s'agit en general de personnes qui 
ont contribue au developpement de l'econornie pendant une 
longue partie de leur vie et qui. a la suite de restructurations 
d'entreprises, se sont trouvees dans l'impossibilite de pour­
suivre leur activite et dont la difficulte majeure est d'etre pla­
cees ailleurs. 
La categorie B comprend une partie des caracteristiques des 
deux autres. II est vrai que la Confederation a la possibilite 
d'adoucir la rigidite de ces mesures dans des cas et des situa­
tions particulierement penibles. La commission propose d'ail­
leurs un amendement ä ce sujet. Mais, entre temps, le Conseil 
federal a renonce ä l'application de ces dispositions excep­
tionnelles, comme j'ai dejä eu l'occasion de le rappeler dans 
ce debat. Ces exceptions tiennent seulement compte des si­
tuations objectives et de caractere general - regions, certaines 
categories - mais ne considerent evidemment pas la situation 
personnelle de certaines personnes ou categories de person­
nes pour lesquelles les difficultes peuvent etre encore plus 
grandes. II laut reconnaitre qu·a l'echelon cantonal. des mesu­
res ont ete pnses pour maitriser au moins la situation. mais de 
marnere parfois tres differenciee. C'est d'ailleurs ä l'assurance 
federale qu il appartient de resoudre les problemes du 
chömage et ce le plus completernent possible. 
L'evolution technolog,que est rapide et tres exigeante. Elle ap­
porte des avantages ma1s aussi des inconvenients. Le 
chömage doit etre combattu avant qu il se produise et. 
lorsqu'il commence a se produire. par des mesures preventi­
ves et des moyens qui assurent aux chömeurs la poss,bilite de 
se reinserer dans l'economie. si possible de maniere defini­
tive. Pour y reussir, il faut du temps. une certaine tranquilite, 
surtout ecomomique. pour les personnes interessees. Les offi­
ces de placement pourraient d'ailleurs mieux saisir le pro­
bleme ,ndividuel du ch6meur s'il n'etait pas trop mis sous 
pression. 
Tenant compte de ces reflexions. je vous demande d'approu­
ver la propos1tion de la minorite. 

M. Delamuraz. conseiller federal: En augmentant les norn­
bres maximums d'indemnites. comme le suggere la minonte. 
non seulement on ne donne pas davantage de chances aux 
ch6meurs de longue auree de se reintegrer - c est ce que 
nous souhaitons tous - mais on prend le risque grave de vo,r la 
duree du ch6mage augmenter d·une marnere generale. par 
l'insouciance ou l'inconscience. dans sa premiere phase. de 
la necessite de trouver un emploi dans les meilleurs delais. 
Je le repete. il ne laut parler de ce probleme ni avec cynisme ni 
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avec arrogance non plus qu avec durete. Mais 11 n·empeche 
que nous devons voir dans la lim1tat1on dans le temps du nom­
bre des 1ndemnites le meme effet oos1t1f que celu1 que nous 
1oy1ons tout a !'heure par 1e maint,en de la aegress1v1te. c·est 
::ans ce sens-!a ou une 1nc1tat1on a ne nen faire - selon la pro­
;::ios1t1on de la m1nonte de la comm1ss1on est danaereuse et 
aura1t pour effet de deregler les comportements des partena1-
res soc1aux. auss1 b1en des donneurs a·emp101s que des ae­
·..,andeurs et. parm, eux. aes chomeurs. 
Les 1naemnites qu1 ava1ent ete calculees a 1·eooque se sont 
revelees. aans 1eur i1m1te temporelle. b1en ch1ffrees. Et c est 
oour ce1a aue le Conseil federal. dans le message qu II vous 
soumet au1ourd'hui. a propose de ne rien changer a l'article 
27. Les mesures eprouvees ont fonct1onne. Les cas soc1aux 
dont se reclament !es oart1sans de la minonte ont pu etre 
regles a sat1sfaction. De grace. ne changez pas un dispos1t1f 
qu1, durant de nombreuses annees. a fait ses preuves dans 
des situat1ons econom1ques et des reg1ons differentes ou 
nous avons ete a meme de prendre des bonnes d1spos1tions 
dans le cadre de cette reglementation. 
J'ajoute qua l'assurance-chömage federale. dont nous pa­
rlons 1c1. s additionnent les aides aux chömeurs que les can­
tons ont quas1ment tou1ours accordees lorsque la s1tuation 
econom,aue et du marche de l'emplo1 le justifiait. II faut aussi 
compter les dispositions de 1·ass1stance publique. te cas 
echeant. ou, pourraient 1ntervenir en troisieme echelon et qui 
nous permettent d'obtenir l'effet escornpte. sans au il y a1t de 
declenchement de cas soc,aux. comrne d'aucuns de la mtno­
nte le redoutent. 
J'ins1ste sur un tait: le chömage structurel doit etre cornbattu 
avant tout par un service de placement efficace et par des rne­
sures preventives. Les propositions du Conseil federal, dans le 
domaine precisement de ces mesures, notamment a l'article 
66. ou la duree du versement des allocations d'initiation au tra­
vail est portee a douze mois au lieu de six, constituent verita­
blement un travail de prevention. une action positive qui atteint 
les effets desires bien plus que ne le ferait une prolongation 
dangereuse des indemnites maximums. 
Le Conseil federal fait une concession a differentes proposi­
tions. tout en se montrant hostile a une initiative du canton de 
Neuchätel. II a admis que l'on pouvalt passer de 250 a 300 in­
demnites et c'est ce que la majorite de la commission vous 
propose. Aller au-deta, comme le demande la minorite, c'est 
prendre des risques que je qualifie encore une fois de dange­
reux. Suivez la majorite de votre commission, eile est bien ins­
piree. 

Hunziker, Berichterstatter: Ich schlage lhn·en im Einverneh­
men mit Herrn Jelmini vor. über die Buchstaben a. b und c Ab­
satz 2 in g/obo abzustimmen. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 5-A/. 5 

24Stimrnen 
10Stimrnen 

Hunziker, Berichterstatter: Hier geht es um die Frage, die in 
der Standesinitiative des Kantons Neuenburg angezogen 
wird. Es geht genau genommen lediglich um die Anzahl der 
Tage. Nach geltendem Recht haben Sie eine Höchstzahl von 
250 Taggeldern. In der Initiative Neuenburg wird nun festge­
setzt. dass die Beitragszeit 250 zusatzliche Taggelder nicht 
überschreiten dürfe. das heisst also, dass im Extremfall bis 
500 Tage resultieren könnten. 
Die Kommissionsmehrheit - auch eine knappe Mehrheit - wi­
dersetzte sich dieser Zahl, hat dann aber einen Antrag in der 
Komm1ss1on, die hierfestgelegte Zahl von 250 Taggeldern auf 
300 zu erhöhen. einhellig gutgeheissen. Wenn nun das Ple­
num darüber diskutiert und entscheidet. ist auch bereits die 
Frage der Standesinitiative Neuenburg entschieden. Deshalb 
wird es richtig sein. das. was dort als Begründung angeführt 
werden soll. bereits jetzt einfliessen zu lassen. sonst führen wir 
nachher bei der Behandlung der Initiative die genau gleiche 
Diskussion noch einmal. 

76 E 7 mars 1990 

M. Oelamuraz. conse1ller federai: Je su1s partaitement d'ac­
cord de tra1ter ma1ntenant !'initiative que nous presente le 
ores1dent de la comm1ssion. M. Jelm1rn. et. pour les ra,sons 

invoauees. 1e vous 1nv1te a la refuser. 

Angenommen Adopte 

Art. 28 Abs. 1 
Antrag der Kommission 

.. von einer Woche pro Rahmenfrist für den Leistungsbezug, 
:msser wenn die Arbe1tsuntah1gke1t 

Art. 28 al. 1 
Propos,rion de Ja comm1ss1on 
.. un delai d'attente d'une semaine oar delai-cadre applicable 

a la periode d'indemrnsat1on. sauf s11·1ncapac1te .... 

Angenommen -Adopte 

Art. 29 Abs. 2, Art. 31 Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 29 al. 2. art. 31 al. 1 let. a et al. 2 
Proposition de /a comm1ssion 
Adherer au proiet du Conseil federal 

ßngenommen -Adopte '1"!!:~d,',,~-~-- ~ 

Art. 32 Abs. 2. 3 
~ Antrag der Kommission 
'Abs 2 ? • 

·tZustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
· Abs. 3 erster Satz 
, Der Bundesrat regelt für Härtefälle die Anrechenbarkeit .... 

Antrag Delalay 
Abs. 3 zweiter Satz 
.... dass der Arbeitsausfall nur bei einer bedeutenden Betriebs­
einstellung anrechenbar ist. 

Art. 32 al. 2, 3 
Proposition de la commission 
Al.2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 premiere phrase 
Pour les cas de rigueur. le Conseil federal regle .... 

Proposition Delalay 
Al. 3 deux,eme phrase 
.... qu'en cas d'interruption importante du travail dans l'entre­
prise. 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3 erster Satz-Al. 3 premiere phrase 

Hunziker, Berichterstatter: Hier schlägt Ihnen die Kommis­
sion eine redaktionelle Aenderung vor. 

Angenommen -Adopte 

Abs. 3 zweiter Satz -Al. 3 deuxieme phrase 

M. Oelalay: Concernant l'article 32. alinea 3. deuxieme 
phrase. j'ai depose une proposition de caractere plus formel 
que tondamental. Elle prevoit que l'indemnite soit attribuee en 
cas d'interruption complete ou de reduction importante du tra­
va1I dans l'entrepnse. L'idee de cette proposition est tout sim­
plement de rendre le texte de la loi conforme aux 1ntentions in­
diquees dans le message du Conseil federal. a la page 18, et 
qui se lisent comme suit: «On souhaite que soit elaboree une 
reglementation des cas de rigueur selon laquelle les interrup­
tions de travail causees par les pertes de clientele en raison de 
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cona1t1ons meteoro:oq1ques defavoraoles sont onses exceo­
t1onnellemem en cnarge oar I assurance 1orsaue ,eur amoteur 
et leur duree sont 1moortantes" 
En ettet voucra1s 1ntroau1re a i art1cle 32 une d1soos1t1on se­
'on 1aoue1le tes 1naemnites oour reauct1on a horaires de trava11 
ne so1ent oas seu1emem oayees 1orsaue t emreonse arrete 
comp1etement son acnv1te. ma1s auss1 lorsau II s ag1t d un 

cordance 
101. 

du Conse11 lederal et le texte ae 

En conc1us:on vous a souten1r cette orooos1t1on Out 
veut le 01us veut le mo1ns. Or. il s ag1t 101 s1molement de la con­
firmanon ae i 1ntent1on. et de ia mem1onner oar ecnt 

Lauber: !cri mochte aen Antrag von Herrn Delalay unterstut­
zen. Die Bestimmung. dass der Arbeitsausfall nur oe1 vollstän­
diger Betriebseinstellung anrecnenoar ist 1st unserer Mei­
nung nach ungerechtfertigt Er würde dazu führen. dass 1ene 
Leute. die eben die Betriebe scnliessen. praktisch für ihre Inak­
tivität belonnt werden. Die Formulierung" . oder erheblicher 
Einschrankung aes Betriebes . , 1st unserer Meinung nach 
angemessener. 
Ich mochte mich auch zum Problem der längeren Karenzfn­
sten kurz aussern. in aer Botschaft soricnt man von einer Son­
derkarenzmst von 14 Tagen. Aus Sicht der gemachten Erfah­
rungen 1st aiese Karenzfnst zu lang. Ich habe bereits beim Ein­
treten darauf hingewiesen. Eine 14tägige Karenzfrist würde 
dazu führen. aass Entschädigungen praktisch bloss zu An­
fang oder am Ende des Winters ausgerichtet werden könnten. 
da Ja Betnebsschliessungen von über zwei Wochen während 
der Saison eher selten sind. 
Ich hatte in der Kommission angeregt. diese Karenztrist bei­
spielsweise auf 5 Tage zurückzuversetzen, konnte mich dann 
allerdings aufgrund einer diesbezüglichen Erklärung von 
Herrn Bundesrat Delamuraz einverstanden erklären und habe 
diesen Antrag zurückgezogen. Ich hätte sehr gerne, wenn 
Herr Bundesrat Delamuraz auch zuhanden des Plenums und 
damit zuhanden der Materialien eine entsprechende beruhi­
gende Erklärung abgeben könnte. 

Hunziker. Berichterstatter: Die Kommission hatte nicht Gele­
genheit. zu diesem Antrag Stellung zu nehmen, aber er leuch­
tet mir ein; auch die Begründung. Es wird Sache der Verwal­
tung, des Biga, sem, in der Verordnung festzulegen, wann 
diese erhebliche Einschränkung des Betriebes vorliegt 
Meines Erachtens kann aus der Sicht der Kommission dem 
Antrag zugestimmt werden. 

M. Delamuraz, conse1ller federal: En ce qu1 concerne cet arti­
cle. Je me prononcera1 sur deux po,nts. Le prem1er a tra1t a la 
propos1tion de M. Delalay. Au meme t1tre que le president de la 
commiss1on. (accepte cet amendement. En effet. le texte origi­
nal du Conseil federal eta,t un peu troo ngide et il n·aura1t oas 
perm1s d'aopliquer correctement notre mtent1on. formulee ex­
pressis verbrs dans Je message. de tenir egalement compte de 
Ja s1tuat1on des entrepnses qu1. sans etre reeilement fermees. 
ont du cesser pour une part 1mportante leurs act1v1tes. J invite 
donc le conse1I a accepter I amendement de M. Delalay. 
Deux1emement. contormement a ce que 1·ai declare en seance 
de comm1ss1on. et oart1culierement a l'adresse de M. Lauber. 
Je confirme 1c1 aue le Conseil federal fera un usage des plus 
moderes du dela1 de quatorze 1ours dont II est quest1on. et qu1 
est absolument max1mum. Je pense qu il ne s appliquera 
qu en debut de sa,son et s1 de nouvelles 1nterrupt1ons d ·acti­
·,ite deva1ent se oroou1re uiterieurement. elles sera1ent soum1-
ses a un oeia1 de carence de tro1s ou quatre Jours au olus. 
Nous devons aonc aonner toutes garant1es a M. Lauber auant 
au tait aue !e Conseil federal ne se sa1sira oas aro1tra1rement 
du de!a1 max1rnum orooose pour en faire un usage 1mrnooere 
!a ou ce1a n oas necessaire. 

77 

.:ingenommen gemass Antrag Delaiav 
\dopte se1on 1a oroposmon Delalay 

Revision 

Art. 33 Abs. 3 (neu). 34 Abs. 2. 35 Abs. 1. 37 Bst. b. c, 39 
Abs. 2. 41 Abs. 1. 42 Abs. 1 Bst. a. 43 Abs. 1. 3, 5, Art. 43a. 
44. 45 Abs. 1 - 3. 48 Abs. 2. 51 Bst. b (neu). c 

oer Komm1ss1on 
zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 33 aL 3 (nouveau). 34 al. 2. 35 al. 1. 37 let. b. c. 39 al. 2. 
41 al. 1. 42 al. 1 let. a. 43 al. 1. 3. 5. art. 43a, 44. 45 al. 1 - 3. 48 
aL 2, 51 let. b (nouvelle). c 
Proposmon de fa comm1ss1on 
i:,dherer au proJet du Conseil federai 

Angenommen - Adopte 

Art. 52 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 52 al. 1 
:Jrooos1t1on de la comm1ss1on 
'\dherer au proiet du Conse1i federa1 

4.ngenommen - Adopte 

Art. 58. 62 Abs. 2 Bst. c (neu), 63, 66 Abs. 2. 3, 4 (neu) 
Antrag der Kommiss/On 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 58, 62 al. 2 let. c (nouvelle), 63, 66 al. 2, 3, 4 (nouveau) 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 72 
Antrag der Kommission 
Die Versicherung kann die vorübergehende Beschäftigung .... 

Art. 72 
Proposition de Ja commission 
L'assurance peut encourager. 

Angenommen -Adopte 

Art. 75 Abs. 1, 83 Abs. 1 Bst. c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 75 al. 1. 83 al. 1 let. c 
Propos,tton oe fa comm1ss1on 
Adherer au oro1et du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II 
Prooosmon de ia comm1ss1on 
Adherer au pro1et du Conseil federai 

Adoote 

Gesamrabstfmmung Vote sur I ensemote 
Präsident: Von der Erklärung von Herrn Bundesrat Delamu-
raz betreffend Karenzfrist wird Kenntnis genommen. Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Wird dem Antrag Delalay opponiert? - Das ist nicht der Fall. 

28Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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raison pour 1aaueile le Conseil federal p1a1de pour la transtor­
rnat1on en oostu1at 
Quant au fonds. je cons1dere sans doute I instrument dont 
nous aisoosons 1c1. atin d a1der aux 1nvesnssements dans les 
,eg1ons de montagne. ccrnme un 1nstrument qu1 n est oas ce­
:u1 des oons sent,ments aue I on aevra1t oorter aux morta­
gnards ma1s comme I express1on a un acte d eau1te. de sol1-
aame acnve. a :.in acte d'harmonie. Teiles sont les caractenst1-
ques ae cette 0011t1aue 
Que cette cerra,ns d'entre vous. ne so1t oas as­
sez ncnement aotee et aue I assechement graaue, de ce 
10 nas oour la L!M so11 su1et a des oreoccupat1ons, Je le com­
prenas parta1tement Jene souhaitera1s mo1 auss1 nen d'autre 
que de renforcer la aotal!On de ce fonas pour oouvoir faire en 
mo1ns ae temps un oeu plus de choses en mat1ere d'invest1s­
sements dans les zones ae montagne. Mais. ne me fa1tes pas 
aire que la 0011t1que a l'egard de la montagne est une politique 
ae d1scours seuiement et non une politique d actes. Je cons­
tate qu au t1tre de la LIM. ores de 100 m1llions de francs 1mgue­
ront l'annee orocna1ne ies reg1ons de montagne pour les equi­
pements co1lect1fs: 56 m1llions au budget, olus une banne 
quarantaine qu1 rev1endront des amort1ssements acheves. Je 
constate que. en outre. nous venons de discuter de l'ameliora­
t1on aux 1oqements en zone de montagne. Vous avez la un au­
tre ,nsrrument au1 v1ent como1eter celu1 dont nous oarlons 
maintenant. Je constate que le tro1s1eme secteur d'aide a la 
montagne som ies a,aes oour I agnculture ae montagne au, 
s ajoutent. elles auss1. a ces montants. Ne dites donc pas que 
nous sommes en tra1n de ronronner avec des discours. qu il 
n y a que des symboles et pas d actes. II y a Ja une realite subs­
tantielle et 1e sws pret a suivre ceux qui souhaitent l'augmenter 
encore. C'est la raison pour laquelle le Conseil federal accepte 
le postulat. Pourtant. j'aimerais qu'il soit quand meme dit equi­
tablement ce qui a deja ete fait. et ce qui continue a l'etre, en 
faveur de la montagne. 
Pour terminer. je regrette que la commission consultative n'ait 
semble-t-il pas tenu le rythme que d'aucuns auraient souhaite 
qu'elle tienne. J'observe cependant que la question de la mo­
tion Steinegger, deposee au debut du mois de mars de cette 
annee, a ete evoquee en commission lors de sa seance du 
28 mars. Je ne sais si les honorables preopinants n'ont pas 
participe a cette seance ou s'ils en ont perdu le souvenir, mais 
en me recommandant pour que le rythme des seances soit 
plus soutenu a l'avenir. je leur fais observer qu'a la seance du 
28 mars il a bei et bien ete question de la motion de M. Stei­
negger. 

Abstimmung - Vote 

Für Ueberwe1sung als Motion 
Für Ueberwe,sung als Postulat 

89.062 

Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Revision 

119 Stimmen 
8 Stimmen 

Loi sur l'assurance-chomage. Revision 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 23. August 1989 (881111. 377) 
Message et pro1et de 101 du 23 aout 1989 (FF III, 369) 

Beschluss des Ständerates vom 7. März 1990 
Decis,on au Conseil des Etats du 7 mars 1990 

Kategorie L Art 68 GRN - Categor1e 1. art. 68 RCN 

Antrag aer Komm1ss1on 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Allenspach. Benchterstatter: Das Arbe1tslosenvers1cherungs­
gesetz vom 25. Juni 1982 hat sich nach übereinstimmender 
\.1e1nung bewahrt. Der Kerngenalt dieses Gesetzes wird des-
0alb durch die beantragte Revision nicht in Frage gestellt Die 
riev1s1on wurde e1nge1e1tet. weil sich erstens aufgruna der ge­
rrtachten Erfahrungen aam1nistrat1ve Vereinfachungen aut­
drangen. weil zweitens die finanzielle Selbstbeteiligung aes 
.'1.rbe1tgeoers bei Kurzaroe1ts- und Schlechtwetterentschädi­
gungen neraogesetzt \Neraen so1lte. damit diese oe1den ln­
s,rumente besser zum kommen, und we1i drittens rne 
Frage der Behandlung der wetterbedingten Arbeitsausfälle 1m 
'1.rbe1tslosenvers1cherungssystem uberpruft werden musste. 
Die Rev1sionsvor1age 1st im Ständerat gut aufgenommen wor­
den. Als Erstrat hat er sich von wenigen Ausnahmen abgese­
'<Sn - den bundesratlichen Revisionsantragen angeschlos­
sen. Die Diskussionen 1n der nationalratlichen Komm1ss1on 
waren gew1ssermassen ein Spiegelbild der ständerätlichen 
Erörterungen. Die Komm1ss1onsmehrhe1t folgte praktisch voli­
umtänglich den Bescnlüssen des Ständerates. 
Die wichtigsten der in der Kommission erörterten Revisions­
,,orschlage oetrafen folgende Punkte: 
1 Das ziviistandsunaohängige Taggeld: Artikel 22 Absatz 1 
des Gesetzes bestimmt dass das volle Taggeld bei Ledigen 
70 Prozent bei Verheirateten una Unterstützungspflichtigen 
80 Prozent des versicherten Verdienstes betragt Der Bundes­
rat schlägt neu ein vere1nhe1tlichtes Taggeid für alle von 
80 Prozent vor. Ständerat und nat1onairatliche Komm1ss1on 
stimmen dieser Herautsetzung des Taggeldes der ledigen Ar­
beitslosen von 70 auf 80 Prozent zu. 
2. Die Degression des Taggeldes: Gemass Artikel 22 Absatz 3 
des Gesetzes wird das Taggeld nach Bezug von 85 Taggel­
dern um 5 Prozent und nach Bezug von 170 Taggeldern noch 
einmal um 5 Prozent gekürzt. um den Arbeitslosen damit ein 
Zeichen zu geben und auch um sanften Druck auszuüben, da­
mit sie sich um eine Arbeit bemühen. 
Diese Taggelddegression ist verschiedentlich kritisiert wor­
den. Bundesrat und Ständerat halten an ihr fest. Sie haben 
aber den Personenkreis, der von der Degression ausgenom­
men ist, erweitert. Eine Herabsetzung des Taggeldes wird bei 
bescheidenen Taggeldern, bei über 45jährigen Arbeitslosen 
und bei Invaliden überhaupt nicht vorgenommen. 
Der Bundesrat kann zudem bei andauernder Arbeitslosigkeit 
allgemein oder für besonders hart getroffene Versichterten­
gruppen weitere Ausnahmen vorsehen. 
Die nationalrätliche Kommission hat sich dem Bundesrat und 
dem Ständerat angeschlossen. Sie tritt grundsätzlich für Bei­
behaltung der Taggelddegression ein. Sie will aber den Bun­
desrat ermächtigen, Härtefälle zu vermeiden und zusätzliche 
Gruppen von schwer vermittelbaren Arbeitslosen von der De­
gression ausnehmen zu können. Da hier ein Minderheitsan­
trag vorliegt, wird diese Frage den Rat ebenfalls beschäftigen. 
3. Der Taggeldanspruch: Das Gesetz stellt in Artikel 27 eine 
Beziehung zwischen Versicherungsdauer und dem Taggeld­
anspruch her. Wer länger Beiträge bezahlt hat. kann im Falle 
von Arbeitslosigkeit auch länger Taggelder beziehen. Dieser 
Grunasatz wurde in der Kommission von keiner Seite in Frage 
gestellt. Der Bundesrat will an den bisherigen Höchstansprü­
chen festhalten: der Ständerat vertritt die gleiche Auffassung. 
Er hat aber die Kompetenz des Bundesrates, bei andauernder 
erheblicher Arbeitslosigkeit eine höhere Anzahl Taggelder 
festzusetzen als gesetzlich vorgesehen. noch ausgeweitet. 
Die Mehrheit der nattonalrätlichen Kommission hat sich voll­
umfänglich dem Ständerat angeschlossen. Eine Kommissi­
onsminderheit will indessen die Taggeldbezugsdauer gene­
rell wesentlich erhöhen. zum Teil nahezu verdoppeln. Wir wer­
den in der Detailberatung darauf zurückkommen. 
4. Karenztag zu Lasten der Arbeitgeber: Sowohl bei Kurzar­
beits- als auch bei Schlechtwetterentschädigungen hat der Ar­
beitgeber neben den S0zialvers1cherungspramien monatlich 
noch einen vollen Karenztag zu seinen eigenen Lasten zu 
übernehmen. Diese finanzielle Selbstbeteiligung hat offen­
sichtlich viele Arbeitaeber veranlasst auf Kurzarbeit oder 
Schlechtwetterentschädigung zu verzichten und statt dessen 
Entlassungen vorzunehmen. Die sozialen Folgen von Entlas­
sungen sind weit schwerwiegender als jene von Kurzarbeit 
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Jder Arbe1tse1nstellung bei Schlecht'Netter. Es darf angenom­
men werden aass Entlassungen auch die Ame1tsiosenvers1· 
1:nerung starker oeiasten. Der Bundesrat w:11 desha10 die fi· 
~anz1e!le Se1bstbete1liauna des Arbeitgebers aut einen na1ben 
~roeitstaa als Karenzzeit reduzieren. Der Stanaerat una die 
·1anona1rat11cne Komm1ss1on haben s1cn diesem Antrag votl· 
umtang11cn angescnlossen. 

Konzeot1on der Schlechr.vetterentscnaaigung: Unsere 
Konzeot1on Arbe1ts1osenvers1cnerung oerunt aul dem 
·3runasatz. dass nur 1ener oez1ehen 
Jart der aem Arbe1tsmarKt zur Verfügung srent Dieser a1lge· 
·ne,ne Grunasatz wird durch das 1nst1tut der Kurzaroe1t una 
,jer Schlechtv,etterentschädigung aurchbrocnen. aenn oe1 
diesen be1aen Möglichkeiten ble1ot der aroe1tslose Arbeit· 
nehmer weiterhin aroe1tsvertrag11ch gebunden und steht da­
mit dem Arbeitsmarkt nicht oder hochstens 1n senr oeschrank­
tem Umfang zur Verfügung. Der Gesetzgeber hat deshalb bei 
Kurzaroe1t und Schlechr.vetterentschad1gung e1nschran­
kende Bezugsbedingungen festgesetzt Beide Institute mus­
sen Ausnahmen oleiben. 
Zwischen Kurzaroe1t und Schlechtwetterentschadigung be­
stehen grundsatzliche Unterschiede. Kurzaroe1t 1st nur zuläs­
sig bei nicht voraussehbarem. koniunkturellem Arbeitsman-

Kurzaroe1t 1st nicht zulässig oe1 branchen-. oerufs· und be· 
triebsubiichen BeschaftigungsscnwanKungen. Das normale 
Betriebsrisiko und die saisonalen Bewegungen nat der Arbeit­
geber selbst zu tragen. Sofern diese Voraussetzungen vorlie­
gen, kann Kurzarbeit in Jeaer Branche angeordnet ozw. von 
den zustandigen Instanzen bewilligt werden. Die Schlecht'Net­
terentschädigung kann 1m Gegensatz dazu nur dort ausge· 
richtet werden. wo zwar Aufträge vorhanden wären, die Arbeit 
aber des Wetters wegen technisch nicht möglich, wirtschaft­
lich nicht vertretbar oder dem Arbeitnehmer nicht zumutbar ist 
Bei Kundenausfällen infolge ungünstiger Witterung ist keine 
Schlechtwetterentschädigung möglich. Der Bundesrat hat in 
der Vollzugsverordnung umschrieben, in welchen Branchen 
und Arbeitsbereichen Schlechtwetterentschädigungen über­
haupt zulässig sind. Er hat dabei den gesetzlichen Rahmen 
voll ausgeschöpft. Er ist eher weiter gegangen, als sich dies 
der Gesetzgeber 1982 bei der daf1]aligen gesetzlichen Um­
schreibung der Schlechtwetterentschädigung vorgestellt hat 
Im Gegensatz zur Kurzarbeit war das Institut der Schlechtwet­
terentschädigung schon früher umstritten. Es fand 1982 nur 
deshalb Aufnahme ins Gesetz, weil vorher im Baugewerbe 
Schlechtwetterentschädigungen schon üblich waren und von 
den Sozialpartnern über ihre Arbeitslosenversicherungskasse 
finanziert wurden. 
Seit einigen Jahren wird das Institut der Schlecht'Netterent­
schädigung in zunehmendem Masse kritisiert. Es wird als 
Fremdkörper im System empfunden. weil damit auch bei vor­
aussehbaren Arbeitsausfällen Entschädigungen ausgerichtet 
werden. Andere kritisieren. dass zwar alle gleich hohe Prä­
mien bezahlen müssten. von der Schlechtwetterentschädi­
gung aber nur Arbeitnehmer ausgewahlter Erweroszwe1ge 
orotitieren Könnten. Die Touristikbranchen verlangten explizit 
Aufnahme unter die Branchen. die zum Bezug von Schlecht­
wetterentschädigungen berechtigt sind. ohne allerdings zu 
beachten, dass es bei ihnen nicht um w1tterungsbedingte Ar­
beitsausfälle geht sondern um w1tterungsbedingte Kunden­
ausfälle. Die Vernehmlassung ergab keine tragfähige Mehr· 
heit. weder für die Abschaffung der Schlechtwetterentschädi­
gung noch für die Verselbständigung, noch für die Ausdeh­
nung des Kreises neuer Bezugsberechtigter. Der Bundesrat 
sieht deshalb in dieser Revisionsvorlage keine grundsätzliche 
Veränderung der Schlechtwetterentschädigung vor. Sie bleibt 
weiterhin beschränkt auf Arbeitsausfälle. die zwingend auf 
Wettere1ntlüsse zurückzuführen sind. sie gilt weiterhin nur 1n 
den traditionellen bisherigen Schlechr.vetteremschädigungs· 
oranchen. 
Die Ausdehnung der Schlechtwetterentschadigung auf die 
Tounstikbranchen 1st in dieser Vorlage nicht beantragt und 
·1orgesenen. Hingegen soll im Rahmen der Regeln der Kurzar­
beit die Möglichkeit geschaffen weraen. wetterbedingte Kun­
denausfälle zu berücksichtigen. Kurzarbeitsentschädigungen 
können also in diesem Rahmen ausgerichtet werden. und 

:·Nar dann. wenn die Arbe1tsaustalle nicht zum normalen Be­
:,1ebsns1ko aes Arbeitgebers genören. n;cht voraussehbar 
sind. nicht als oranchen-. oeruts- und betnebsüblich angese­
··en weraen Können una auch nicht durch saisonale Beschäfti­
;:ungsschwanKungen verursacm weraen. 
:::er Bundesrat Kann zuaem tür aiese weneroedingten Kurzar­
oe1tsemschadigung 1angere Karenzfristen vorsehen. und er 
,ann aucn bestimmen aass eine vollständige oder m1nde-
31ens erneoilche aes Betriebes vorliegen muss. 

Bundesrat hat von a1esen Einschrankungs-
noglichke1ten Gebraucn zu macnen Ständerat und Mehrheit 
Jer nat1onalratlichen Komm1ss1on naoen a1eser Konzeption 
zugestimmt Eine M1nderhe1t beantragt wetterbedingte Kun­
denausfälle wie 01sher nicht einzubeziehen und es bei der bis· 
fiengen Regelung zu belassen. 
6. Adm1rnstrat1ve Vereinfachungen. Die übrigen Revisions­
ounkte sind in dieser Komm1ss1on nur wenig diskutiert wor­
Jen. Die Komm1ss1on stimmt Bundesrat und Ständerat in die­
sen Punkten zu. Die Komm1ss1onssorecher verzichten in der 
Detailberatung aarauf. diese Aenderungen 1m einzelnen zu er­
iäutern. Sie werden sich auf Jene Punkte beschränken, bei de­
nen Differenzen zwischen Komm1ss1on und Ständerat beste­
fien oder Kommiss1onsbescnlüsse durch Abänderungsan­
trage 1n Frage gestellt werden. 
Zudem wollen wir bei zwei Punkten nocn Erklärungen der 
Komm1ss1on aoaeben. 
Der Ständerat hat nach Abschluss seiner Beratungen einem 
Postulat zuaest1mmt 1n dem - in Widerspruch zu seinen Be­
schlüssen --der Bundesrat aufgefordert wird. Skischulen, Seil· 
bahnen sowie Berg- und Pistenrestaurants in den Regelbe­
reich der Schlecht'Netterentschädigung einzubeziehen. Wir 
können den wetterbedingten Kundenausfall aber nicht gleich­
zeitig zwei verschiedenen Regeln unterstellen. 
Der Nationalrat hat sich zu diesem ständerätlichen Postulat 
nicht zu äussern. In der national rätlichen Kommission ist auch 
kein entsprechender Postulatsantrag eingebracht worden. 
Ein solcher wäre, darüber besteht kein Zweifel, als Wider­
spruch zu der von uns beschlossenen Konzeption auch klar 
abgelehnt worden. 
Die nationalrätliche Kommission hat ohne Gegenstimme bei 
drei Enthaltungen Eintreten auf die Vorlage beschlossen und 
in der Schlussabstimmung die Vorlage ebenfalls ohne Gegen­
stimme bei einer Enthaltung genehmigt 

Mme Deglise, rapporteur: La loi sur l'assurance-chömage du 
25 juin 1982. entree en vigueur en 1984, a permis d'assurer 
une meilleure protection sociale contre les consequences du 
chömage. De plus. eile est devenue un mstrument indispensa­
ble a la politique actuelle de l'emploi. principalement du fait 
qu'elle n·a pas pour unique but de servir des prestations en 
cas de chömage, mais encore qu'elle encourage les chö­
meurs a prendre un emploi convenable et qu'elle offre un !arge 
eventail de prestat1ons de nature preventive. C'est dire qu'elle 
donne. dans son ensernble. satisfaction. 
La revis1on qu1 nous est proposee porte essentiellement sur 
des doma1nes qui ne donna1ent pas ent1ere sattsfaction. D'une 
part. il s'agit de simplifier 1·execution de la loi dans le domaine 
des prestations, d'autre part. de diminuer la participat1on fi· 
nanciere de l'employeur pour deux genres de prestations: l'in­
demnite en cas de reduction de l'horaire de travail et l'indem­
nite en cas d'intemperie. II s'agit surtout d'empecher que l'em­
ployeur ne recoure au licenciement au detriment du travail­
leur. 
Ce projet de revision a passe le cao du Conseil des Etats. Ce­
lu i-ci, a part quelques modifications mineures. a accepte le 
pro1et prepare par le Conseil federaL La maJorite de notre com­
m1ssion reioint dans ses decisions celles du Conseil des Etats. 
La comm1ssion a traite de cette revision lors de deux seances. 
Au cours de la discuss1on sur l'entree en matiere, eile a en­
tendu M. Delamuraz. conse1llerfederaL exposer les ra,sons de 
cette revis1on et commenter 1es princ1oa1es modifications. 
L accent a ete m1s sur 1e po1nt fort de cette rev1s1on: l'indemrnte 
en cas d'intemperies. En fait. pour trouver une solution a ce 
probleme. II s'agissa,t de repondre au prealable a deux ques­
tions bien precises: prem1erement. quelles pertes de travail 
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dues aux cona1t1ons meteorolog1ques do1vent etre pnses en 
cnarge I cissurance se1on le onnc1oe de la solidante? 
oeux1emement a1_;e1les oenes 001vent etre exclues oarce 
au elles oart1e du risaue aue I emo1oyeur 001t assumer 
'ui-meme; tedera1 orooose comme so1ut1on un sys-
teme I octro1 de i indemn1te en cas a 1ntemoenes 
reste 11m1te aux cas de oerte de trava,I causee directement oar 
aes cneteoro1oq1cues 1neluctables. cas reserves 
actue1lernem orancnes du oat1ment et de I econom1e to-
resnere oerte de due au rnanaue 
neige. aonne oas aro1t a I indemnite. En re-
1ancne reoondre aux 1ntervennons oanementaires allant 
aans ce sens. Conseil federal propose. dans ce pro1et de re­
v1s1on. ae prendre en cons1derat1on aes pertes de trava11 dues 
indirectement aux 1ntemoenes dans 1e caare ae 1·1ndemnite en 
cas de reouct1on ae I hora1re ae trava1L C'est d ailleurs cette 
solut1on au II ava1t cho1s1e au pnntemps de cette annee. 
1orsqu II s·est ag1 de orendre aes mesures urgentes pour 1n­
demniser certa1nes oertes de trava1I dues aux 1ntemperies. et 
cec1 apres 1ro1s n1vers consecunfs tres peu enne1ges. 
Les memores ae la comm1ss1on ont accueilli favoraolement ce 
proJet. re1evant en part1culier le souiagement des popu1at1ons 
de momaqne. olus oart1cu1ierement touchees par cette rev1-
sion. Les m111eux au tounsme. auo1que souhaitant une so1u­
tion par te 01a1s ae 1 1ndemnite en cas a intempenes. esnment 
que 1e Conseil feaera1 ta1t tout de meme un oas dans 1a bonne 
airect1on Les offices cantonaux et communaux de chomage 
apprec1eront les s1molifications d'ordre adm1rnstrat1t. Si ce pro­
jet dim1nue 1a charge aes employeurs. notamment dans 1e ca­
dre de I indemnite en cas d intempenes et de ce11e en cas de 
reduction de l'horaire de trava1L il va egalement a la rencontre 
des travailleurs lorsqu il admet un taux umforme d'indemrntes 
journalieres a 80 pour cent et qu'il abaisse a 45 ans la limite 
d'äge a partir de laquelle la degressivite n'est plus appliquee. 
Enfin, l'entree en matiere a ete acceptee a l'unanimite, moins 
trois abstentions. 
A la lecture des articles. des divergences ont ete mises a jour 
donnant lieu a des propositions de minorite. II s'agit de la sup­
pression de la degressivite. a l'article 22, de l'augmentation du 
nombre des indemnites allouees, a l'article 27. Nous avons 
examine egalement. lors de la discussion de l'article 27, !'ini­
tiative du canton de Neuchätel ayant trait a ce sujet. Puis nous 
avons eu une discussion tres nourrie au sujet de l'indemnite 
en cas de perte de travail due indirectement aux conditions 
meteoroiogiques a l'article 32. 
Je vous livrerai les resultats des discussions de la commission 
sur ces objets precis. lors de la presentation des propositions 
de minor1te. Au vote final. la commission a accepte le pro1et de 
modification par 10 voix contre zero et une abstention. 

Reimann Fritz: Die sozialdemokratische Fraktion stimmt der 
Teilrev1s1on des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zu. auch 
wenn die Revision in gewissen Bere1cnen zu wenig weit geht 
und anstehende Arbe1tnehmeroostuiate unerfüllt bleiben. 
Aber wir oegrussen es. dass die Revision Jetzt. wahrend einer 
guten Beschattigungssituation. an die Hand genommen wird. 
Das darf aber nicht he1ssen. dass wir uns bei der Ausgestal­
tung des Gesetzes von den momentanen Verhältnissen. mit 
ausgetrocknetem Arbeitsmarkt. leiten lassen. Im Gegenteil: 
Das Gesetz soll sowohl heute wie auch 1n Zeiten einer wirt­
schaftlichen Rezession zum Tragen kommen. Nach unserer 
Auffassung 1st die Revision längst fällig. Der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund hat schon 1984 vom Bundesrat eine Ge­
setzesrevision verlangt. weil es sich herausstellte. dass sich 
die von Anfang an am Gesetz kritisierten. ubertriebenen Miss­
brauchsbestimmungen zu hart auswirkten und vor allem un­
schuldige Opfer von Betriebsschliessungen und betrieblichen 
Restrukturierungen trafen. 
Wir unterstutzen vor a1lem die Bestrebungen !ur eine Vereinfa­
chung aes Vollzuaes und der Bese1t1gung von unnötigen Schi­
kanen. Dazu genort die Berecnnung des versicherten Verdien­
stes nach dem Durchschnittsvera1enst und nicht wie bisher 
nach den vom Arbeitslosen einbezahlten Beiträgen. Eine mit 
unnötigen Umtrieben verbundene Schil<ane entfällt mit dem 

'/erzieht auf die Verotlichtung aes Arbe1tsiosen. oe1 Kurzaroe1t 
nch einer anderen Bescnattigung Umscnau na1ten zu mus­
.:;en. Diese gesetzliche Vorscnntt Nar nicnt nur eine geraaezu 
:,0mut1genae Zumutung an den Vers1cnerten. auch die Be­
:c ebe una Persona1ouros. we1cne oft Dutzende von Bestat1-
_1ungen fur i\rben anbietende Aroe1tslose ausstellen mussten. 
"motanden 01ese zur Förderung aer Aroe1tsverm1ttlung ge­
~:achte gesetzliche Bestimmung nur menr als eine ze1taut-
:1ena1ge aes 1st 

des !ur 
/erhe1ra1ete una aur 80 Prozent. n1naus wird 
cam1t dem Gle1chne1tsart1kel Rechnung getragen. indem z. 8. 

Olsknm1nierung a1leinstenender ervverbstat1ger Frauen 
und Mütter aufgehoben w1ra. 
1n Artikel 22 scnlagt der Bundesrat zwar vor. die Altersgrenze 
oer Vers1cnerten rür die Kurzung aer Leistungen innerhalb aer 
c:iahmenfnst vom 55. auf das 45. Alters1anr heraozusetzen. Wir 
<;Jiauoen Jedoch. dass diese Kurzung an sich eine ungerechte 
Schmaierung der Leistungen an unschuldige Ooter von Ent­
lassungen aarstellt. Wer längere Zeit aroe1tsios 1st. erle1aet on­
r;ehin eine empfindliche Einkommenseinbusse. Die Einbusse 
1st um so grösser. Je langer die Erwerbslos1gke1t dauert. Man 
sollte deshalb die Opfer von Entlassungen una Betnebs­
scnliessunaen nicnt zusatzlich durcn Leistunaskurzunaen 
strafen. lch-rntte Sie desna1b. dem Minaerne1tsant-raa aur Stre1-
cnung aer Absatze 3 bis 5 von Artikel 22 zuzustimmen una da­
mit auf die Le1stungskurzung zu verzichten. 
\1it der Oeftnung von Artikel 32 hat der Bundesrat dem Dran­
;;en der FremaenverKehrsbranche nachgegeoen. Ob allem 
Verständnis für die Probleme 1n den Wintersoortorten. weicl1e 
in den vergangenen Jahren vermehrt durch den Schneeman­
gel eingetreten sind, ergeben sich für die Leistungsabgren­
zung doch erhebliche Schwierigkeiten. Der Ständerat hat zwar 
mit seinem Antrag auf Beschränkung der Leistungen auf Här­
tefälle eine Schranke gesetzt. Ein gewisses Unbehagen bleibt 
jedoch bestehen. vor allem weil befürchtet wird. es könnte sich 
hier ein Fass ohne Boden auftun. 
Ich bitte deshalb den Bundesrat. seine Vorstellungen und Ab· 
sichten über das Ausmass der Leistungen bekanntzugeben 
und gegenüber dem Rat zu erläutern. Vor allem wäre es inter­
essant. vom Bundesrat zu erfahren. wie sich die vorgeschla­
gene Regelung in den vergangenen drei Jahren ausgewirkt 
hätte. 
Unsere Fraktion hat zu Artikel 32 keinen konkreten Beschluss 
gefasst. Die einzelnen Fraktionsmitglieder werden sich frei 
entscheiden können. Die Zustimmung zum bundesrätlichen 
Vorschlag wird weitgehend davon abhängen. wieweit der Rat 
bereit ist. den Minderheitsanträgen zu den Artikeln 22 und 27 
zuzustimmen. Sollten diese Arbeitnehmerbegehren abge­
blockt werden. wurde auch das Verständnis für die Arbeitge­
berwünsche aus dem Tounstikbere1ch fehlen. 
Ob aller Anerkennung für die vom Bundesrat vorgeschlage­
nen Verbesserungen und Erleichterungen kann ich meine Ent­
tauschung oaruber nicht verbergen. dass der grösste Teil der 
Postulate. welche von Arbeitnehmerorganisationen gestellt 
Nurden. nicht zum Zuge kam. Ich denKe da an eine bessere 
Berücksichtigung der Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter. 
Auch haben wir für Personen, welche wegen der Erfüllung von 
Erziehungs- und Betreuungsaufgaben ihre Erwerbstätigkeit 
vorubergehend eingestellt haben. die Befreiung von der Erfül­
lung der Beitragszeit verlangt. Auch diesem Begehren wird mit 
clieser Revision nicht Rechnung getragen. im Gegenteil. Die 
Degression der BeitragssKala. welche auch andere Arbeit­
nehmerkategonen trifft. wird voll aufrechterhalten. 
Wir haben in der Kommission versucht. mit unserem Antrag zu 
l.\rtikel 27 auf Verlängerung der Bezugsdauer die Wirkung der 
Degression etwas zu mildern. Der Antrag wurde mit 10 ge­
gen 9 Stimmen knapp abgelehnt. Wir haben ihn deshalb als 
Minderheitsantrag aufrechterhalten. Ich werde 1n der Detailbe­
ratung naher darauf eintreten. 
Unberucks1cht1qt blieb auch das Postulat auf Streichung der 
'Narteze1t !ur die Tagge1dzahlung bei Krankheit una die Forde­
rung nach einer Reduktion der Einstellfrist der Leistungen oe1 
Selbstverschulden. Die von uns vorgeschlagenen 22 Tage 
wurden einem Monat Leistungsunterbruch entsprechen. Die 
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geltenden 40 Tage bedeuten nicht nur eine empfindliche 
Härte und führen olt zu Fürsorgefällen: es handelt sich aucn 
um eine aosolut w1ilkürliche Zahl. 
Völlig ungenügend sind die Prävent1vmassnanmen. Sie be­
schranken s1cn auf bereits Arbeitslose oder von Aroe1ts1os1g­
xe1t unmmelbar oedrohte Arbeitnehmer, von Pravent1on kann 
man in so1chen Fällen kaum menr sprecnen. 
ich mochte die pos1t1ven Aspekte der Rev1s1on nicht überse­
r.en. Die neue Regelung uber Kurzaroe1t una Schlecntwetter­

entlastet zwar erster lln,e aen Arbe1tgeoer. 
Sie brinat aoer auch für den Arbe1tnenmer mehr Schutz vor 
drohena-en Kündigungen. Zusammen mit den uongen Geset­
zesanderungen bringt die Rev1s1on Verbesserungen. a1e zu 
unterstutzen sind. 
Die soz1aldemokrat1sche Fraktion stimmt deshalb der Revi­
sion zu und bittet Sie. die Minderne,tsantrage zu den Arti­
keln 22 und 27 zu unterstützen. 

Frau Stocker: Die grune Fraktion ist für Eintreten. Sie begrüsst 
die tatsachlichen Verbesserungen in dieser Revision. aber die 
Begeisterung halt sich in Grenzen. Der Bundesrat schreibt in 
seiner Botschaft. es sei eine verfahrensmass1ge Rev1s1on und 
keine inhaltliche. Nun sind w1r uns aoer. gerade auch durch 
die Asylgesetzgebung gewitzigt. sehr wohl bewusst. dass das 
Verfahren senr oft den Geist und Inhalt des Gesetzes pragt. 
Deshalb drei Bemerkungen zum voraus. 
1 Das Arbe1tslosenvers1cherungsgesetz konnte es nicht ver­
hindern. und dieser Rev1s1onsentwurt verhindert es auch nicht, 
dass Menschen arbeitslos werden und bleiben. Menschen 
werden aus dem Arbeitsprozess ausgegliedert und der Begriff 
der «Sockelarbeitslosigkeit» - man bedenke doch einmal, was 
das für ein schreckliches Wort ist - wird zum Alltagsgebrauch. 
Diese ausgegliederten Menschen können wir auch nicht auf­
fangen mit dem - wie der Herr Kommissionspräsident es 
nannte - «leisen Druck» auf die Motivation, sich wieder zu inte­
grieren. Denn wo ist die Motivation unserer technologisch 
hoch entwickelten Arbeitswelt, gerade diese Menschen je wie­
der zu integrieren? 
2. Wie alle unsere Sozialversicherungen orientiert sich auch 
diese optimal am Mann, der von 20 bis 65 ohne gebrochene 
Karriere arbeitet. Und dieser Mann ist nicht mehr die Mehrheit 
im Land. Die Anliegen der Frauen und die Anliegen der Mobili­
tät der Männer- diese wird von der Wirtschaft auch immer wie­
der gefordert - werden nicht ins Gesetz aufgenommen. Das 
Gesetz ist sehr konservativ. 
Dieser Punkt wird vor allem bei der Taggeldfrage aktuell, 
quasi: wer am längsten auf seinem Stuhl sitzen geblieben ist. 
der ist am längsten sozial versichert. Und alle andern haben 
eben Pech gehabt. 
3. Für uns ökologisch politisierende Menschen ist es unerträg­
lich. dass das schöne Wetter Jetzt plötzlich zum schlechten 
Wetter wird: Wollen wir eine Sozialversicherung als Versiche­
rung ernstnehmen. müssen wir uns sehr wohl überlegen. wel­
che Risiken damit aufgefangen werden sollen und welche 
nicht. 
Wenn der Bundesrat. wie in der Botschaft geschrieben steht. 
nicht Strukturelemente in dieser Revision bearbeitet haben 
will, sondern Verfahrenselemente, dann gehört eine solche 
Schönwetterentschädigung nicht hinein. denn damit werden 
klar Strukturelemente in die Diskussion gebracht. 
Es dünkt uns mindestens sehr. sehr fragwürdig, wenn nun 
ökologische Sünden, die wir auf dem Buckel der freien Markt­
wirtschaft zu begehen jederzeit bereit sind, im Arbeitslosen­
versicherungsgesetz - der Name beinhaltet eigentlich eine an­
dere Botschaft - absichern wollen. wahrend wir dann bei der 
Taggeldfrage oder bei der Frage der Degression sehr. sehr 
hart argumentieren. 
Die grüne Fraktion anerkennt die Verbesserungen in dieser 
Revision. wird sich aber 1n der Schlussabstimmung den Ent­
scheid dabei vorbehalten und abhangig machen vom Ent­
scheid bei der Degress1onstrage. vom Entscheid bei der Tag­
geldbezugsdauer und vom Entscheid bei der Schönwetterent­
schädigung. 

Müller-Aargau: Die ldU/EVP-Fraktion 1st für Eintreten und 
.v1rd der Revision weitgehend zustimmen. 
Unter den schwe1zenscnen Sozialwerken 1st die AHV/IV das 
'.fverk der vorangegangenen Politgeneration. Wir aber ze1ch­
~,en verantwortlich für die Bundeslösung 1m Bereiche der Ar­
oe1tslosenvers1cherung. Wir durfen auf dieses Werk 1m gros­
sen und ganzen stolz sein. und zwar aus folgenden Gründen: 
1 Die oolltische Arbeit 1st in einem Moment geschehen, in 
•:em wir unter grossem zeitlichem Druck standen. hat uns 
Joch der Koniunktureinoruch damals zu schaffen gemacht. 

Dieses H1lfswerK musste damals rea11s1ert werden. ohne 
dass bestenenae Auffangnetze una deren Träger zerstört wur­
aen. Dies 1st gelungen. 
3. Es stellt sich nach sechs Jahren Praxis heraus. dass sich die 
damals konz1rnerte Ordnung und Organisation weitgehend 
oewahrt haben und Korrekturen und Vereinfachungen am 
Vollzug sich als sinnvolle notwendige Aenderungen erweisen. 
Als Mitschuldiger an diesem Sozialwerk weise ich daher Be­
merkungen ab. die in die Richtung gehen: «Meister. die Arbeit 
1st fertig, sollen wir sie gleich flicken?» Genau dies ist nämlich 
die saubere Arbeitsweise. die von einer gesetzgebenden Be­
hörde erwartet wird: In aller Sorgfalt ein Gesetzeswerkschaf­
fen und nach einigen Jahren das Ganze überprüfen und, wo 
nötig. das Verfahren modifizieren. aber auch - da stellen wir 
uns 1n Gegensatz zum Bundesrat aabe1 Unebenheiten. die 
dem damaligen Zeitgeist oder dem Mangel an Mitteln ent­
sprungen sind. ausbügeln. 
Glücklicherweise arbeiten w1r heute nicht unter dem gleichen 
Druck wie damals. Der Nationalrat 1st keine Feuerwehr. son­
dern eine Brandverhütungsorganisation. und wir haben in al­
ler Ruhe und in einem Moment. wie wir ihn jetzt in bezug auf 
die Arbeitsmarktsituation haben, eine grössere Revision 
durchzuführen. 
Zehn verschiedene parlamentarische Vorstösse liegen vor, 
die in die heutige Revision einbezogen worden sind. Dies ist 
gut so. Aber sind damit wirklich alle anstehenden Probleme 
behandelt worden? 
Mit der flotten Aussage, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
die Revision einvernehmlich und ausgewogen abgesprochen 
und vorbereitet hätten. wird jeweilen im voraus jede Kritik ab­
geblockt. Skepsis wird zur Nörgelei, Varianten zum Vorge­
schlagenen heissen Kleinkrämereien, und neue Ideen sind 
Extremforderungen. So ist es immer beim helvetischen Kom­
promiss: Das Machbare liegt jeweilen auf dem nsch des Hau­
ses; - c'est a prendre au a laisser. Wer darüber hinausdenkt. 
wird zum Radikalen und zum Extremisten. Gut, ordnen Sie 
mich dort ein. 
Gewichtige Arbeitnehmerforderungen sind in der Revision 
mehr angetippt als behandelt worden. Beachtlichen Entla­
stungen bei der Arbeitgeberseite stehen lediglich indirekte 
Wirkungen auf Arbeitnehmerseite gegenüber. Es ist eben 
nicht alles ausgewogen, was derart betitelt wird. 
Ich kann meine Zweifel darüber nicht ganz unterdrücken, ob 
diese Revision derart rasch zustande gekommen ware. wenn 
es im letzten Winter mehr geschneit hätte. Die Hilfsmassnah­
men des Bundesrates an die Wintersoortzentren haben wohl 
mehr zur flotten Erledigung der Revision beigetragen als die 
Zahl von ausgesteuerten Arbeitslosen oder das Problem der 
vorher schon angesprochenen Sockelarbeitslosigkeit. Wenn 
dem so ware. so möchte ich dies nicht nur bedauern, es wäre 
sogar beschämend. 
Wir haben 1982/83 unter den gegebenen Umständen vor al­
lem in zwe, Bereichen unzulänglich konzipiert: einmal im Be­
reich der Degression der Taggelder. dann aber bezüglich der 
Dauer der Anspruchsberechtigung. Diese Unzulänglichkeiten 
können aus der Situation von 1982 erklärt werden. Sie heute 
fast unverandert zu belassen. müsste schon fast als Schande 
bezeichnet werden. 
Die Arbeitslosigkeit war damals für viele von uns etwas Neues. 
nur aus der Geschichte oder aus dem Ausland bekannt. Zum 
Geist der Zeit gehörte daher das Misstrauen den Arbeitslosen 
gegenuber. Und die degressive Gestaltung des Taggeldes ist 
Ausdruck dieses Misstrauens. Heute wissen wir. dass die we­
nigen Ausnahmen. die sich nicht um Arbeit bemühen und die 
Situation ausnützen wollen, sich im Rahmen derer bewegen, 

michael.tellenbach
Textfeld



1990 1411 

die bei andern Hilfswerken auch Missbrauch betreiben. Und 
für solche Ausnanmeerscne1nungen Kann man Keine gene­
relle M1sstrauensrege1ung 1m Gesetz treffen. 
Das wurde uns 1n 1edem anaeren vers1cnerungswerk bescna­
men. M1ssorauch 1st oe1 Feststellung anzuzeigen und zu oe­
stralen und damit oasta! Das 1st auch die Meinung aer Frak­
tion. Die Schwachsten 1n diesem Sektor. nam11ch die schwer 
verrrnttelbaren Langze1tarbe11s1osen. zu bestrafen. 1st eines sc­
z:alen Staates 
Aehn11cnes ware Hochstdauer aer /,us­
ricntung aes Lohnersatzes. Dama1s. 1982. stanaen wir umer 
aem E1narucK von 1eeren t<assen una Scharen von Arbe1ts10-
sen. Heute aurfen wir g1ucklicherwe1se unter besseren Vorzei­
chen Politik machen. Vertreiben wir aaher den Ungeist von 
1982. und erweitern wir die Ausrichtung auf 300 Tage 1 Bei der 
heungen Tendenz zu einer S0cke1arbe1ts1os1gke1t bleiben uns 
leider immer nocn genug Menschen. die dann der öffentlichen 
Fürsorge zufallen Verlängern wir die Zeit der Hoffnung und da­
mit auch die Zeit der konkreten Hilfe. die ebenfalls im Gesetz 
verankert 1st. wie Eingiiederungsmassnanmen und ähnliches' 
Bei der Ausrichtung einer Entschädigung oe1 wetterbed1ngten 
Kundenausfallen 1st die Fraktion 1n ihrer Ansicht geteilt. Die 
Mehrheit wurde der Version des Ständerates zustimmen. aoer 
auch dies nur mit gemischten Gefühlen. Wird das Solidantäts­
werk der Arbe1tslosenKasse nicht etwas arg straoaz1ert wenn 
Betneoe. a1e fur a1ese speziellen Zwecke keine Leistungen 
erbracht haoen. mit Mitteln. a1e nur Arbeitnehmern zukommen 
sollten. indirekt subvent1ornert werden? Könnte dies rncht zum 
Usus werden m anderen Bereichen? Wird damit rncht Struktur­
erhaltungspolitik betrieben? 
Der Wintersportbetneb hat sich doch in den letzten Jahren 
immer mehr ins Voralpengebiet. ja bis ins Hügelland aus­
gebreitet. Sicher in der Hoffnung, dass gelegentliche Schnee­
mangelzeiten verkraftet werden können. Das ist reine Spekula­
tion. Sollen wir mit der Arbeitslosenkasse dazu beitragen. 
dass auch solche Spekulationen nur Erträge, aber keine Defi­
zite erbringen? Andererseits anerkennen wir, dass es im Berg­
gebiet wirkliche Abhängigkeiten von solchen Wetterlaunen 
gibt, wissen wir um die Wichtigkeit des Tourismus in bestimm­
ten Regionen. Hoffen wir, dass der Bundesrat die richtigen Li­
miten findet. Es geht nicht nur um die 20 Prozent als Minimum 
bei Einkommensausfällen, es geht auch um geographische 
Eingrenzungen, und darüber wissen wir bis heute kaum Be­
scheid. Wir erwarten Zusicherungen, Präzisierungen von sei­
ten des Bundesrates. 
Damit komme ich zu einem ganz speziellen Anliegen: zu den 
Teilinvaliden in geschützten Werkstätten. Sie zahlen von ihrem 
bescheidenen Lohn den Beitrag an die Arbeitslosenkasse. 
Fehlt den geschützten Werkstätten die Arbeit. so werden die 
schwächsten Mitarbeiter entlassen. In Zeiten konjunktureller 
Einbrüche finden diese keine Arbeit mehr. Verfahrenstech­
nisch ist die Sache einfach: sie sind ja Invalide und daher Fälle 
für die Invalidenversicherung. Wozu aber haben sie Arbe1tslo­
senvers1cherung bezahlt? 
Wenn es für das osychische Wohlbefinden von Menschen in 

der aKtiven Phase ihres Lebens wichtig ist. dass sie sinnvolle 
Arbeit leisten. so gilt das nicht minder für te11inval1de Men­
schen. Der Arbeitsplatz sollte ihnen sicher sein. Konsequen­
terweise müssen daher die geschützten Werkstätten als Be­
triebe versichert werden. dann könnte die individuelle Arbeits­
losigke1tsvers1cherung enttallen. Oder aber die geschützten 
Werkstätten sind gesichert durch die Invalidenversicherung. 
dann sehen wir nicht ein. weshalb der individuelle Lohnabzug 
für die Arbeitslosenversicherung erfolgt. 
Wir möchten seitens der Fraktion diese Frage an den Bundes­
rat richten. Es darf nicht sein. dass im Grenzbereich zweier 
sozialer Netze Menschen benachteiligt werden oder gar 
durchfallen. Wir meinen. mit einer Zusicherung des Bundes­
rates könne verhindert werden. dass wir in diesem Bereich 
vorstöss1g werden müssen. Sonst mussten wir dies tun. 
In diesem Sinne sind wir der Meinung. dass auf die Rev1s1on 
eingetreten werden muss und 1hr zugestimmt weraen kann. 

M. Philipona: Le groupe radical estime que la simplification 
de la procedure concernant l'application de la loi est bienve-

nue. En effet. la s1tuat1on ae nomoreuses entrepnses attemt la 
:1rrnte du tolerable sous I empnse des reglementat1ons ac­
tuelles. La nouve1le 101 do1t permettre d'alleger le trava11 admi­
~1strat1f tout en mamtenant les contröles necessa1res oour ev1-

les aous. Les moa1ficat1ons au1 concernent la degress1vite 
:es orestat1ons sont equ111brees Elles ont oour out de rappe-

en cas de necess1te que I assurance-chomage ne ourera 
cas tres !ongtemos et au li est necessaire que I interesse re­
douole de v1gueur aans la rechercne d un emoio1. Cette de­
yess1v1te ne do1t oas etre onse comme une ournt1on ma1s 01en 
..:8mme un avert1ssemem. Nous aoprouvons 1e fa1t qu eile ne 

aopllquera ni aux cnomeurs de plus de 45 ans rn aux oet1ts 
,evenus. L exoenence a demontre qu une perspect1ve de re­
duction meme fa1ble est un element de nature a motiver davan­
tage ceux qu1 doivent retrouver un emploi. 
Le groupe 1nsiste sur l'importance de bien delimiter les condi­
tions de l'octro1 d'une inaemrnsation en cas d'intemoenes. II 
n est pas quest1on en effet d'elarg1r demesurement le cerc1e 
des beneficia1res Une grande rigueur doit etre de regle dans 
ce doma1ne. La ma1onte du grouoe prefere s en ternr au texte 
actuel de la 101. alors qu une forte minorite soutiendra la solu­
t1on du Conseil des Etats et de la majorite de la comm1ssion. 
Dans les deux cas, le Conseil federal devra ag1r avec rigueur et 
'es direct1ves aevront etre tres cla1res pour eviter les abus et 
.wo1r une aoplicatton correcte sur tout le terntoire du oays. 
Au vu de ces cons1aerat1ons, ie groupe radical-democrat1que 
votera i'entree en mat1ere. 

Widrig: Die chnstlichdemokratische Fraktion beantragt Ihnen 
Eintreten auf die Vorlage. Es ist gut. wenn man immer wieder 
das eigentliche Ziel dieser Revision m Erinnerung ruft. und da 
gibt es drei Schwerpunkte: 
1 . Die Vereinfachung des Gesetzesvollzugs im Leistungsbe­
reich. Die kantonalen und kommunalen Arbeitsämter. die mit 
dem allgemein praktizierten Vollzugsföderalismus ohnehin 
mit anderen zusätzlichen Aufgaben eingedeckt sind. sind da­
für sicher dankbar. 
2. Die Reduktion der finanziellen Selbstbeteiligung der Arbeit­
geber bei den Leistungsarten Kurzarbeit und Schlechtwetter­
entschädigung, woraus der bessere Schutz des Arbeitneh­
mers vor Entlassungen als Ziel resultiert. 
3. Die Entschädigung bei indirekt wetterbedingten Arbeitsun­
terbrüchen, also Kundenausfällen in Härtefällen. 
Wer sich diese Zielsetzungen vor Augen hält, kommt gesamt­
haft auf die Fassung des Ständerates. die sich weitgehend mit 
der bundesrätlichen Botschaft deckt. die insgesamt ausgewo­
gen ist und der wir als Ganzes zustimmen. 
Es gibt aber noch zwei andere Gründe. weshalb wir uns mehr­
heitlich auf dieser ständerätlichen Linie bewegen. 
Zum einen wurde diese Vorlage von paritätischen Kommissio­
nen ausgearbeitet und es ist richtig. dass Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer diese arbeitsrechtlichen Fragen zuerst angehen. 
um miteinander einen Konsens zu finden. Stärkung der Sozial­
partner (in jedem Parteiprogramm zu finden) heisst letztlich 
Uebernahme dieses Konsenses auch bei der Gesetzgebung. 
Die Zugestandnisse beider Sozialpartner smd ja immer mit der 
Erwartung verbunden. dass das Parlament am Gesamtkurs 
festhält. rncht einseitig zurückbuchstab1ert oder mit weiterge­
henden Vorschlägen überdreht und die ausgehandelte Lö­
sung wieder aus dem Gleichgewicht bringt. 
Zum zweiten erfüllt diese Vorlage nicht nur diese Arbeitgeber­
wünsche. die ich erwähnte. Beispiel Artikel 22: Das volle Tag­
geld wird erhöht von 70 auf 80 Prozent. und bei der Degres­
sion wird das Alter von 55 auf 45 Jahre gesenkt. Anliegen. die 
natürlich auf Arbeitnehmerseite liegen. 
Wir diskutieren heute die Revision des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes. in einer Zeit. wo sich in den meisten Unterneh­
men nicht die Frage stellt wie und wo morgen die Mitarbeiter 
beschäftigt werden sollen. sondern wie überhaupt Mitarbeiter 
zu finden sind. um die anfallenden Arbeiten fach- und termin­
gerecht zu bewaltigen. Um so mehr darf man feststellen. dass 
sich dieses Gesetz. aas 1n einer Zeit grösserer Arbeitslosigkeit 
als heute geschaffen wurde. insgesamt bewährt hat und dass 
es nicht notwendig, ja. dass es falsch wäre. das Ganze aus 
den Angeln zu heben. 
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Vvie gesagt der Gesetzesvollzug 1st etwas umstanal1ch ange­
legt weshalb ich begrusse. dass nur ein Minimum auf Geset­
zesstute geregelt wird. aenn dadurch 1st aem Bundesrat die 

gegeben. auf der Veroranungsstute die 1ewe111ge 
Ä.rbertsmarKtlage vorzusenen. m1te1nzuoez1enen: n1er können 

a1e Kulissen 1ewe11s senr rasen wecnseln. 
CVP-FraKt1on unterstutzt die vonregenae Revision. Sie 1st 

:;er Auffassung. aass der Kerngehalt der 1984 
n1cnt 1n gestellt werden sollte. da sich die-

3es Gesetz als wirkungsvolles 1nstrument moderner Arbe1ts­
":larKtoo11t1k vo1!auf bewanrt hat. Bei Artikel 22 und 27 haben 
mr Mehrheiten und Minderne1ten. !nsoesonaere oe1m Arti­
kel 22. einem CVP-Anliegen. zu dem sich Kollege Rolf Seiler 
noch melden wird. Insgesamt aber befürworten wir die aus­
gewogene Fassung des Ständerates. Sie stellt einen Konsens 
aar. der Arbeitnehmer- und Arbe1raeberschaft und damit letzt­
lich unserem Land grosse Fortschritte im Bereich der sozialen 
Sicherne1t gebracht hat und weiter bringen wird. 
!eh beantrage Ihnen namens aer CVP-Frakt1on. auf die Vor­
age einzutreten. 

Seiler Hanspeter: Auf den ersten Blick scheint es etwas para­
dox zu sein. in einer Zeit des ausgetrockneten Arbeitsmarktes 
1..,nd m1nimster Arbe1tslosenauoten diese Gesetzgebung rev1-
d1eren zu mussen. Die Arbe1ts1osenvers1cherung 1st Ja eine der 
bestrent1erenaen Soz1alvers1cherungen: 1988 wurden led1g­
i1ch 60 Prozent der Erträge ausoezahlt. Das so1I uns aoer nrcht 
oazu verleiten. unsere Ansoruche an die Vers1cherungsle1-
stungen erheblich zu steigern. Richtigerweise wurde der Prä­
m1ensatz auf den 1. Januar dieses Jahres gesenkt. 
Wenn trotzdem eine Revision vorgeschlagen wird. so mag das 
auch ein Beweis dafür sein. dass Arbeitslosigkeit nicht einfach 
in einen Kübel geworfen werden kann, sondern dass sie eben 
branchenbezogen zu betrachten ist. Vollbeschäftigung im ei­
nen Wirtschaftsbereich ist ja keine Garantie, dass dies in allen 
andern Wirtschaftsbereichen auch zutrifft. Die Revision nimmt 
denn auch ein Anliegen einer Branche auf. die bis jetzt zwar 
prämienpflichtig, nicht aber bezugsberechtigt war. Die 
Gründe, die zu Arbeitslosigkeit führen können, sind je nach 
Wirtschaftsgruppe auch grundsätzlich und von der Sache her 
verschiedenartig, die Auswirkungen für die Betroffenen aber 
allesamt genau gleich. 
Auch in den Bereichen der Touristikbranche - sie ist heute in 
den verschiedenen Voten ja bereits zum Zuge gekommen -
können Arbeitslosigkeit und Verdienstausfall entstehen, die di­
rekt oder indirekt auf die Witterungsverhältnisse zurückzufüh­
ren sind. Auf aperen Halden in 1500 Metern Höhe kann eben 
kein Skilift fahren und können keine Skischullektionen erteilt 
werden. Freude daran hätten einzig die Skifabrikanten und 
etwa noch die Spitäler. 
Der Bundesrat - und der Ständerat ist den bundesrätlichen 
Vorschlägen gefolgt will dieses Problem als Härtefall im Rah­
men der Kurzarbeitsentschadigung lösen. Eine solche Mass­
nahme kann nun aber wirklich nicht als strukturerhaltender 
Eingriff zugunsten touristischer Unternehmungen bezeichnet 
werden. Es geht vielmehr darum. eine sozialpolitische Absi­
cherung der Arbeitnehmer 1m Berggebiet. wie sie für Arbeit­
nehmer anderer Wirtschaftsgruppen und in anderen Landes­
gegenden längst selbstverständlich ist. zu regeln. Was für den 
einen recht ist. muss also für den anderen billig sein. Eventu­
elle beträchtliche und mögliche Einkommenseinbussen der 
auf den Fremdenverkehr angewiesenen Bevölkerung können 
damit - wie in den Agglomerationen mit industriellen Unter­
nehmungen -gelindert werden. und das Vertrauen 1n die sozi­
ale Absicherung von Arbeitsplätzen im Berggebiet ist ein nicht 
unwichtiger Beitrag dazu. der Entleerungstendenz entgegen­
zuwirken. Damit handelt es sich also 1m weitesten Sinne um 
eine flankierende regionaipoiitische Massnahme. Ueber den 
Stellenwert von Regionalpolitik haben wir Ja heute mehrfach 
gesprochen. 
Die Revision erscheint als Ganzes ausgewogen und ermög-
1cht auch Anoassungen an neue Gegebenne1ten. ich denke 
an den Verzicht auf den Unterschied zwischen ledigen und 
verheirateten Arbeitnehmern. ich denke auch an die Vereinfa­
chung der Administration. Die Vorlage bringt unseres Erach-

:ens auch akzeptable Lösungen für Entschädigungsansorü­
::ne von Zweigen der Tounsmusorancne. und sie g1ot dem 
3undesrat a1e notwend1ae Flex1b1lität. damit er auf dem Ver­
'cranungsweg 1m Sinne der oescnlossenen Grundsatze wird 
',andeln konnen. 
uie SVP-Frakllon 1st für Eintreten una scnliesst sich den Mehr­
rie1tsbescn1üssen der Komm1ss1on an. aie sie als massvoll und 
1ertretbar emotmdet und bittet Sie. aasseibe zu tun. 

'"1ter w1ra a;e Beratung a,eses Gescnaftes unterbrochen 
aebat sur cer obJet est mterromou 

Schluss aer Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance esr levee ä 13 h 00 

r 
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zahl der Kinder und den Abstand der Geburten zu entschei­
den. 1st. namentlich 1n der Dritten Welt. für die meisten Men­
scnen oe1 ,ve1tem nicht verwirklicht. Es besteht bei den Frauen 
in Drittvve1t1anaerr e1ne grosse ungeaeckte Nachfrage nacn 
Fam11ieno1anuna D,e erscnreckend hohe Sauglings- una 
Mütterstero11chKe1t c:esen Lanaern Könnte durch eine oes­
sere Versorgung ,n diesem Bereich entscheidend gesenkt 
weraen. 
Auf der anaeren Seite macht das starke 
turn 1n vreren Lanaern Dritten Welt die 
die Verbesserung cer Lebensverhältnisse wieder zurncnte 
und tragt Nesentlich zum Raubbau an der Natur una zur Zer­
störung aer Umwelt bei. Das Bevölkerungswachstum 1st auch 
eine der Ursachen der weltweiten Migrationen.« 
2. Die Komm1ss1on für auswartige Angelegenheiten aes Natio­
nalrates hat die Petition am 29. Mai 1990 behandelt und hält 
dazu folgendes fest: 
Anlässlich ihrer Sitzung vom November 1989 hat die Ecopop 
eine Resolution zur Familienplanung in der Dritten Welt verab­
schiedet. Im Dezember 1989 richtete sie an die Bundesver­
sammlung und an den Bundesrat eine Petition. welche die 
Nichtkürzung der Kredite für die Entwicklungshilfe sowie die 
oben erwahnte Resolution betrat. Der Entscheid des Bundes­
rates. a1ese Kredite für die Entwicklungshilfe nicht zu kürzen. 
ist nach der Sitzung aer Ecopop bestätigt worden. Er ist Ge­
genstand aer Botscnaft vom 21. Februar 1990 (90.018) über 
die Weiterführung der technischen Zusammenarbeit und der 
Finanzhilfe zugunsten von Entwicklungsländern. In der Bot­
schaft wird ein neuer Rahmenkredit von 3300 Millionen Fran­
ken verlanat. Zudem 1st auf Grund von Artikel 5 des Bundesge­
setzes vom 19. März 1976 über die internationale Entwick­
lungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (SR 974.0) die 
Herstellung und Wahrung des demografischen Gleichge­
wichts eine der Prioritäten der Entwicklungszusammenarbeit. 
Die DEH hat deswegen die Aktivitäten der privaten Organisa­
tionen im Bereich der Familienplanung stets unterstützt und 
wird das weiterhin tun. Im übrigen darf die Familienplanung 
nieht aus dem sozio-kulturellen Kontext herausgelöst werden. 
Zum Erfolg kann sie nur führen, wenn bereits auf der Schul­
und Ausbildungsebene die Probleme begriffen und bessere 
Lebensbedingungen geschaffen werden. Das ist eine der Ziel­
setzungen. die unser Land mit der Hilfe an die Drittweltländer 
verfolgt. 
Aus oben Gesagtem geht hervor. dass den Anliegen der Peti­
tion. Familienplanung in der Dritten Welt und Nichtkürzung der 
Kredite für Entwicklungshilfe. sowohl in der Praxis der DEH als 
auch in der Botschaft des Bundesrates bereits Rechnung ge­
tragen wird. 

M. Bundi presente au nom de la Cornmission des affaires 
etrangeres le rapport ecrit su1vant: 

1. L'ECOPOP (Assoc1ation Ecologique et Population) a de­
pose en decembre 1989 une petition demandant au Parle­
ment d·augmenter les credits pour l'aide au developpement 
Les auteurs de la petition demandent en outre qu une part 
plus grande que 1usqu'a present de ces credits so1t utilisee 
pour encourager le planning familial volontaire et pour soute­
nir les organisations qui travaillent dans ce secteur. 
Les auteurs Justitien! comme il suit leur petition: 
«Le droit fondamental pour la femme de decider librement et 
en toute responsabilite du nombre de ses enfants et de l'espa­
cement des naissances est loin d'etre realise a travers le 
monde. notamment dans le tiers monde. Pour les femmes des 
pays en developpement. il reste un enorme travail d'informa­
tion a faire. La mortalite frappant les nouveau-nes et les meres. 
effroyable dans ces pays. pourrait etre abaissee fortement si 
l'on ava1t les moyens de developper le trava1I dans ce do­
ma1ne. 
2. La Commission des affaires etrangeres du Conseil national 
a tra1te cette demande le 29 ma1 1990 et s·est prononcee 
comme sU1t: 
Lors de son assemblee en novembre 1989. l'ECOPOP a 
adopte une resolution relative au planning familial dans le tiers 
monde. En decembre 1989. eile a adresse a !'Assemblee fede-

rale et au Conseil federal une Petition concernant la non­
reduct1on de credits destines a l'aide au aeveloppement et la 
resolution susment1onnee. La decrsion du Conseil tederal de 
:e oas reduire 1esd1ts credits a ete confirmee aores cette as­
sembiee de I ECOPOP et fa1t i'obJet du message du 21 fevner 
; 990 concernant la contmuat1on de la coooerat1on techrnaue 
e1 de l'a1de financ1ere en faveur des pays en aeveloppement 
,90.0181 Le oresent message demande en effet un nouveau 
:redit de orogramme de 3300 mlilions de francs. 
En outre. ia recherche d'un equ1iibre demograohiaue est une 
.:!es pnontes de la coooerat1on au deveioppement inscntes a 
i article 5 de la 101 federale au 19 mars 1976 sur 1a coooerat1on 
au developpement et l'aide hurnarntaire internationales 
(RS 9740\. 
l.a DDA a poursu1vi et ooursuivra encore ses efforts pour sou­
tenir l'act1vite d·organisations non gouvernementales dans le 
dorname de la olanification familiale. Celle-ci. du reste. ne doit 
pas etre 1solee de son contexte socio-culturel. Son succes de­
pena non seulement d'une prise de consc1ence au niveau de 
ia forrnation scola1re et profess1onnelle. ma1s encore de me1l­
!eures conditions d'existence. Tels sont les objectifs. parrni 
d ·autres. de l'aide fourn1e par notre pays en faveur des pays du 
tiers monde. 
Au vu de ce qu1 precede. les demandes relatives au planning 
farn1lial dans le tiers monde et a la non-reduction des credits 
dest1nes a l'aide au develoopement - qu1 font l'objet de cette 
oetition -sont deja prises en compte dans la pratique du DFAE 
et dans le message du Conseil federal. 

Antrag der Komm1ss1on 
Die Kommission beantragt, die Petition zur Kenntnis zu neh­
men und ihre Forderungen als erfüllt zu betrachten. 

Proposition de la commission 
La commission propose de prendre connaissance de la peti­
tion et de considerer ses exigences remplies. 

Angenommen -Adopte 

89.062 

Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Revision 
Loi sur l'assurance-chömage. Revision 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 1407 hiervor Voir page 1407 ci-devant 

Aliesch: In der kurzen Zeit. die mir beim Eintreten zur Verfü­
gung steht. will ich die Vorlage und das geltende Gesetz aus 
der Sicht der Berggebiete werten. Wir haben nun während un­
gefähr sieben Jahren mit diesem Gesetz Erfahrungen sam­
meln können. und allgemein darf man sagen, dass diese Er­
fahrungen auch aus der Sicht des Berggebietes positiv sind. 
Es gibt allerdings auch einige negative Punkte. Ich möchte 
feststellen, dass die Gesetzgebung ihren Zweck in den Berg­
gebieten nicht in allen Teilen erfüllen kann. 
Ein Zweck des Gesetzes ist es nach Artikel 1 Absatz 2. dro­
hende Arbeitslosigkeit zu verhüten. Um diesen Zweck zu erfül­
len, stehen uns unter anderem zwei Instrumente zur Verfü­
gung. nämlich zum einen die Schlechtwetterentschädigung. 
zum anderen die Kurzarbeitsentschädigung. Beide Entschä­
digungsarten sind für das Berggebiet von sehr grosser Wich­
tigkeit. 
Die Schlechtwetterentschädigung wird ja grundsätzlich aus­
bezahlt. wenn ein Arbeitsausfall durch das Wetter verursacht 
wird. Es wird dann in der Verordnung durch den Bundesrat al­
lerdings sehr stark eingeschränkt. indem gesagt wird. dass 
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aul Schlecntwetteremschad1gung nur Ansoruch nat. wer als 
Aroe1tnehmer direkt dem Wetter ausgesetzt 1st·so aass grund­
satzlich vor allem a1e Arbeitnehmer 1m Bauhauotge­
.veroe auf diese Entschadigungsart Ansoruch haben. 

ernalt für die anaeren vor a1lem geweroiichen. tou-
11st1scnen •n oen Berggeo1eten a1e Kurzaroe11sent­
scnad1auna eine oesondere Bedeutuna. Kurzaroe1tsentscna-

- :Veraen bezahlt wenn der Arbeitsausfall auf w1rt-
a1so auf Grunde zuruckzufuhren 

wenn aer Arbeitsausfall- oas 1st 1n 31 
1orauss1cnwcn voruoergeneno 1st :.mo •.venn en.vartet weraen 
jar/. oass ourch diese Kurzaroe1t der Arbe1tso1atz erhalten 
Nerden kann. 
:Jas 1st eine sehr sinnvolle Einrichtung. Sie kommt aber vor al­
lem 1n der Industrie zum Tragen. Wenn aort aus kon1unkturel­
ien. w1rtschaftlichen Gründen ein Arbeitsausfall eintritt 1st es 
wirklich gut. dass auf Kurzarbeit umgestellt werden Kann und 
dass dann aus der Arbeitslosenkasse entschad1gt wird. So 
können diese Arbeitsplatze erhalten bleiben. 
Die Frage stellt sich: Spielt diese Entschadigungsart auch 1n 
aen Berggeo1eten? Diese Frage muss heute leider mit einem 
Nein beantwortet werden. Wir haben namlich eine Vorscnnit in 
Artikel 33 Absatz 1 Litera b. 1n der festgehalten wird. dass ein 
Arbeitsausfall leider nicht anrechenbar 1st. wenn er oranchen-. 
oerufs- oder betnebsublich 1st oder ourcn eine saisonale Be­
schaitigungsschwanKung verursacht wird. In den Berggeb1e­
:en haben wir sozusagen in allen Branchen ein saisonal sehr 
,.mtersch1ediichen Arbeitsanfall. Wenn wir dann 1n der Zwi­
schensaison noch einen koniunkturell bedingten Arbeitsrück­
gang haoen kann trotzdem nicht ausbezahlt werden. weil 
kaum zu beweisen 1st. dass dieser Arbeitsruckgang 1n der Zwi­
schensaison insbesondere konjunkturelle Gründe hat. 
In dieser Beziehung gibt es verschiedene Gerichtsentscheide 
des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes mit der Folge, 
dass mehr oder weniger alle Arbeitnehmer in den gewerbli­
chen. touristischen Wirtscnaftszweigen des Berggebietes vom 
Bezug einer Kurzarbeitsentschädigung ausgeschlossen sind. 
Richtigerweise schlägt nun der Bundesrat in Artikel 33 Ab­
satz 3 (neu) vor, dass er die Möglichkeit bekommt, den Begriff 
der saisonalen Beschäftigungsschwankung zu umschreiben. 
Wir alle hoffen, dass sich mit der Zelt eine Praxis entwickelt, 
aufgrund deren den besonderen Gegebenheiten in den Berg­
gebieten Rechnung getragen werden kann. Dabei ist mir auch 
bewusst, dass das eine Gratwanderung zwischen einer von 
mir sicher nicht befürworteten Absicherung des eigentlichen 
unternehmerischen Risikos auf der einen und der Gerechtig­
keit, der Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer auf der ande­
ren Seite ist. 
Gesamthait bitte ich Sie. auf diese gute Vorlage. wie sie aus 
dem Ständerat herausgekommen 1st. einzutreten. Ich bitte Sie. 
der Mehrheit der Kommission zuzustimmen und konsequent 
alle Minderheitsantrage, vor allem jenen von Herrn Mauch zu 
Artikel 32. abzulehnen. 

Allenspach. Berichterstatter: In der Eintretensdebatte sind 
viele Fragen aufgeworfen worden. uber a1e wir 1n der Detailbe­
ratung noch einmal streiten werden. Ich verzichte deshalb am 
Schluss der Eintretensdebatte. auf diese Fragen einzugehen. 
In Anlehnung an das Votum von Herrn Aliesch 1st aber hier 
schon zu unterstreichen. dass die Arbeitslosenversicherung 
nicht dazu verwendet werden darf. saisonale Schwankungen 
auszugleichen. Das Risiko der saisonalen Beschaftigung 1st 
ein unternehmerisches Risiko. 
Die Rev1sionsvorschläge gehen dahin. dass in den Tounstik­
branchen die wetterbedingten Kundenausfälle unter dem Titel 
.,Kurzarbeit» entschädigt werden können. Wetterbedingte 
Kundenausfälle sind Jene. die nicht voraussehbar und auch 
nicht üblich sind Es ware also nicht möglich. dass man in den 
Skigebieten beispielsweise 1m Mai noch wetterbedingte Kun­
denausfalle geltend machen würde. denn es 1st anzunehmen 
und lasst sich durch die langJahrige Beobachtung nachwei­
sen. dass dann dort keine Skisaison mehr 1st. 
Gestatten Sie mir noch eine persönliche Bemerkung. Herr 
Fritz Reimann hat bezweifelt. dass diese Vorlage ausgewogen 
sei. Er hat behauptet. sie sei arbe1tgebertreundlich. und er hat 

nas aut die beantragte Reduktion der Karenzzeit bei der Kurz­
,roe1t zuruckgefuhrt. Ich unterstreiche. dass insbesondere 
GewerKschaitskre1se drese Reduktion verlangt haben. um zu 
1erme1oen. oass die Arbeitgeber gezwungen werden. Leute 
zu ent1assen. Arbeitnehmer z:enen es vor. wahrend einiger 
Zeit Kurzaroe1t zu !ersten. statt entlassen zu werden. Wahrend 
der Arbennenmer naml1ch Kurzaroe1t leistet. steht er arbe1ts-
1ertraql1ch rmmer noch 1m Arbe1tsvernaltrns una verliert nicht 

Vorteile. rne ein Arbe1tsverhaitrns bietet. Des-
·a10 1st ·,on dieser Seite gewunscht worden. dass man die 

der Kurzarbeit ausaennt damit nicht zu Entlas­
"'"''·nrmi=•n weroen muss. 

den Antragen oer Komm1ss1on zuzustimmen. 

'A. Delamuraz. conse1ller federal: Cette loi sur l'assurance­
chomage represente depu1s 1982 un 1nstrument indispensa­
ble de la po11tique de l'emolm Elle encourage les chomeurs a 
;:irendre un emp101 convenable et offre un !arge eventail de 
prestations soc1ales. Elle a fait ses oreuves et vous etes appe­
ies au1ourd hui a I amel!orer et a en fac11iter l'application. 
M. Ha.nspeter Seiler a releve hier dans ie debat d'entree en 
matiere que letat du fonds de compensation de l'assurance­
chomage etait de 2.640 m111iards de francs. 
Je oeux d1re a M. Reimann au en ce qu1 concerne les nouvel­
:es mesures que nous precornsons. s1 les choses continuent 
;:ie se passer de meme facon que ces aern1eres annees. la 
cnarge suoo1emema1re pour le fonds pourrait representer en­
v1ron 40 m1llions de francs par annee. Je prec1se que les in­
demnites qu1 pourra1ent etre versees consecutivement aux ris­
ques 1ndirects dus aux imtemperies representeront un petit 
pourcemage des oepenses du tonds. Pendant l'hiver 1990, 
c·est 4.8 millions qui ont ete decides pour les mesures d'ur­
gence. J' ajoute. Monsieur Reimann. qu 'il y a gros a parier que, 
si precisement il n'y a pas de neige cet hiver, ces depenses 
supplementaires seront compensees par les economies que 
l'on fera a d'autres postes de l'assurance-chömage, notam­
ment dans le secteur de la construction. 
J'ai entendu avec satisfaction le rapport d'entree en matiere 
d'hier et j'ai constate que taut le monde y etait favorable. Tou­
tefois ici ou la certains groupes estiment que le projet ne va 
pas assez loin. En ce qui concerne la degressivite et le nombre 
maximum d'indemnites journalieres, questions sur lesquelles 
nous reviendrons dans la discussion de detail. il faut garder a 
l'esprit deux choses: la premiere c'est que cet instrument, M. 
Widrig l'a rappele hier, doit continuer de reposer sur un equili­
bre des interets des partenaires sociaux. Cet equilibre a ete 
trouve. il ne taut pas le rompre. 
Notre projet doit veiller egalement a un bon rapport entre les 
exigences de la politique soc1ale. - prestations suffisantes, 
d un cote - et les imperatifs du marche du travail - encourage­
ment ä accepter un emploi, placement plutot qu'indemnisa­
tion. de l'autre cote. Equilibre donc dans l'ensemble de ces 
mesures. Je constate que ce proJet offre des avantages aux 
chömeurs complets par I uniformisation du taux d'indemnisa­
tion a 80 pour cem. par I attenuat1on de la degressivite. par 
1 aba1ssement de l'äge l1m1te que 1e Conseil federal a introduit. 
par le versement d'un max1mum de trois cents indemnites au 
lieu de deux cent cinquante en cas de chomage prononce et 
persistant. 
M. Reimann. de son cöte. est1me que !es mesures preventives 
actuelles sont 1nsuffisantes. Nous partageons son avis. C'est 
la raison pour laquelle nous proposons douze mo1s au lieu de 
six pour la duree de versement des allocations d'initiation au 
travail et un subventionnement a 100 pour cent au lieu de 20. 
30. 40 ou 50 pour cent des couts pour les cours collectifs de 
recyclage ou de formation profess1onnelle. «Verlängen wir die 
Zeit des Hoffnung» disait M. Müller dans son intervention. Je 
cJirai que c est surtout par les mesures preventives que le chö­
meur va trouver l'espoir de re1ntegrer le marche du travail et 
non pas par une politique passive d indemn1sation prolongee. 
Au passage. Je s1gna1e a Monsieur Müller que sa question con­
cernant l'assurance-chomage et les personnes partiellement 
handicaoees est actuellement tranchee. II y a d'un c6te le han­
dicape qu1 est apte au placement sur le marche libre du travail 
et qui. partant. est indemnisable et. de l'autre cöte. les invali-

r 
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des qu1 ne peuvent etre occupes au au sein d'atel1ers prote­
ges en ra1son de leur 1nfirm1te. et !a orotect1on soc1ale de ces 
invalides est assuree par I assurance-invalidite. 
Undemnite en cas a 1ntemoenes do1t rester 11m1tee aux oertes 
de trava1i causees d1rectement oar des cona1t1ons rneteorolo­
gtQUeS 1neluctao1es Comme auparavam. le financement est 
assure par les cot1sat1ons oramaires ae I assurance-cnomage. 
Cette sera1t 1acuna1re s 11 ava1t pas de so1u­
uon pour 1es oertes ae trava1I dues ind1rectement aux 1nremoe­
nes - perte de clientele oar manaue de neige. par exemo1e. Le 
Conseil feaeral se vo1t conferer par certe 101 la comoetence ae 
regler la auest1on oour 1es cas de ngueur seulement dans le 
cadre de I indemnite en cas de reduct1on de l 'hora1re ae trava11. 
MM. Phillpona et Reimann. de meme que le rapporteur-pres1-
ctent souha1tent connaitre !es intent1ons du Conse11 federal 
1orsQu 11 tera usage de certe competence. Le Conse11 federal 
se fondera sur tro1s cnteres: un dela1 d'artente orolonge. pam­
culierement etendu en ce qu1 concerne 1e debut de la sa1son. 
quatorze Jours au aebut de la sa1son. tro1s ou cmq 1ours en cas 
de repet1tion. ensu1te une 1nterruot1on pour une reduct1on 1m­
portante de 1·explo1tat1on. Seules les act1v1tes inferieures a 
20 pour cent seront prises en compte. Enfin. determmation du 
debut de la sa1son sur la base d'une periode de longue refe­
rence 1tro1s. quatre ou cma sa1sons precedentes) qu1 permet 
de prendre en cons1aerat1on les cond1tions meteoro1og1ques 
particulieres de la localite. N'y a-t-11 pas d effets structureis a 
craindre? Ma reponse est non. La somme des 1ndemrntes que 
1·on prevo1t de verser aux branches du tounsme devra1t etre 
modeste en compara1son des cn1ffres d affaires realises aans 
ces branches. Enfin. la compara1son avec les annees prece­
dentes empeche une 1ndemrnsation excessive en taveur d Ins­
tallations sises dans des regions qui ne se pretent manifeste-

·.e. - pas ou peu aux sports d'hiver et qui ont ete implantees la 
· , erreur. 
··* Ue reponds ainsi. entre autres, a une question de Mme Stoc­

. leer. Merci d 'entrer en matiere. 

en wird ohne Gegenantrag beschlossen 
conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

1 und Ingress. Ziff. 1 Titel, Abkürzung 
g der Kommission 

tlmmung zum Beschluss des Ständerates 
(Die Aenderung betrifft nur den italienischen Text) 

Tltre et preambule. eh. 1 titre, abreviation 
Proposition de /a comm,ss,on 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
(La mod1fication ne concerne que le texte 1talien) 

Angenommen - Adopte 

Art.10Abs. 2bis (neu) 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 10 al. 2bis (nouveau) 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 11 Abs. 4 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.11 al. 4 
Propos1t1on de la comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

Allenspach. Berichterstatter: Vorerst möchte ich ihnen mittei­
len. dass sowohl bei Artikel 1 O Absatz 2bis (neu) als auch bei 
Artikel 11 Absatz 4 von der Redaktionskommission noch et-

;,as elegantere und lesbarere Formulierungen erwogen wer­
'.Jen. ohne aber mateneil daran etwas zu verandern. 
Noch eine Erklärung 1m Namen aer Kommission zu Artikel 11 
,'..bsatz 2. In der Kommission 1st ein Antrag d1skut1ert worden. 
.::,rt1ke1 11 Absatz 2 zu streichen Dieser Absatz oefasst sich mit 
.:en rasen wecnse1nden Arbe1tsvernaltnissen. die sich oft nicht 
J.hne Lucken aneinander anscn11essen. Künstler. Schausp1e-

Musiker usw. weraen oft nur tageweise engagiert. und zw1-
0chen einzelnen gibt es aroe1tsfre1e onne 
1roe1tsvemag11cne Aehnilch vernalt es sich aucn te1 
Temporararbe1mehmern a1e oewusst und w1lientlich nur 
~urze Zeit an einem Arbe1tsp1atz tat1g sind und rasen zu einem 
anaeren uoerwecnseln. Dieses Wechsetnsiko. das m der Na­
tur der vom Arbeitnehmer selbst gewanlten Beschaftigungsart 
1regt. muss vom Arbeitnehmer selbst getragen werden und 
:.:ann rncnt einfach der Arbe1tslosenvers1cherung angelastet 
Nerden. Artisten und Künstler sollen nicht jedesmal für aroe1ts­
freie Tage zwischen Engagements Arbe1tslosentaggeld bezie­
hen können. zumal in ihren Gagen oft auch Elemente der Ent­
schadigung für diese Zwischenzeit eingeschlossen sind. Ge­
mass Gesetz sind für derartig rasch wechselnde Arbe1tsver­
haltnisse gewisse Wartetage für den Bezug vorgesehen. Arti­
kel 11 Absatz 2 ist damit gerechtfertigt. In der Verordnung sind 
:ndessen die sozialen Korrekturen zu dieser Gesetzesnorm 
enthalten. indem erstens die Summe der Wartetage eines Jah­
res begrenzt 1st. zweitens keine Wartetage anzuordnen sind. 
'Nenn das letzte Arbe1tsvernaltnis ununterbrochen mindestens 
ein Jahr lang gedauert hat. drittens. wenn die Entlassung aus 
wirtschaftlichen Gründen erfolgt ist. und viertens. wenn Tem­
porararbeit zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit angenom­
men wurde. Diese Regelung dürfte ausgewogen sein. Wer für 
sich erhöhte arbeitsmarktliche Freiheit beansprucht und sich 
im Zwischenbereich zwischen der Rechtsstellung eines Ar­
beitnehmers und eines Selbständigerwerbenden bewegt, 
muss ein etwas höheres Arbeitslosenrisiko selbst verantwor­
ten. Das ist nicht eine Pönalisierung bestimmter Berufe oder 
Tätigkeiten, sondern ist bedingt durch den speziellen Charak· 
ter derartiger Arbeitsverhältnisse. 
Es ist indessen klar. dass eine schikanöse Anwendung dieser 
Bestimmungen auszuschliessen ist. Die Kommission des 
Ständerates hat einen Antrag Artikel 11 Absatz 2, diese Warte­
fristen zu streichen, abgelehnt. Im Ständeratsplenum ist er 
nicht mehr gestellt worden. 
In der nationalrätlichen Kommission wurde ein gleicher Antrag 
eingebracht. aber dann unter dem Vorbehalt dieser Erklärung 
im Plenum zurückgezogen. 

Mme Deglise. rapporteur: II n 'y a pas de proposition de modi­
fication concernant l'article 11. ma1s une demande a ete falte 
en comm1ssion d'en parler pour repondre aux questions de 
l'Association suisse des centres sociaux protestants. L'ali­
nea 2 de cet article. tout particulierement. appelle une preci· 
sion. En effet. il regle la perte de trava11 a prendre en considera­
tion lorsque 1·assure estau ch6mage. au terme d'une activite a 
caractere sa1sonrner et d·une profess1on dans laquelle les 
changements d'employeurs sont frequents ou les rapports de 
service d'une duree limitee. Dans de tels cas. la perte de trava1I 
n ·est pas pnse en cons1derat1on durant un temps d 'attente fixe 
par le Conseil tederal. 
II est indeniable que. dans les cas precites. le risque de perte 
d'emploi est sensiblement plus eleve que dans une relation de 
trava11 stable. Les personnes qui choisissent de leur propre gre 
un travail tempora1re le font habituellement parce qu 'elles ne 
desirent pas etre liees par un emploi fixe. II est des lors normal 
qu'elles supportent en partie ce nsque supplementaire. 
Toutefois. la situation des assures concernes n·est pas exces­
sivement aggravee par l'existence dun delai d'attente, ces de· 
lais ayant ete cons1derablement restreints. Selon une etude de 
l'OFIAMT. sur un total de 47 486 personnes indemrnsees par 
les ca1sses de ch6mage en 1989. 6649 ont dü sub1r un delai 
d'attente. so1t le 14 pour cent La cause que l'on rencontre le 
plus souvent est ce1le de la malad1e. su1v1e de pres par 1 ·activ1te 
saisonniere. On constate d'emblee que le delai d'attente de 
cinq Jours est celu1 qui est le plus souvent applique puisqu'en 
1989 il l'a ete dans une proportion de 82 pour cent. 
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La comm1ss1on du Conseil des Etats a reoousse une oropos1-
tion de bitter l'alinea 2 de 1·art1cle 11. suggest1on au1 n a pas 
ete repnse oar le p1enum dudit conse1I. Au sein de notre com­
m1ss1on. une teile prooos1t1on a ete oresentee pu1s ret1ree a ia 
sune des exp11cat1ons donnees par 1e conse1lier tederal. 

Angenommen Adopte 

Art. 22 

1'v1ehrhe1t 
Abs. 1 

Kommission 

Zustimmung zum Bescnluss aes Ständerates 
Abs. 3. 5 
Ablehnung aes Antrages der Minderheit 
Abs. 4 

Der Bundesrat kann für weitere Gruppen von scnwer ver­
mittelbaren Arbeitslosen anordnen. dass das Taggeld nicht 
gekürzt wird. 

Minderheit 
(Fankhauser. Hildbrana. Keller. langet. Müller-Aargau. Pitte­
loud. Reimann Fritz. Seiler Rolf. Stocker) 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 3 5 
Streichen 

Art. 22 
Propos,tton de la comm1ssion 
Majonte 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
AJ.3,5 
Rejeter la proposition de la minorite 
Al.4 
.... reduite. Le Conseil federal peut ordonner que l'indemnite 
journaliere ne soit pas reduite pourd'autres categories de chö­
meurs dont le placement est difficile. 

Minorite 
(Fankhauser. Hildbrand, Keller, Longet, Müller-Aargau, Pitte­
loud. Reimann Fritz, Seiler Rolf, Stocker) 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 3-5 
Biffer 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3 - 5 - Al. 3 5 

Frau Fankhauser, Sprecherin der Minderheit: Wenn die 
Lobby der armen Leute so stark wäre wie die Lobby der Leute. 
die die Folgen des schlechten respektive des zu schönen Wet­
ters ertragen müssen. müssten wir über diese Degression gar 
nrcht diskutieren. Sie wäre nämlich längst aufgehoben. 
Ich bitte Sie. zu beachten - die Vernehmlassungen sprechen 
eine sehr deutliche Sprache-. dass alle Personen. die sich an 
der Front mit den Auswirkungen der Degression befassen 
müssen. diese Degression falsch finden. 
Die Arbeitslosigkeit verschärft die materielle Lage massiv. die 
materielle Not verschlechtert die Vermittlungsfähigkeit. die De­
gression führt zu wiederholter Arbeitslosigkeit und häufigem 
Stellenwechsel und damit beginnt der Teufelskreis. Ich führe 
ein wenig aus: 
Die arbeitslosen Menschen erhalten 80 Prozent ihres versi­
cherten Verdienstes 1n Form von Taggeldern ausbezahlt. Die 
Arbeitslosigkeit bringt somit eine 20prozentige Einkommens­
einbusse. Diese trifft die einkommensschwachen Schichten 
besonders stark. denn für viele reicht schon die 1 OOprozent1ge 
Verdienstmöglichkeit nur knapp zum Leben. Diese Leute ma­
chen, wenn wir es genau nehmen, fast die Hälfte der arbeiten­
den Menschen in der Schweiz aus. 

Zahlen belegen. dass bereits mit Beginn der Arbeitslosigkeit 
Gie Gefahr der Verarmung sehr gross 1st. Die Arbe1tslosigke1t 
:/lfd so zu einem wesentlichen Faktor von Verarmung und Ver­
schuldung. Zum Be1sp1el haben die Arbeitslosen. die von dem 
Hilfswerk betreut werden. das 1ch Jetzt leite. einen versicherten 
'/erd1enst zw1scnen 2000 und 3000 Franken. Rechnen Sie 
bitte aus. was olerbt. wenn Sie nocn e1nma1 20 Prozent abz1e­
nen. 
Die materielle Not verscnlechtert die Verm1ttlungstähigke1t 
'Ner sich 1emals um eine Stelle beworoen nat und eine Absage 
ernalten nat. we1ss. dass Stellensucne Arbeit 1st. Arbeit die zu­
aem mit starkem psycnischem Stress verounden 1st. Wenn wir 
uns dies vergegenwart1gen. dann können wir die enormen Be­
lastungen des standigen Stellensuchens. teilweise über Mo­
nate. der wiederholten Absagen. des erneuten Aufraffens und 
Hoffens nur erannen. Eine effektive Verbesserung der Verm1tt­
lungstähigke1t setzt eine Absicherung der Lebenshaltungsko­
sten voraus. Das he,sst. der versicherte Verdienst müsste 1m 
Prinzip zu 100 Prozent gedeckt sein. Jede Reduktion bedeutet 
eine Verschlechterung der Vermittlungsfähigkeit und wider­
spricht damit dem Grundgedanken aes Gesetzes. 
Degression führt zu wiederholter Arbe1tslos1gkeit und häufi­
gem Stellenwechsel. Obwohl die Befürworter und Befürworte­
rinnen der Degression immer wieder oehauoten. dass damit 
die Verm1ttlungsfähigke1t ernoht werae. sprechen die Erfah­
rungen eine ganz andere Sprache: Arbeitslose Menschen. die 
zu einer derartigen Einkommenseinousse gezwungen wer­
den. werden abgesehen von der materiellen Not. von der Ar­
mut - mit ihrer Arbeit nie zufrieden sein. Die Folgen sind 
schnelle Stellenwechsel oder wiederholte Arbeitslosigkeit. 
Die Degression bedeutet auch Bestrafung. Das Gesetz sieht 
vor. Personen. die sich zu wenig um Stellen bemühen und da­
mit ihrer Verpflichtung zur Schadenminderung - wie das ge­
nannt wird - zu wenig nachkommen, mittels Einstelltagen zu 
bestrafen. Nun, hat jemand nach 85 oder 170 Tagen keine 
Stelle gefunden, dann kann das sein. weil sich die betreffende 
Person zu wenig um eine neue Stelle bemüht hat. Aber in die­
sem Fall können wir mit hundertprozentiger Sicherheit davon 
ausgehen, dass diese Person mit Einstelltagen nicht bestraft 
wird oder sich nicht betroffen fühlt. Weshalb also eine erneute, 
oder im Fall jener, die sich dauernd um eine neue Stelle bemü­
hen, völlig ungerechtfertigte Bestrafung nach 85 oder 170 Ta­
gen? Es gibt meiner Meinung nach keine Gründe. 
Wären Sie zum Beispiel damit einverstanden, dass Menschen, 
nur weil sie keine Arbeit finden, auch wenn sie noch so su­
chen, monatlich mit einer Busse von etwa 200 Franken be­
straft werden? Die Antwort kann nur ein Nein sein. 
Wir sind froh. dass in diesem Gesetz andere Möglichkeiten der 
Förderung der Vermittlungsfähigkeit vorgesehen und vorhan­
den sind. Wir begrüssen diese Förderung der Vermittlungs­
fähigkeit, wir dürfen aber diese Bemühungen nicht zunichte 
machen mit dieser unseligen Degression. 
Ich bitte Sie. die Proportionen der sozialen Not bei der Degres­
sion und die Möglichkeit der Korrektur dieser Not durch Strei­
chung des Absatzes 3 und weitere des Artikels 22 zu berück­
sichtigen und im Vergleich dazu den Korrekturbedarf bei der 
sogenannten Schlechtwetterentschädigung zu beachten. Für 
mich ist es klar. ich kann der Schlechtwetterregelung erst zu­
stimmen, wenn wir mit dieser unseligen Degression aufge­
räumt haben. 
Herr Bundesrat Delamuraz hat vorhin betont. dass dieses Ge­
setz ein wichtiges Instrument der Beschäftigungspolitik wäre. 
Es ist aber für die Personen. die von der Arbeitslosigkeit und 
dadurch sehr oft von Armut betroffen sind. ein überlebens­
wichtiges Instrument der sozialen Sicherheit. 
Deshalb bitte ich Sie. das Netz der sozialen Sicherheit. das wir 
jetzt behandeln. so zu knüpfen. dass die Maschen halten. 
wenn die Menschen durchzufallen drohen. 

Müller-Aargau: Wir haben gestern bei etwas gelichteten Rei­
hen die Hauptanliegen der Fraktionen dargelegt, und bei uns 
war die Frage der Degression ein solches Hauptanliegen. In 
diesem Zusammenhang haben wir gestern über den richtigen 
Zeitpunkt einer Revision philosophiert. ob der richtige Zeit-

r 
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nunkt bei ieeren oder Dei vollen Kassen sei. Im Bereiche oer 
soz1alvers1cnerungswerke 1st der ZeitpunKt immer falsch t:'el 
enen. die nichts andern. '/Or allem nichts veroessern wollen. 
Herr Kollege Hansoe1er Seiler hat gestern gemutmasst oass 
,vir bei vollen Kassen unrnr Umstanden verleitet weraen Konn­
ten, zuv1e1 zu tun Es :st Wasser oen Rhein getragen, es ,st 
total muss1g. den Schweizer an die SoarsamKe1t und an a1e 
sorgfait1qe zu ennnern. wenn es um S0z1a1-
t1erke qent. Dort 1st er :mrner sehr. sehr sparsam 
Der ~ :<as naoe scnon gesagt 
und ich w:eaerno1e es eoen Jetzt haben noffentl1ch 
rien etwas anaeren Zeitgeist ais 1m Janre 1982. einfach wegen 
des anaeren. des besseren Umfeldes. Denn Degression 1st 
und bleibt eine MisstrauensKundgebunq nicnt nur eine Miss­
trauenskundgeoung gegenuber 1enen. oie unter Umstanden 
Missbraucne betre1oen, sondern gegenuber der ganzen Ar­
beitnehmerschaft 
Missbrauche gehören eruiert una bestraft. Das habe 1cn ge­
stern scnon gesagt: es ole1bt dabei. Es gibt uberall und in allen 
sozialwerKen die Möglichkeit dass Missbrauch entsteht. Aber 
haben wir in anderen S0z1aiwerken das Parallele gemacht? 
Wünscnen w,r eine Verkürzung der Beitrage an Patienten in 
der Krankenversicherung. Je kranker die Leute werden. oder 
beispielsweise 1n oer lnva11denvers1cherung. ie starker sich 
eine 1nva11d1tat entwickelt? 
Frau Fankhauser hat mit Recht darauf hingew,esen. aass 1m 
Grunae genommen ein Teufelskreis aus aem Ganzen ent­
steht. Wir wissen aus Erfahrung, dass die Degression der Tag­
gelder Libernaupt nicht hilft. dass die Leute e,fnger Arbeit su­
chen und schneller Arbeit finden. Genau das Gegente1l 1st der 
Fall. 
Ich rede nicht nur im Auftrag der Fraktion. sondern auch im 
Auftrag der Vereinigung Schweizerischer Angestelltenver­
bände VSA, die da einige Erfahrung hat. 
So bitte ich Sie, den Ungeist von 1982 in diesem Bereich zu 
vertreiben. Vertrauen ist Voraussetzung bei allen Sozial- und 
Solidaritätswerken. Hier muss dieses Misstrauen abgebaut 
werden durch Abschaffung der Degression, 
Ich empfehle Ihnen Zustimmung zum Minderheitsantrag, 

Frau Stocker: Angenommen, Sie kennen einen Menschen, 
der in einer Krise ist - es könnte Ihr Sohn, es könnte ihre Toch­
ter sein; ich will schon gar nicht annehmen, dass das auch Ih­
nen einmal geschehen könnte -, worauf reagieren Sie moti­
vierter, auf Belohnung oder auf Bestrafung? Wenn man Ihnen 
beispielsweise Ferien nach der Session verspricht, ist das eine 
Motivation, hier auszuharren? Oder ist es eher schon eine Be­
strafung. zu wissen, dass dann der Aktenberg zu Hause noch 
grösser sein wird? 
Nun haben wir hier aber kein padagogisches Konzept zu dis­
kutieren. sondern eine Arbeitslosenversicherung, ein Sozial­
werk für Menschen in Krisensituationen. die sie grösstenteils 
nicht selbst verschuldet haben. sondern die strukturell und 
kon1unkture11 bedingt sind. Was machen wir? Je länger diese 
Menscnen mit dieser Realitat umgehen müssen, desto mehr 
nehmen wir sie in die Zange. Ein Servelat wird nicht billiger. 
wenn ich länger arbeitslos bin, und meine Wohnungsmiete 
auch nicht. Fazit: Diese Menschen verschwinden nicht ein· 
lach, sondern sie landen auf dem Fürsorgeamt 
Volkswirtschaftlich - falls irgend jemand die Idee hätte, wir 
könnten hier etwas sparen - kommt uns eine Armengenössig­
keit auf Jeden Fall teurer zu stehen als eine Vers1cherungslei· 
stung. Wir können hier knausrig sein und bekommen die Ko­
sten auf einer anderen Seite massiv wieder herein, oder wir 
sind hier vertrauensvoll pädagogisch und schaffen diese De­
gression ab. 
Noch einmal zum Krisenszenario: Was ganz sicher nie hilft ist 
das Abre1ssenlassen der Beziehung, auch nicht der Bezie­
hung zwischen dem arbeitslosen Menschen una der Vermitt­
lerin oder aem Vermittler des Arbeitsamtes. Und genau das 
wird mit der Degression belastet Genau diese Beziehung wird 
strapaziert. Genau aiese Beziehung qualt 
Ich kenne Leute. die beim Arbeitsamt arbeiten und mich und 
Sie dringend bitten. mit diesem Unsinn aufzuhören. 

Seiler Rolf: Ich sene das Problme nicht als derart dramatisch 
Jnd derart Komo11z1ert an. Es 1st relativ einfach D.e Rev1s1on 
steht vor allem unter zwei Schwerpunkten: e1nerse1ts Harmoni­
" erung oe1m S0z1alvers1cherungsrecht und andererse:is Ver· 

des Vollzuges dieses Gesetzes. 
oezug auf d:e Harmonisierung mit anoeren Soz1a1vers1c:1e­

".mgen naoen wir oe1 der Höhe des Taggetdes diese Harmorn-
0:erung zustande georacht :naem nun a1le 1ene 80 Prczent 
:::eKommen es 1st auch r:cntig so. Denn es g1ot ke 111en Gruro 
,aiur. ArtJe1ts1ose anoers zu oenanoeln als so1cne. i<ranK 
:cder verurra!lt sind. 
'<ilerdlflgs una das 1st nun unser Problem 8e1m Ansorucn 

die Taggeloer haben wir diesen Schritt der Harrnonis1e­
'ung rncnt gemacnt Der Bunaesrat beantragt die Degression 

den Taggeldern oe1zubehalten. Allerdings ist anzuerken­
„en, aass der Bundesrat das Alter von 55 auf 45 Jahre senKt 
und dass anaererse1ts die Kommission eine zusatzliche Ver­
besserung e1ngeoracnt hat indem sie dem Bunaesrat aie 
Kompetenz erteilt aucn weitere schwer vermittelbare Gruo­
oen von dieser Degression auszunenmen. 
Jetzt frage ich auch den Herrn Bundesrat: Was bleibt denn an 
und für sich noch? Wie gross 1st denn der Anteil Jener Leute, 
bei denen man noch eine Degression einführen soll? Herr 
Bundesrat Delamuraz hat uns schon 1n der Kommission ge­
sagt 1988 habe der Anteil der Arbeitslosen. deren Taqge1aer 
3.utgrund dieser Bestimmung geKürzt worden seien. runo 
15 Prozent betragen. Jetzt gehen wir mit dem Alter n1nunter. 
,v1r woilen auch noch andere Gruppen ausnehmen. da ble1-
;1en sicher keine 10 Prozent mehr. 
Damit komme ich zum zweiten Schwerpunkt: Wenn Sie schon 
das Gesetz vereinfachen wollen, dann müssten Sie auch für 
die totale Aufhebung dieser Degression stimmen. Etwas ande­
res ist das nicht. Wir komplizieren und bürokratisieren nur die· 
ses Gesetz, wenn wir diese Degression nicht total aufheben. 
Es ist also richtig - schon in bezug auf die Vereinfachung die· 
ses Vollzugs-, den ganzen Schritt zu tun. 
Es gibt aber noch einen anderen sozialpolitischen Aspekt 
diese Degression aufzuheben. Die Statistik zeigt auch, dass 
davon vor allem Personen mit tieferen Einkommen betroffen 
sind, und vor allem diejenigen Familienväter, die kleine Kinder 
haben, also die Fälle mit grossen Familienlasten. Und dieser 
familienpolitische Aspekt ist auch der Grund dafür, dass sich 
die CVP in ihrer Vernehmlassung ganz deutlich für die Auf­
hebung dieser Degression eingesetzt hat. 
Ich möchte Sie eindringlich bitten, im Sinne der Vereinfachung 
dieses Gesetzes, aber auch im Sinne der familienpolitischen 
Ueberlegungen, der Minderheit zuzustimmen und diese De­
gression aufzuheben. 

Allenspach. Berichterstatter: Zuerst sei daran erinnert. dass 
wir stillschweigend die Taggelder der ledigen Arbeitslosen 
von 70 auf 80 Prozent erhöht haben. Artikel 22 Absatz 3, den 
wir jetzt besprechen sieht vor. dass das Arbeitslosentaggeld 
nach Bezug von 85 Taggeldern um 5 Prozent und nach Bezug 
'/On 170 Taggeldern noch einmal um 5 Prozent gekürzt wird. 
Die Degression fördert - das haben viele Erfahrungen ganz 
deutlich gezeigt - die Bereitschaft der Arbeitslosen. sich um 
eine neue Stelle zu bemühen. Es werden damit Signale ge· 
setzt, Zudem erleichtert die Degression die Arbeitsvermittlung, 
da sie die finanzielle Grenze der Zumutbarkelt einer Arbeitsan­
nahme herabsetzt. 
Weil die Arbeitslosenversicherung darauf ausgerichtet 1st die 
Arbeitslosen wieder ins Erwerbsleben einzugliedern und nicht 
einfach nur Arbeitslosentaggelder auszurichten, kann die Ar· 
beitsverm1ttlung auf die Degression nicht verzichten. Der Bun· 
desrat hat dies in der Botschaft begründet. Auf der anderen 
Seite ist darauf zu achten, dass wegen der Degression keine 
sozialen Härten entstehen. Hier stimme ich mit den Vorred· 
nern durchaus überein. Aus diesen Gründen wird bei Vorlie­
gen bestimmter sozialer Tatbestande auf die Degression be­
wusst verzichtet 
Artikel 22 Absatz 4 legt diese Ausnahmetatbestande fest 
Keine Degression findet statt bet Tagge1dern von geringer 
Höhe. Hier hat Frau Fankhauser durchaus zu Recht für die 
Lobby der Armen gesprochen. Hier könnte und müsste man 
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einsetzen. Keine Degression findet neu bei über 45Jähngen Ar­
oe1tslosen statt Bisher 1ag die Grenze bei 55 Jahren. Keine 
Degression findet auch bei Invaliden statt Dies gilt in beiden 
'°,illen unaohang1g von der Taggeldhöhe. Der Bundesrat kann 
z0dem oe1 anaauernaer erheb11cher Arbe1tslos1gKe1t die De­

allgemem. reg1ona1 oder selektiv susoend1eren 
nat1ona1ratl1che Komm1ss1on scnlagt zusatzlich vor. cass 

:er Bundesrat weitere Gruopen von schwer vermittelbaren Ar­
.,e,tslosen aer Damit 1s, 

'388 unrerlagen 01e von 84 aller Ar­
De1tslosen Keiner Degression. Etwas uoer 10 Prozent der Fälle 
erfuhren eine Kürzung um 5 Prozent Nur Jeder zwanzigste der 
Arbeitslosen fiel unter die zweite Degress1onsstute und hatte 
eine Kürzung um zweimal 5 Prozent in Kauf zu nehmen. Hät· 
ren 1988 bereits die von uns beantragten neuen Ausnanmere­
gelungen bestanden. waren höchstens 8 Prozent der Tag­
geldbezuger unter die erste Degress1onsstufe und nur etwa 
3 Prozent unter die zweite Degress1onsstute gefallen. 
Die Degression wird, falls Sie den Antragen der Komm1ss1ons­
mehrhe1t zustimmen. nur noch Jüngere Personen mit einem 
jberdurchschnittlich hohen Taggeld betreffen. die bei aus­
geglichenem Arbeitsmarkt länger als 17 Wochen arbeitslos 
bleiben. Von sozialen Härten kann unter diesen Voraussetzun­
aen kerne Rede sein. 
ich bitte Sie zu berücksichtigen. dass der Höchstbetrag an Ar­
be1tslosentaggeldern ab 1. Januar 1991 bei knapp 80 000 
Franken pro Jahr liegt. auch für ledige Arbeitslose. wie Sie in 
Artikel 22 Absatz 1 soeben beschlossen haben. Es würde mei­
nes Erachtens nicht verstanden. wenn der Gesetzgeber zu­
liesse. dass beispielsweise ein jüngerer lediger Arbeitsloser 
Taggelder in dieser Höhe während eines Jahres oder noch 
länger beziehen könnte, ohne irgendeine Kürzung in Kaut 
nehmen zu müssen. Die Taggelddegression ist eine der weni­
gen Schranken gegen die sogenannten «Taggeldbezugsspe­
zialisten». 
Der Minderheitsantrag Fankhauser wurde auch im Ständerat 
gestellt. Der Ständerat hat ihn - ich bitte dies wohl zu beachten 
- mit 26 gegen 10 Stimmen, also klar und unzweideutig, ab­
gelehnt. 
Die nationalrätliche Kommission hat den Antrag mit 9 zu 11 
Stimmen verworfen. Wir bitten Sie, Bundesrat. Ständerat und 
Mehrheit der nationalrätlichen Kommission zu folgen, keine 
Differenzen zum Ständerat zu schaffen und den Antrag Fank­
hauser abzulehnen. 

Mme Degllse, rapporteur: L'article 22 a fait l'objet d'une lon­
gue discussion au sein de la commission. II traite du montant 
de l'indemnite journaliere et. a ses alineas 3, 4 et 5. du pro­
bleme de la degress1vite. c'est-a-dire de la reduction de 5 pour 
cent de 1·indemnite journafiere apres le versement de 85 in­
demnites. puis de 5 pour cent du dernier montant apres 
170 indemnites. 
L'actuelle modification de Ja loi attenue d'une maniere non ne­
gligeable les consequences de cette reduct1on. A l'alinea ore­
mier. le Conseil federal propose que l'indemnite journaliere 
pleine et entiere s eleve a so pour cent du gain assure pour 
taut le monde, alors que le projet initial prevoya1t un pourcen­
tage de 70 pour cent pour les celibataires. Cette modification a 
ete acceptee par le Conseil des Etats et par notre commission. 
Ensuite. a l'alinea 4. le Conseil federal suggere d'abaisser a 
45 ans l'äge limite a partir duquel l'indemrnte n'est pas reduite. 
Cette prPposition est aussi acceptee par le Conseil des Etats 
et par notre cornmission. Au meme alinea. notre commission a 
decide de donner au gouvernement la possibilite d'aller en­
core plus lo1n. dans ce sens qu'il pourra ordonnerque l'indem­
nite 1ournaliere ne soit pas reduite pour d'autres categories de 
ch6meurs dont le placernent est difficile. 
La rninorite de la comrniss1on dernande la suppression de 
taute mesure de degress,vite. La majorite. quant a eile. a es­
time qu II falla1t ma1nternr le pnncioe de la reduct1on de l'in­
demrnte et cela pour les ra1sons pnnc1pales SU1vantes: taut 
d'abord. dans les cas difficiles. l'alinea 5 permet deja au Con­
seil federal d'ordonner que l'indemnite journaliere soit reduite 
dans de moindres proportions ou ne le soit pas du taut. En· 

su1te. l'adjonct1on apportee Par la comm,ss,on a l'alinea 4 elar­
g1t encore les cas ou i'on n appliquera1t pas la degress1v1te. 
pu1sque le Conseil federal pourra ordonner que l'indemrnte ne 
so1t oas reduite oour d autres categones de chömeurs dont Je 
c1acement est d1fficile. 
En outre. le ta1t de redu1re auelque peu I indemnite contnbue 
certainement a mauver le chömeur en vue de chercher du tra-
1a1I. L'homme est ams1 tait qu il a besorn d'etre encourage. Et 

est en auelque sorte 1·a1der a sort1r de son etat de ch6meur 
que de le mot1ver oour chercher du travarl. 
De plus. le fait que I on a1t Porte a 45 ans au iieu de 55 la limite 

age a part1r de laqueile lindemnite n est oas reduite contn­
cuera a diminuer cons1derablernent le nombre de ch6meurs 
atteints par cette mesure. La limite de revenu a partir de !a­
quei!e la degress1v1te oeut etre aopiiquee est actuellernent de 
90 francs par Jour. Elle sera sans doute portee a un montant 
plus eleve. du fait de l'inflation. de sorte que les ch6meurs les 
plus modestes ne seront pas touches. 
Enfin. les oays qu1 nous entourent connaissent egalement ce 
pnncipe. notamment l'Allemagne et l'Espagne. 
Une propos1tion analogue a ete oresentee au Conseil des 
Etats qu1 l'a refusee par 26 voix contre 10. 
Avec la maJonte de la cornrniss1on. 1e vous invite donc a main­
tentr les alineas 3. 4 et 5 de l'article 22. 

M. Delamuraz. conse,ller federal: La degress1vite de l'indem­
nite journaliere. dans le temps. est l'un des points discutes de 
la revision de cette loi. 
Je voudrais tout d'abord exposer que cette degressivite n'est 
nullernent la suspens1on du droit a l'indemnite. ladite suspen­
sion etant une mesure lourde qui ne peut etre decretee que 
dans des cas de rigueur prevus a l'article 30 de la loi. Cette de­
gressivite contribue a abreger le temps penible durant lequel 
le chömeur est en quete d'emploi. Elle abaisse la limite finan­
ciere a partir de laquelle un emploi est repute convenable, 
c'est-a-dire au mornent ou la remuneration qu'on peut en es­
perer est au moins egale a l'indemnite. 
Cette degressivite favorise ainsi la reintegration profession­
neHe. Elle l'active, et c'est bien dans la philosophie de la loi 
que de tout faire pour recycler professionnellement le chö­
meur, plutöt que de le perpetuer dans le ternps dans son etat 
de chömage. L'experience l'a prouve, non seulement en 
Suisse, mais dans les pays qui nous entourent: elle est incon­
testablement une stimulation de la reprise d'un emploi. Les 
deux rapporteurs viennent d'ailleurs de le souligner dans des 
termes excellents. C'est la raison pour laquelle le Conseil fede­
rat demande de maintenir le principe de cette degressivite. 
A ce propos. je remarque trois choses qui devraient repondre 
aux questions sensibles de Mme Fankhauser. Premierement. 
nous prenons comme base. si la loi est adoptee. une indem­
rnte fixee a 80 pour cent et non pas a 70 pour cent comme 
jusqu'a rnaintenant. Une equite supplernentaire permet donc 
de demarrer de plus haut. eu egard a la situation actuelle. 
Deuxiemement, nous constatons que cette degressivite n'est 
oas appliquee auiourd'hui dans un grand nornbre de cas qui 
s'accroitra encore s1 vous adoptez cette loi. En effet. la degres­
sivite ne sera pas appliquee aux chömeurs äges de plus de 
45 ans (aujourd'hui 55 ans). aux invalides. durant la frequenta­
tion de cours. lors de ch6rnage prononce et persistant sur le 
plan regional ou suisse ni si l'indemnite journaliere n'atteint 
pas un certain montant rninimum - actuellement il est de 
90 francs et nous avons l'intention de l'augmenter a 
100 francs. Par consequent. Madame Fankhauser. il est 
inexact de dire que les plus modestes seront frappes, le 
contraire etant vrai. La degressivite n'est pas appliquee non 
plus si l'assure a acquis de nouvelles periodes de cotisations 
durant la periode d'indemnisation. Voila un cteuxieme ordre de 
faits qu1 vous montre que la liste de ceux ä qui pourra s'appli· 
quer la degressivite fand cornme neige au soleil. 
Troisieme facteur: l'unanim,te de la comrnission vous propo· 
sera taut a !'heure d'etendre encore les cornpetences du Con­
seil federal de supprimer la degress1vite pour d'autres catego­
ries. On pense aux fernrnes seules remplissant une täche 
d'education. aux travailleurs ayant de mauvais antecedents 
professionnels. aux travailleurs etrangers avec des difficultes 
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de langue. a des tox1comanes en phase de desintox1cat1on. a 
des detenus liberes. etc. Cette extens1on oermet bei et b1en ae 
prendre tatalement en comote le sort des plus defavonses. 
tous les cas soc1aux sans aucune except1on. et oermet a1ns1 
d ev1ter a cette lc1 une ngueur qui. dans certains cas. sera1t 1n­
supportable oarce au 1nhumaine. ~~aus devons oaner avec 
sens1b11ite et delicatesse ae ces quest1ons-1a. La 101. dans 1e 
cadre au eile ottre ma1ntenant. oermet de ies orendre en 
campte tota1ement 
rvl. Rolf Seder se oose !a aues!lon ae savoir oouraurn nous ne 
connnuenons oas sur ce oon chemin ou1squ 11 n v aura 01us 
au un taut pellt nomore de ch6meurs a qu1 pourra etre aop11-
quee cette degress1v1te. s1 la s1tuat1on econom1que reste ce 
qu eile est. b1en entendu. c· est prec1sement parce que la pers­
pect1ve d'une reduct1on apres des temps confortaoles. quatre 
et hurt mors. st1mule 1es chomeurs. des 1eunes essent1elle­
ment. pour 1a recherche d·un emplo1 et que. par consequent. 
nous ne sommes manifestement pas dans la categone de 
ceux qu il taut oreserver socialement et huma1nement au pre­
mier chef. Le fa1t de ma1ntenir sans aucune degress1v1te un 
ieune ch6meur. aans les s1tuat1ons normales de notre econo­
mie. penaant pratiquement une annee. equrvaudra1t a que1-
que chose qu1 n·est pas iuste. 
C'est la ra1son oour 1aquelle. campte tenu de l'adouc1ssement 
remarauaoie du systeme qu1 permet. Je ie reoete. de orendre 
en campte sans exceot1on tous 1es cas soc1aux. ,e pne le Con­
seil national de bien vouloir conserver le pnnc1pe de la degres­
s1v1te et devoter comme le Conseil des Etats et comme la ma­
JOrite de la comm1ssion. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 23 Abs. 4, Art. 24, 25 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 23 al. 4, art. 24, 25 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 

77 Stimmen 
67Stimmen 

(Reimann Fritz. Fankhauser. Hildbrand. Keller. langet, Mül­
ler-Aargau. Pitteloud. Seiler Rolf. Stocker) 

a. höchstens 150 Taggelder ... 
b. höchstens 200 Tagge1der. 
c. höchstens 300 Taggelder. 
(Anpassung der andern Absätze) 

Art. 27 al. 2 
Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la propos1tion de la minorite 
Minorite 
(Reimann Fritz. Fankhauser. Hildbrand. Keller. Longet. Mül­
ler-Aargau. Pitteloud. Seiler Rolf. Stocker) 

a. 150 indemnites ... . 
b. 200 indemnites ... . 
c. 300 indemnites ... . 
(.A.dapter les autres alineas) 

Reimann Fritz. Sprecher der Minderheit: Bei Artikel 27 Ab­
satz 2 handelt es sich natürlich um ein ähnliches Problem wie 
bei Artikel 22 Absatz 3. aber ich hoffe. dass sich eine Mehrheit 
des Rates für den Minderheitsantrag entscheiden wird. 

12-N 

1ch habe bereits 1n meinem Eintretensvotum darauf hinaew1e­
sen. aass das Arbe1tslosenvers1cherungsgesetz von Anfang 
J.n kritisiert wurde wegen aen zum Teil Lioernssenen Miss­
:xauchsoesummungen. Naturlich muss verhmaert weraen. 
sass ein Gesetz ·1on Unberecm1gten missbraucht und un­
:echtmass1g ausgenutzt wird. Aber zu eng gesetzli­
che Bestimmungen treffen oft die Falschen una Unschuldi-

wahrena d1e1enigen. denen wir helfen wo1len. durch die 
cestraft weraen. 

Dies trifft aucn zu oe1 Artikel 27 Absatz 2 mit der Abstufung aes 
Hechstansorucns der Tagge1der tur Aroe1tslose. weiche die 
;orgescnneoene Beitragszeit nicht erreichen. Von dieser Be­
stimmung werden viele Arbeitslose betroffen. welche 1n un­
·1erschuldeter Weise nicht a1e erforderliche Beitragsdauer 
r;achwe1sen kennen. Betroffen sind be1so1elswe1se Frauen. 
aie aus dem Beruf aussteigen mussten. um wahrend Jahren 
ihren Erziehungsaufgaben nachkommen zu kennen. Beim 
Wiedereinsneg in das Berufsleben fehlen ihnen naturlich die 
erforderlichen Beitragsianre. 
Leider hat der Bundesrat einem Begehren des Sehweizen­
sehen Gewerkschaftbundes nicht Rechnung getragen. ge­
rnass dem Personen. welche wegen der Erfüllung aer Erzie­
hungs- und Betreuungsaufgaben die Erwerbstätigkeit einge­
stellt haben. von der Erfüllung der Beitragszeit zu oefreien wa­
ren. Betroffen sind auch Studenten und andere 1n Ausbildung 
stehende Personen. die ins Erwerbsleben eintreten wollen. 
Aber auch für Arbeitnehmer. die zu Ausbildungszwecken 1m 
Ausland waren und nun zurückkehren wollen. oder Arbeits­
lose. die vom selbständigen zum unselbstandigen Erwerb 
wechseln. Das gleiche gilt für Arbeitskräfte. die von der Land­
wirtschaft kommen. 
Im Grunde genommen gibt es überhaupt keine Begründung, 
diesen Leuten, welche rein zufälligerweise auf eine vielleicht 
nur kurze Beitragsdauer zurückgreifen können. die Bezugs­
dauer einzuschränken. Es besteht ja ein Beitragsobligatorium 
für alle Arbeitnehmer. Der einzelne kann gar nicht freiwillig auf 
die Beitragszahlung verzichten. Man verlangt von den Arbeit­
nehmern mehr Flexibilität. Wir erwarten, dass sie sich weiter­
bilden, wir erwarten von den Frauen, dass sie wieder ins Er­
werbsleben zurückkehren und fehlende Arbeitsplätze ausfül­
len. wenn die Kinder grossgezogen sind. Auf der andern Seite 
bestrafen wir sie alle mit gesetzlichen Vorschriften und Lei­
stungseinschränkungen. 
Einer Biga-Statistik ist zu entnehmen, dass vor allem ältere Ar­
beitnehmer, die beispielsweise wegen Betriebsschliessungen 
ihren Erwerb verloren haben. von der Abstufung und Verkür­
zung der Leistungsdauer betroffen werden. Trotz des ausge­
trockneten Arbeitsmarktes haben wir auch heute immer wie­
der Betriebe. die ihre Tore schliessen müssen. Davon betrof­
fene Arbeitnehmer werden ungerechtfertigt bestraft. wenn sie 
nicht sofort eine Stelle finden und daher nicht die nötige Bei­
tragsdauer nachweisen können. 
Meines Erachtens könnte man durchaus auf die Abstufung 
der Leistungsdauer verzichten. Ich bin mir aber bewusst. dass 
einem solchen Antrag zu viele Widerstände 1m Wege stehen. 
Wir haben deshalb in der Kommission eine gewisse Milderung 
der Einschrankung beantragt. indem die Kürzung der Bei­
tragsdauer nicht ganz beseitigt. sondern etwas gelockert wer­
den soll. Mit der Abstufung auf 150. 200 und 300 Bezugstage 
sollte auch dem Wunsch nach Missbrauchsbekämpfung Ge­
nüge geleistet werden. 
Dieser Antrag wurde in der Kommission sehr knapp mit 
10 zu 9 Stimmen abgelehnt. Im Namen der Kommissionsmin­
derheit. dieser starken Minderheit. bitte ich Sie also. diesem 
Minderheitsantrag zuzustimmen. Ich bitte auch den Kommis­
sionspräsidenten 1n seinem Rapport das knappe Resultat zu 
berücksichtigen. Eine etwas e1nse1tige Arbeitgeberstellung­
nahme ware hier doch fehl am Platz. 

Frau Stocker: Dieser Artikel ist doppelbödig. Auf der einen 
Seite wird dauernd Mobilität. Flex1b1lität. Anpassungsfähigkeit 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gepredigt, in Inse­
raten gefordert: Jung soll man sein. gut ausgebildet soll man 
sein. und dann soll man auch noch lange an einem Ort gewe­
sen sein. Ich we1ss nicht, es gibt offenbar Männer. die das 
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schaffen. aber es grenzt ganz klar folgende Gruppen aus: Die 
.Äelteren. die Jungen. die etwas Langsameren. die Frauen. 
ich kann es mir nicht verkneifen: In der Debatte vorner haben 
sowohl der Herr Bundesrat wie der Herr Komm1ss1onsoras1-
dent vom 1ungen Arbeitslosen gesprocnen aer ein Jahr e,n­
:ach keine Stelle findet. Meine Herren. ·Ner verwenrt diesem 
Jungen manchmal doch zu oft - den Zugang ,n die Arbe,ts­
wett? Wer macht eben nicht ,Platz fur Madame„7 Es ist eben 
sehr einfach. 1n aen das Fam,iienmooell 
:::er CVP aross herauszustre1cnen. oer oer verrnent und 
11e anoe~n sind aohang1g. Und wenn es einmal oarauf an­
;.;ornmt. 1st diese Familie und dieses ideal tutscn. 
Meine Herren. so gent das nicht! Entweder nehmen wir die So­
zialversicherungen als soziales Netz für die soziale Realität. so 
Nie s,e existiert. oder w,r machen sie zur Fiktion. Ich bin fur rea­
listische Losungen. 
Deshalb bitte ich Sie. be, diesem Artikel zumindest die Minder­
heit zu unterstutzen. 

M. Longet: J'appart1ens egalernent a la m,nonte et f a1mera1s 
pla1der pour la solution qu eile propose. Je vous raopeile que 
cette minonte n a perdu que d'une seule vo1x - par 9 voix 
contre 1 O - et Je vouarais donner brievement les deux ra1sons 
ma1eures qu1 mot1vent notre oropos,tion. 
Tout d'abord. il y a une proport,onnalite directe entre la duree 
de la cot1sat1on et celle des prestations. qu1 peut conduire a 
des s1tuations oarfaiternent 1n1ustes. Par exemole. lorsqu une 
1nterrupt1on de la cot1sation est due a un sejour a l'etranger. a 
un arret de trava,I par souc, de mieux se consacrer a ses en­
fants ou pour une periode de formation. ou pour toutes autres 
circonstances semblables situation dans laquelle on re­
trouve plus souvent des femmes que des hommes - il y a la 
penalisation - comme l'a dit tout a l'heure Mme Stocker - et 
des femmes particulierement. 
Nous considerons comme anormal de penaliser ces differen­
tes causes d'interruption du travail salarie, et c'est la une rai­
son, en soi suffisante, de suivre la minorite.' 
II est vrai que, dans la proposition de la minorite. on maintient 
une relation proportionnelle entre la duree de la cotisation et la 
duree de la prestation. mais en augmentant nettement ces du­
rees nous diminuons la rigueur des mesures qui frappant ces 
categories de travailleurs. En d'autres termes. la minorite vous 
demande de ne plus penaliser, ou de ne pas penaliser davan­
tage ceux qui font preuve de mobilite et de flexibilite dans l'or­
ganisation de leur vie professionnelle. 
La deuxieme raison est la suivante. Si nous introduisons un 
plafonnement trop rapide des jours de prestations au sens de 
la loi. nous renvoyons d'autant plus vite les personnes concer­
nees ä l'assistance. Nous constatons qu·au fil des ans on s·ha­
bitue, et cela n ·est pas souhaitable. ä J'existence silenc1euse et 
cachee dans notre pays. si prospere. d'un volant de ch6mage 
de longue duree. On s'y habitue. on vit avec. mais on n adapte 
pas pour autant la legislation ä cette s1tuation. II s·ag1t de per­
sonnes ayant generalement peu de cualificat,ons. d'un certa,n 
age, qu, ont connu des difficultes familiales. psychologiques. 
relationnelles parfois. et qu1 manifestent. pour ces ra,sons-la. 
des difficultes particulieres de reinsertion. Selon les circons­
tances de la perte du dernier emploi. leur situation peut encore 
s·aggraver. 
Devant cet etat de faits. avec la proposition de la ma1onte. nous 
sommes en train de penaliser cette categorie de ch6meurs. 
alors que l'augmentation modeste de la duree de prestations 
que nous proposons. le financement specifique au systeme 
de l'assurance sociale. et tout le dispos,tif que nous voudrions 
d'ailleurs developper. d'encouragement et de reinsertion lies 
a cette loi perrnettraient d'ameliorer cons,derablement le sort 
de ces personnes. plutöt que de les renvoyer aux seules me­
sures cornplementa1res qui sont ensu,te du ressort des can­
tons. ou directement a l'assistance. 
Cela implique deux consequences. D'une part au niveau bud­
geta,re: 11 y a un transfert. sur le budget public des cantons et 
des communes. de depenses qui. a notre av1s. en tout cas se­
lon la propos,tion de la minorite, relevent de la log,que de l'as­
surance sociale qui est de niveau national et pantaire. L'autre 

ccnsequence. c est aue Ion ne donne pas aux chömeurs oe 
:ongue duree une chance suffisante. 
L.a rninonte vous aemanoe de ne oas 1es abandonner. du 
,'lotns oas auss1 v,te que ne le vouara1t la ma1onte. Pour beau­
r:::,up de oens. 1 ass1stance est vecue comme 1a s,gnature oe 
,::chec a une re1nsert1on et oour nous 11 est necessa1re ae leur 

·.:1onner davantage oe temps. oour oermettre de combattre 
' installation dans un chomage de duree. 

Widrig: Es ist kein Zufall. dass die in1tiat1ve des Kantons Neu­
e:nourg gerade diesen Artikel 27 betntft: es zeigt doch. dass 
Nir bei einem zentralen Punkt der Vorlage angelangt sind. 

bitte Sie. der Fassung oer Komm1ss1onsmenrhe1t und des 
Ständerates zuzustimmen. 
Nenn Sie dem Antrag der Minderheit und vor allem dem An­
trag Bore! - dieser Antrag steht auch noch 1m Raum. er 1st mei­
nes Wissens nicht zuruckgezogen worden - zustimmen (500 
Tage). gefährden Sie nicht nur das ,n seiner Substanz kernge­
sunde Versicherungswerk. vor ailem unterlaufen Sie auch den 
Konsens. der aufgrund konsultativer Aroe,ten von paritäti­
schen Komm1ss1onen ausgehandelt worden 1st. 
Das Arbe1tslosenvers1cherungsgesetz 1st nicht nur ein Instru­
ment für die Ausbezahlung von oerecht1gten Arbeitslosengel­
dern. es 1st auch ein Instrument zur Bekämpfung der Arbeitslo­
s1gke1t. Jeder Mensch will arbeiten: ,v,r sind arbeitsam. Aber 
ausland1sche Beispiele der Gesetzgebung zeigen. dass bei ei­
ner starken Erhöhung der Beitragszeit bei einzelnen - ich wie­
oerhole: es 1st eine Minderne1t - die Versuchung naturlich da 
ist. diese Zeit etwas zu verlängern. um mittels Fort- und Weiter­
bildung oder Umschulungsprogrammen andere Erwerbs­
möglichkeiten auszumachen. 
Ich möchte das am Beispiel Spanien und Portugal vor Augen 
führen: Beide Länder haben eine ähnliche Wirtschaftsstruktur, 
in etwa ein gleiches Wachstum in den vergangenen Jahren. 
Die spanische Arbeitslosenversicherung ist in diesem Punkt 
bei der Höchstzahl der Taggelder viel grosszügiger als das 
portugiesische Gesetz. Ich frage Sie einfach an, ob für die Zahl 
der Arbeitslosen - Spanien hat 17 Prozent, Portugal 4 Prozent 
- nicht auch gewisse Gründe drinliegen könnten. 
Ich ersuche Sie, bei Artikel 27 auf der Linie der Kommissions­
mehrheit und des Ständerates zu bleiben. Das ist nicht dop­
pelbödig, Frau Stocker. Es ist immerhin eine Verbesserung 
gegenüber dem Bundesrat. und zwar von den 250 auf 300 
Tage. Das ist richtig und begründet. Aber wenn Sie weiterge­
hen, sogar bis zum Antrag Bore! (500 Tage), verändern Sie das 
Gesetz in der Substanz. und das kann sicher nicht die Absicht 
sein. Deshalb bitte ich Sie, der Kommissionsmehrheit und 
dem Ständerat zuzustimmen. 

Allenspach. Berichterstatter: Ich habe die Anträge der Kom­
missionsmehrheit zu vertreten und werde dies tun, ob mir die 
Kommissionsmehrheit oasst oder nicht. Auch in anderen Fäl­
len. wo ich m,t der Kommissionsmehrheit nicht einverstanden 
bin. werde ich loyal die Komm,ss,onsmehrheit vertreten. Das 
1st die Aufgabe des Komm1ss1onspras1denten. Soviel zu Herrn 
Reimann. 
Gemass Artikel 22 Absatz 2 hat der Versicherte Anspruch auf 
85 Taggelder. wenn er mindestens 6 Monate lang Beiträge an 
die Arbeitslosenversicherung bezahlt hat. Bei Beitragszeiten 
von 12 Monaten beträgt die mögliche Bezugsdauer 170 Tag­
gelder und bei Beitragszeiten von 18 Monaten steigt sie auf 
250 Taggelder. Das ist die geltende Regelung; das ist die Re­
gelung. die die Kommissionsmehrheit vertritt. 
Gemäss Antrag Reimann Fritz soll bei den kurzen Beitragszei­
ten der mögliche Taggeldbezug von 85 auf 150 Taggelder her­
aufgesetzt. also nahezu verdoppelt werden. Das hätte zur 
Folge, dass ein Versicherter nach 6 Monaten Arbeit während 
7 Monaten Taggelder beziehen könnte. also länger, als er ge­
arbeitet hat. Bei einer Beitragszeit von 12 Monaten stiege dre 
Bezugsdauer auf 200 Tage an. also auf 40 Wochen. und bei ei­
ner Beitragszeit von 18 Monaten auf 300 Tage. d. h. auf60 Wo­
chen. auf mehr als ein ganzes Jahr. 
Der Antrag Aeimann Fritz scheint auf den ersten Blick sozialen 
Erwägungen zu entsprechen. und er ist auch entsprechend 
begründet worden. Er tut dies aber keineswegs. Ziel der Ar: 
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oeitstosenvers1cherung ich mochte es noch einmal w,eder­
>iolen ,st nicnt die Rente. sondern d1e Wiedereingliederung 
,ns Erwerosieben N1r mussen a,e Arbe1tslosenvers1cnerung 
,or allem aur rne . der W1edere1ng11ederung ,ns 
Erweros1eoen ausricnten. langer nun Renten oezan,t wer-
den, desto um Wieder-
e,ng11eaerung 
'Ch denKe 
denKe 

sondern ich 
zustana,gen Arbe1tsamter Das Gesetz 

v\/iedereu0 q11ederungs-
vor. Diese mstrumente 

sieht 
und 
.verden v 1e1 ::.•_y:venig aeriutzt. Sie werae:1 ·11eifach erst 
,dann e1rgesetzt. Nenn aer Taggeldanspruch ausgeschooft 
ist. Wird der Taggeldansoruch gemass Antrag Reimann Fritz 
auf bis zu 60 Wocnen ernoht wird die soziale Not,vend1gke1t. 
die Wiedereing!'eaerung voranzutreiben. geringer. Dies liegt 
nicht 1m Interesse der Versicherten. 
Die Erfahrung nat gezeigt: Je länger die Arbe1tslos1gke1t dau­
ert. desto sch·N1enqer wird diese Wiedereingliederung. Mit lan­
gen Bezugsdauern von Taggelaern leisten wir also den Ar­
beitslosen nicht unoed1ngt gute Dienste. Dazu kommt. dass 
bei langen Bezugsdauern Missbrauche nie ganz ausge­
schlossen werden können. Sechs Monate Arbeit und dann 
sieben Monate Tagge1dbezug könnte für manchen eine attrak­
uve Variante weraen. um so menr. als d1e Höchsttaggeldervon 
80 Prozent aes versicherten Lohns ab 1 Januar 1991 
Fr. 298.60 ausmacnen. Das he1sst, das maximale Taggeid ei­
nes Arbeitslosen wird nur um Franken 1.60 tiefer a!s das Tag­
geld. das Sie als Nationalräte hier beziehen Ich meine. ein 
Tagge1d der Arbeitslosen 1n dieser Höhe darf sich durchaus 
sehen lassen. 
Selbst wenn Missbräuche nicht häufig sind: Missbräuche kön­
nen das ganze System der Arbeitslosenversicherung diskredi­
tieren und allgemein Widerstände gegen die Sozialversiche­
rung an sich wecken. Diesen Punkt müssen wir in den weite­
ren Betrachtungen, gerade im Sozialversicherungsbereich. 
beachten. 
Die meisten Kantone haben Systeme der Arbeitslosenhilfe auf­
gebaut. die dann zum Zuge kommen. wenn die Taggeldbe­
rechtigung bei der Arbeitslosenvericherung erschöpft ist. Mit 
der Verlängerung der Taggeldbezugsberechtigung würden 
vor allem diese Kantone entlastet und die Arbeitslosenversi­
cherung belastet. Damit würde die kantonale Verantwortung 
in einem Sektor suspendiert. der wie kein zweiter eine aus­
gesprochen kantonale Domäne bleiben soll: nämlich im Berei­
che der Sozialhilfe. Es wird auch deutlich, dass die Ausdeh­
nung der Bezugsberechtigung zu einem wesentlichen Teil 
nicht einmal voll den Arbeitslosen zugute käme, sondern den 
Kantonen. die dann eben weniger Arbeitslosenhilfe bezahlen 
müssten. 
Dank guter Arbeitsmarktlage weist die Arbeitslosenversiche­
rung derzeit noch Ueberschüsse auf. Die Ausdehnung der An­
spruchsberechtigung gemäss Antrag Reimann würde aber 
die Versicherung Millionen kosten und müsste. falls sich die 
ArbeitsmarKtlage verschlechtert, rasch Präm1enerhöhungen 
nach sich ziehen Sie kennen alle die Begeisterung, mit der 
auch die Arbeitnehmer höhere Lohnabzüge zugunsten der 
Sozialversicherung in Kauf nehmen. 
Sollte im Falle andauernder erheblicher regionaler oder allge­
meiner Arbeitslosigkeit die Wiedereingliederung erheblich 
mehr Mühe bereiten als heute. wird der Bundesrat gemäss un­
seren Revis1onsvorschlägen ermächtigt, die Bezugsberechti­
gung bis auf 300 Taggelder auszudehnen. Ein Ventil für sozial 
schwierige Zeiten 1st also damit geschaffen worden. 
Die Erhöhung des Taggeldanspruches ist kein geeignetes Mit­
tel, älteren Arbeitslosen zu helfen. denn weit mehr als die 
Hälfte aller Arbeitslosen. die heute den maximalen Taggeldan­
spruch von 250 Taggeldern besitzen. der ausgedehnt werden 
soll. ist weniger als 35 Jahre alt. Das Argument. man wolle mit 
dem Antrag Fritz Re1mann den älteren Arbeitslosen helfen. hat 
vor diesen Realitäten nicht Bestand. Der Antrag Reimann lag 
auch 1m Ständerat vor. Der Ständerat hat ihn mit der klaren 
Mehrheit von 24 zu 10 Stimmen. also eindrücklich. abgelehnt. 
Die nat1onalratliche Kommission hat ihn mit der knappen 
Mehrheit von 9 zu 1 O Stimmen verworfen. 

!eh beantrage ihnen zusammen mit dem Bundesrat und der 
'<omm1ss1onsmenrne1t. den Antrag Reimann aozu1ehnen und 
.wch hier Keine Differenz zum Ständerat zu scnaffen. 

Müller-Aargau: Der Komm1ss1onsoras1dent nat vergessen. 
::ass der 1n der nat1ona1ratl1chen r<omm1ss,on 1;111 

10 zu 9 aoge1ehnt worden 1st. 

Allenspach. Be:ichterstatter 1cn muss Herrn Mul!er c,tten 
::enn er scnon 1nterven1ert. '1le1ne richtig zu hö­

una aucn die Protokolle ncnt1g zu 1esen. Ich habe oeutlich 
die nanonalrat!iche Komm1ss1on habe aen Antrag Rei­

m1t der knappen Mehrheit von 9 zu 1 U Stimmen ver-

\1me Deglise. raooorteur L article 27 definit ie nombre max1-
mum a 1ndemnites 1ournalieres. La mmonte de la comrn1ss1on 
souha1te mod1fier I alinea 2 et porter le nombre d indemnites 
,ournai1eres a 150 indemnites pour une duree de cot1sat1on de 
s1x mo1s au mo,ns. 200 indemnites oour une duree de douze 
1TJ01s au moms et a 250 indemnites pour une duree de dix-hu1t 
mo1s au mo1ns. 
La maionte de la comm1ssion propose a'en rester aux chiffres 
~ctuels de la loi. c est-a-a1re 85. 170 et 250. Tout d abora. eile 
2st1me aue ce proiet de rev1sion a ernporte l'adhes1on des re­
presentants des emp1oyeurs et des trava1lleurs et que cet arti­
cie n a oas ete remis en cause. I! ne laut donc pas romore cet 
equilibre. De plus. 1/ faut rappeler que lorsque le ch6meur a 
eou1se ses 1ndemrntes federales. 1nterv1ent alors l'aide aux 
cn6meurs accordee au pla~ cantonal. pu1s au plan communal 
par le biais de l'ass1stance. II convient egalement de maintenir 
cet equilibre entre /es differentes responsabilites. 
II a semble aussi a la ma1orite de la commission que plus la du­
ree du temps de chömage est longue, plus difficile devient la 
reprise du travail et ce n'est pas forcement rendre service au 
chömeur que d'allonger encore son temps de chömage. De 
plus. la qualite de chömeur etant de taute fa9on tres lourde a 
porter, cette loi met l'accent sur les possibilites pour le chö­
meur de se recycler. de se former. C • est ainsi que ce projet pre­
voit de porter la duree du versement des allocations d'initiation 
au travail a douze mois au lieu de six. Donner au chömeur plus 
de chance pour pouvoir plus facilement et plus töt se reinserer 
nous parait plus constructif que d'allonger le temps pendant 
lequel il tauche ses indemnites. 
La meme proposition a ete rejetee par le Conseil des Etats par 
24 voix contre 1 O et notre cornmission l'a rejetee par 1 O voix 
contre 9. Je vous propose de soutenir la majonte de notre 
comrnission. 

M. Delamuraz, conseillerfederal: II y a tro1s bonnes ra1sons de 
voter le texte du Conseil federal et du Conseil des Etats que 
vous recommande la majorite de la comm1ssion. 
Prem1erement. la protection des chömeurs comprend trois ni­
veaux: /' assurance-chömage au niveau federal. I' aide aux chö­
meurs au plan cantonal. 1·ass1stance publique au plan canto­
nal et comrnunal. Changer cet echelonnement, changer la re­
partition des charges entre les differents pouvo1rs desequlii­
brent une repart1tion qu il n'a pas ete aise 8 l'epoque d'etablir 
et a laquelle tous les Interesses t1ennent auiourd'hui. La 
preuve en est fournie par la consultation au cours de laquelle 
les cantons ont ete quasiment unanimes a preconiser le mam­
tien des temps de versement et des limites dans le temps du 
versement des indemnites. 
Deuxiemement. le chömage structurel doit etre combattu 
avant tout par un service de placement efficace et par des me­
sures prevent1ves. C'est sur ces mesures qu il faut mettre 1·ac­
cent. c·est au renforcement de ces mesures qu'il laut consa­
crer un espnt creat1f. non pas au prolongement des temps de 
·,ersement des 1ndemnites. La me1lleure preuve que le centre 
de grav1te doit etre de ce cöte-la. vous l'avez a l'article 66 de la 
101 que nous discutons. ou nous proposons d'ameliorer sens1-
l)lement les prestat1ons pour les allocat1ons en rr.at1ere d initia­
tion au trava1I. C'est la rnan1ere active de regler le probleme et 
de trouver une solution au problerne touiours penible du chö­
mage. 
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Trois1emement. Je constate que le Conseil federal a au1our­
d'hu1 oe1a la competence o auomenter !es oro;ts max1maux en 
cas de ch6mage prononce et-pers1stant Sur cette base, 11 a 
:JOrte le aro1t max1mum des ch6meurs de 55 ans ou p1us a 250 
1ndemnires 1ourna11eres, Donc 1a encore, les cas soc1aux les 
:,;1us d1gnes o'attent1on sont ons en comote et s1 vous su1vez te 
Conseli des Etats, ce sera une 11m1te de 300 jours, c est-a-d1re 
60 sema1nes, ce au1, vous I avouerez, n est pas nen. 

Vote 

Fur den Antrag oer Mehrheit 
Für den Antrag oer Minderne1t 

79 Stimmen 
58Stimmen 

Hier wird die Beratung dieses Gescnaftes unterbrocnen 
Le de bat sur cet ob1et est mterromou 

Schluss aer Sitzung um 12. 45 Uhr 
La seance est levee a 12 h 45 

1 

1 
' l 
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Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Revision 
Loi sur l'assurance-chömage. Revision 

Fortsetzung Suite 

Siehe Seite 1431 n,ervor · Vo,r page 1431 Ct·devant 

Art 27 Abs. 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

&gBorel 
.. ~die Höchstzahl von 500 Taggeldern .... 

An.27al.5 
Pfoposition de la commission 
"Adherer ä la decision du Conseil des Etats • Proposition Bore/ 
~ n'excedera toutefois pas 500 .... 

* M.Borel: La loi que nous revisons aujourd'hui entend, pour 
ressentiel. apporter des solutions generales pour remedier 
aux consequences du chömage. L'histoire recente nous a tou­
tefois demontre que le chömage n'est pas forcement un phe­
nomene global. du moins dans son intensite. Certaines bran­
ches. certaines regions, peuvent etre touchees bien plus forte­
ment et plus durablement. et la loi doit disposer de suffisam­
ment de souplesse pour eviter des rigueurs inadmissibles et 
repondre a des problemes imprevus. 
Le legislateur avait d'ailleurs prevu cette possibilite. puisque 
l'alinea 5 dont nous parlons maintenant n'est pas nouveau. II 
est partaitement log1que de prevoir une delegation de compe­
tences au Conseil federal pour regler les cas de rigueur. cette 
derniere permettant par a1lleurs d'eviter les abus que pourrait 
engendrer une norme legale uniforme. Les exemples vecus 
dans certaines communes de l'Arc jurassien prouvent cepen­
dant que la marge de manoeuvre du Conseil federal est insuffi­
sante. 
Nous avons a notre ordre du jour une initiative du canton de 
Neuchätel relative a la loi en cause. Ma proposition reprend 
celle du canton de Neuchätel de maniere a ce que vous pu1s­
siez vous prononcer a ce sujet dans le cadre du debat actuel 
deja. La propos1tion a ete approuvee a l'unanimite par le 
Grand Conseil neuchätelois, un representant de chaque 
groupe politique ayant tenu a y apporter formellement son 
soutien dans le cadre du debat. Le gouvernement s'etait ega­
lement expnme et s · etait declare solidaire de la demarche. 
II s'agit en ta1t de permettre au Conseil federal de prendre des 
mesures pour permettre a une region, vo1re meme a une ou a 
quelques localites. de faire face aux problemes suivants. II 
peut amver que localement une entreprise ou une branche 
soient a ce point dominantes qu'un chömage intense et pro-

lange a1t la conseouence swvante. A la swte d'un chomage 
prolonge. les trava1lleurs re1ativement 1eunes retrouvent du tra­
va1I. la plupart du temps dans une autre reg1on. Les travailleurs 
plus ages n amvent pas. eux. a retrouver un emolo1. n1 sur 
place rn ailleurs et finissent oar depenare. a·une marnere ou 
d'une autre. de 1·ass1stance publique. Les tmances communa-
1es peuvent alors etre touchees de p1em fouet oar ie cumul des 
effets su1vants: le nombre de oersonnes soutenues financ1ere­
rnent par les oouv01rs ouolics s accroit brusauement et le 
nomore de contnbuables d1mmue oaraileiernent tout auss1 
brusouement. Lors de la orecedente crrse. un certa1n nombre 
de communes de !'Are 1urass1en ont durement ressent1 ce ohe­
nomene. A cela s a1outent encore les cas personnels. qu1 sont 
particulierement douloureux a supporter. Lorsou·un certain 
nombre de chomeurs dans une petite cornmune dev1ennent a 
charge de leur commune. alors que l'on sa1t que les ca1sses 
federates de l'assurance-chomage sont pleines. le fait d'etre 
dependant de ses proches. de ses conc1toyens. au lieu d'etre 
aide de marnere globale oar l'ensemble des trava1lleurs qui 
eux ont retrouve du trava1I. est durement ressent1. Ces difficul­
tes passees semblent de1a oubliees. c·est du moms ce qui 
ressort de l'avis de la commission. a moins que ses membres 
pensent. comme souvent. que cela n·amve qu aux autres. 
Rappetons aue le Conseil federal disposa1t deja dans I an­
c1enne loi de certa1nes competences en la mat1ere et qu il 
s·ag1t de savoir ou se situe le plafond des 1ndemnites qu1 peu­
vent etre versees. Jusqu a !'heure actuelle. le Conseil federal 
pouva1t accorder 1usqu · a 250 jours supplementa1res. Le Parle­
ment neuchätelo1s unanime vous propose d'elever ce plafond 
a 500 jours. Je considere comme insuffisant le petit oas tait oar 
la commission qui propose de passer de 250 a 300 indemrn­
tes. II s'agit de permettre au Conseil federal de prendre dans 
les cas de rigueur des mesures importantes et non pas des 
mini-mesures. II n'est pas conforme a la solidarite qu'une ou 
que quelques communes se saignent a blanc pour venir en 
aide ä leurs chömeurs alors que la situation globale en Suisse 
est teile que les caisses de l'assurance-chömage regorgent 
d'argent. Le Conseil federal etant entierement competent pour 
fixer les regles de ces exceptions, tout abus est impossible . 
L'histoire a montre que I' Are jurassien a ete tauche, mais cela 
peut se reproduire ailleurs. Afin d'introduire, en matiere d'inter­
vention contre les consequences du chömage, une veritable 
solidarite entre les communes suisses, je vous demande de 
voter la proposition du Parlament et du gouvernement neu­
chätelois que j'ai reprise a mon nom. 

Allenspach, Berichterstatter: Der Antrag Bore! lag der Kom­
mission in dieser Form nicht vor, dennoch spreche ich im Na­
men der Kommission. wenn ich den Antrag Bore! ablehne. 
Wir hatten die Standesinitiative Neuenburg in der Kommission 
zu behandeln. Diese verlangte, dass unter bestimmten Bedin­
gungen die Höchstgrenze der jeweils zulässigen Bezugs­
dauer um 250 zusatzliche Taggelder überschritten werden 
dürfe: sie wollte bei Artikel 22 Absatz 4 eine zusatzliche Flexibi­
lität einbauen. Die Kommission hat diese Standesinitiative 
Neuenburg mit 9 zu O Stimmen klar abgelehnt. 
Der Antrag Bore! geht wesentlich weiter. Er verlangt, dass auf 
allen Stufen die mögliche Dauer der Taggeldbezüge auf 
500 Tage ausgedehnt werden kann. während die Standesin­
itiative des Kantons Neuenburg nur bei der jeweiligen Stufe 
eine Ausdehnung um 250 Taggelder voraussah. Das bedeu­
tet: Gemäss Standesinitiative Neuenburg hätten bei 6 Mona­
ten Beitragszeiten die Taggelder von 85 in schwierigen Zeiten 
um 250 auf 335 erhöht werden können. Der Antrag Borel ver­
langt aber hier 500 Taggelder. er geht also weiter. Bei 12 Mo­
naten Beitragszeiten haben wir maximal 170 Taggelder. plus 
250 zusätzlich gemass Standesinitiative Neuenburg sind es 
420 Taggelder: der Antrag Bore! ermöglicht 500 Taggelder. 
Sie sehen: Der Antrag Bore! geht wesentlich Liber die Standes­
initiative Neuenburg hinaus. Ich beantrage, diesen Antrag an­
zulehnen. Mit einer Beitragszeit von 6 Monaten wahrend 
500 Tagen (das sind 100 Wochen und praktisch 2 Jahre) Tag­
gelder beziehen zu können. geht meines Erachtens und si­
cher auch nach Meinung der Kommission ganz einfach zu 
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Ne1t. Der Taggeldbezug könnte auf diese Weise versecnsfacht 
'-"erden. 
Wir sollten - und ich unterstreiche das nochmals - bei atlge-
mem dauernder Arbe1tslos1gke1t den Wiedere1nst1eg tör-
,jern. sollten rechtzeitig Arbe1tsbeschaffungsmassnan-
11en ergreifen. Ich we1ss. dass 1n vielen Kantonen deramge Ar­
bettsbescnaffungsmassnanmen zu soat ergriffen werden. 
Wenn nun zwei Jahre lang Taggelder bezogen werden. ein Ar­
:;e1tsloser a1so wahrend langer Zeit aussernalb des Arbe1ts­
Drozesses steht. wird es ausseroroent11ch schwer. ihn w1eaer 

den Arbe1tsorozess einzugliedern In zwei Jahren Arbe1tslo­
:;1dke1t haben sich bei ihm sowonl bei den beruflichen Qualifi­
kationen als auch bei der menscnhchen Einstelluna - Veran­
derungen vollzogen. die eine spatere Eingl1ederung-ausseror­
dentlich scnwer machen. 
Es 1st also keineswegs besonders sozial. wenn wir diesen Tag­
geldbezug moglichst lange ausweiten und insbesondere 
,venn wir die Möglichkeit schaffen. dass Jemand nach 6 Mona­
ten Arbeit dann zwei Jahre lang Taggelder bezieht. 
Ich bitte Sie gemass Antrag der Komm1ss1on. die Standesm-
1t1ative Neuenourg abzulehnen. In Konsequenz dieser Ableh­
nung bitte ich Sie. den Antrag Borel zu verwerfen. der noch viel 
weiter geht als die Standesinitiative. 

Mme Deglise. rapporteur: L"alinea 5 de l'art1cle 27 donne au 
Conseil federal la poss1bilite de orevoir un nomore d indemrn­
tes iournaheres superieur aux ayants dro1t en cas de chömage 
persistant. regional ou general. Le texte actuel dit que ce nom­
bre n excedera toutefois oas 250. Le Conseil des Etats. su1vi en 
cela par notrecomm1ss1on. a porte ce nomore a300. Cela veut 
dire que le nombre total d'indemrntes sera de 300 pour cha­
cune des categories. que ce soit celles qui touchent 85, 170 ou 
250 indemnites. 
A cet alinea, nous avions une proposition sous la forme d'une 
initiative du canton de Neuchätel que nous avons examinee. 
Cette initiative proposait de permettre au Conseil federal d'al­
ler jusqu'a 250 indemnites supplementaires. Cela veut dire 
qua pour les beneficiaires de 85 indemnites on pourrait aller 
jusqu'a335, de 170 indemnites on pourrait allerjusqu'a420 et 
de 250 indemnites on pourrait aller jusqu'a 500. La commis­
sion a estime qu'il fallait approuver la proposition adoptee par 
le Conseil des Etats qui a porte le nombre de 300 indemnites 
au total pour tous. C'est dire que !'initiative du canton de Neu­
chätel a ete examinee et qu'elle n'a trouve personne pour la 
soutenir en commission. 
La proposition de M. Borel va encore plus loin que celle propo­
see par !'initiative du canton de Neuchätel puisqu'elle propose 
un nombre maximal d'indemnites de 500. applicable a tous. Je 
puis donc supposer que la comm1ssion n 'aurait pas franchi ce 
pas puisqu'elle ne l'a pas fait pour !'initiative du canton de Neu­
chätel qui allait moms loin. 
Au nom de la commission. Je vous propose donc de refuser la 
proposition de M. Bore!. 

M. Borel: Je suis oblige de revenir a la tribune pour prec1ser 
deux choses. Tout d'abord. il m·a ete dit que J'allais plus lo1n 
que !'initiative du canton de Neuchätel. Peut-etre. mais la com­
mission auss1 puisqu'elle propose un nombre maximum de 
300, independamment du nombre de jours auxquels on a droit 
en principe. Donc, pour ceux qui n'ont droit qu·a 85 jours. le 
Conseil federal peut non pas doubler mais tripler les possibili­
tes. La commiss1on va donc plus loin auss1 en choisissant une 
logique, un plafond urnque. Si la commiss1on avait lu dans les 
documentations les discussions qui ont eu lieu au Grand Con­
seil, eile aurait pu y lire que le chiffre de 500 a ete evoque. c'est 
donc dans cet etat d'esprit que Je l'ai pris. Puisque la commis­
sion estimait qu'il fallait un chiffre unique, j'ai repris cette log1-
que et choisi un seul chiffre. 
Ensuite. II me parait un peu excess1f de dire: «M. Borel vous 
propose d'aller jusqu'a.500 jours.» Non. M. Bore! propose mo­
destement de permettre au Conseil federal. apres examen des 
dossiers. d'eventuellement aller iusqu a un certam nomore 
d'indemrntes, en l'occurrence 500. Nous voulons donner au 
Conseil federal la competence d'agir avec souplesse pour evi­
ter les cas de rigueur que certaines regions. certaines commu-

:>es pourra1ent connaitre alors qu i1 y aura1t pour l'essent1e1 en 1 

Su1sse 1e olein emolo1 et aue la ca1sse de chomage sera1t flo-
11ssante. 

Vote 

Für den Antrao der Komm1ss1on 
Fur den Antrag Borel 

Art. 28 Abs. 1. Art. 29 Abs. 2 2. und 3. Satz 
aer Komm1ss1on 

:.:::cJst1mmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 28 al. 1. art. 29 al. 2 2e et 3e phrase 
Prooos1t1on de la comm1ss1on 
.\dherer a la decision du Conseil des Etats 

)..ngenommen - Adoote 

Art. 30 

56Stimmer 
32 Stimmen 

Allenspach, Berichterstatter: Ich habe zu Artikel 30, der in der 
Kommission ebenfalls lebhaft diskutiert worden 1st, noch eine , 
Erklärung abzugeben. Artikel 30 befasst sich mit der Einstel­
lung in der Bezugsoerecntigung. Herr Fritz Reimann hat in der 
Eintretensdebatte darauf hingewiesen: Arbeitnehmer können 
gema.ss Artikel 30 vorübergehend vom Taggeldbezug aus­
geschlossen werden. weil sie die Arbeitslosigkeit selbst ver­
schuldet haben. nicht genügend Arbeitsbemühungen nach, 
weisen können oder eine zumutbare Arbeit abgelehnt haben 
usw. Dabei wird jeweils der Grad des Verschuldens berück­
sichtigt In leichten Fällen erfolgt eine Einstellung um 1 bis 
10 Tage, in mittleren 11 bis 20 Tage; bei sehr schwerem Ver­
schulden ist eine Einstellung des Taggeldbezugs bis zu 40 Ta­
gen möglich. 
Die Arbeitslosenkassen sind bei der Bemessung dieser Ein­
stellung und insbesondere bei der Beurteilung des Verschul­
densgrads nicht frei, sondern an die Weisungen der Aufsichts­
behörden gebunden. Diese haben zusammen mit der Konsul­
tativkommission für die Arbeitslosenversicherung, in der die 
Sozialpartner vertreten sind, einvernehmlich Richtlinien für die 
Einstellung bei mangelnder Arbeitsbemühung geschaffen. 
Schweres Verschulden mit einer Einstellungsfrist von mehr als 
25 Tagen ist selten und wird nur in äussersten Notfällen ange­
nommen. beispielsweise bei selbstverschuldeter Arbeitslosig· 
keit im Wiederholungsfall. 
Eine noch nicht vertiefte Analyse der Einstellungspraxis deutet 
an, dass die Arbeitslosen in der französischen und italieni­
schen Schweiz eher mit einer milderen Praxis rechnen dürfen 
als in der deutschen Schweiz und dass die Praxis der privaten 
Kassen wahrscheinlich etwas weniger streng ist als jene der 
öffentlichen Kassen. t 
Es wird Aufgabe der Aufsichtskommission der Arbeitslosen-
versicherung sein. diesen Differenzen nachzugehen. t 
ln der Kommission wurde die Frage aufgeworfen. ob es nicht 
zweckmässig wäre. die Dauer der Einstellung der Anspruchs· 
berechtigung für die einzelnen Verschuldensgrade im Gesetz 
genau festzulegen und bei dieser Gelegenheit auch diese Fri· 
sten zu verkürzen. Dies schien uns nicht zweckmässig zu sein, 
da solches letztlich zu einer unpraktikablen Kasuistik führen 
könnte. Indessen ist auf eine sachgerechte Anwendung der 
Grundprinzipien zu drängen und jede schikanöse Reaktion 
auf manchmal ungeschicktes oder unbeholfenes Verhalten 
von Arbeitslosen zu vermeiden. Gegenüber jenem Verhalten 
von Versicherten, das mit einer unrechtmässigen Erwirkung 
von Leistungen in die Nähe einer strafbaren betrügerischen 
Handlung rückt oder unter dem Gesichtspunkte der Scha· 
densminderung ganz eindeutig fehlerhaft ist. müssen aber 
Sanktionsmöglichkeiten bestehen. 
Die Komm1ss1on hat zur Kenntnis genommen. dass Einstellun­
gen von mehr als 25 Tagen sehr selten sind. und sie wird von 
dieser Tatsache ausgehen. Dennoch ware eine wesentliche 
Reduktion des Rahmens nicht zweckmassig, weil dann die 
Möglichkeit. den Grad des Verschuldens und die Umständ~ 
differenziert zu würdigen. erheblich eingeengt würde. 
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:.,us 01esen Grunde:: 1s, aucn ein entsorecnenaer Antraa 1n der 
"omm1ss1on n1cnt we1terverrolgt woraen. • 

•.,1me Deglise. ·c::::::oneur I ete exor1me 1e sounait com· 
·r11ss1on fasse I obJet a une exo11cat1on aes 
::ebats 1nformat,on so1t aonnee quam a 

aes O!spos1t1ons contenues oans cet 

sera 
iorsau 1i est etab11 au 11 est sans 

,rava11 au a renonce a va1rnr 
orestat1ons ue sa,a,re Oü a ,ndemnisat1on envers son cernier 
emptoveur. au aetnment ae i"assurance. qu il ne fa1t aas 
,0ut ce au or: :Jeut ra1sonnaolement ex1ger de lu1 aour trouver 
Jn trava11 ccmoaraoie. au n observe oas 1es orescriot1ons ae 
controie du cnomage ou 1es 1nstruct1ons ae l'office au trava11. 
notamment en retusant un trava1i convenable qu1 iu1 est ass1-
gne. qu d a donne des 1nd1cat1ons tausses ou incompletes au 
a enfre1nt de aue1que aurre maniere l'obl1gat1on de fourn1r des 
rense1gnements. soontanement ou sur aemanae. et o·av1ser. 
ou obtenu ou tente d obtenir 1ndüment l'indemnne ae cho­
mage. 
Dans i aop11cat1on ae cette dispos1t1on. II est tenu comate du 
jegre ae aravite ae 1a taute. Dans Je cas d une taute leaere. an 
aop11aue ure suspens1on de un a 10 1ours. dans 'ies cas 
,noyens une susoens1on ae 11 a 20 jours. et dans les cas gra­
ves oe 21 a 40 1ours. notamment oour les cas ou ie ch6meur 
est sans trava1I de sa oroore laute. 
II faut re1ever pourtant aue. dans la oratiaue. !es suspens,ons 
prononcees oour iaute grave se s1tuent dans leur grande ma-
1orite dans la prem1ere mo,tie de cette marge, par exemple 
25 jours pour perte d'emploi de sa propre taute. D'ailleurs. des 
qu'une appreciation humaine entre en jeu, des differences 
sont inevitables. Si un assure considere qu'il est trop severe­
ment puni. il a le droit d'adresser un recours jusqu'au Tribunal 
federal des assurances. 
Une premiere analyse semble mettre en evidence que les chö­
meurs de la Suisse romande et italienne sont traites avec plus 
de clemence que ceux de la Suisse alemanique et que les 
caisses privees appliquent ce principe de maniere moins se­
vere que tes caisses publiques. II appartient a l'autorite de sur­
veillance de veiller a diminuer ces divergences. 
Une question a ete posee a la commission. celle de savoir s'il 
n'y avart pas lieu de fixer dans la loi la duree de la suspension 
du droit a l'indemnite. et par la meme occasion de la diminuer. 
La commrssion a estime qu'il n'etait pas souhaitable de repon­
dre positivement a cette question: cela nous conduirait a une 
c_asuistique 1moossible a mettre en pratique. D'ailleurs. le sys­
teme de suspens1on en vigueur actuellement a ete repris prat,­
quement sans modification de l'ancien dro1t et. dans son en­
semble. a donne satisfaction durant plusieurs decennies. 

M. Delamuraz. conse1ller federal: Le pres1dent-rapporteur et 
1:3 rapporteur ae langue franc;:a1se ont cite le rapport de 
1 OFIAMT concernant l'article 30. de sorte que Jen ai pas a y 
reven1r. 
J'ajoute simplement que 1·application des prescnptions con­
cernant la mesure des suspensions varie tres sens1blement 
d'une ca,sse a 1·autre. De l'av,s du Conseil federal. cela ne do1t 
pa~ etre comge par une revision des prescnptions contenues 
a. 1 artrcle 30. ma1s par un contr61e plus severe que I OFIAMT 
s efforcera d exercer. afin d'eviter les derapages. auss1 bien 
vers le haut que vers le bas. 

Art. 31 Abs. 1 Bst. a. Abs. 2 
Antrag der Komm,ss,on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 31 al. 1 let. a. al. 2 
Proooswon ae ta comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 
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Art. 32 Abs. 2. 3 
Antrag aer Komm1ss1on 
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Art. 32 al. 2. 3 
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Abs. 2-AI. 2 
Angenommen - Adoote 

Abs. 3 -Al. 3 

Mauch Rolf. Sprecher der Minderheit: Ich äussere mich bei Ar­
tikel 32 zur «Knacknuss» Schlechtwetterentschädigung, ins­
besondere zu den wetterbedingten Kundenausfällen wegen 
Schneemangels. Ich spreche dabei für den Antrag der Kom­
m1ss1onsmmderheit zu Absatz 3. unterstützt von einer knap­
pen Mehrheit der freisinnigen Fraktion. Ich bemühe mich. in 
der ge~otenen Zeit die Notwendigkeit dieses Antrages mög­
lichst drff~ren~rert- iC,h unterstreiche: differenziert- zu begrün­
~en, we1l 1ch nicht mochte, dass Sie mir Unverständnis gegen­
uber ?em Fremdenverkehr und der Bergbevölkerung vorwer­
fen konnen, was ganz und gar nicht zutrifft, wie Sie wohl wis­
sen. Wir können aber - das gilt umfassend - die Arbeitslosen­
versicherung für Erwerbsausfallentschädigung nicht als In­
strument der Strukturpolitik einsetzen. sondern müssen sie 
neutral einsetzen. 
Im Zentrum steht hier die Frage, ob das geltende Prinzip. Ar­
be1tsausfalle nur dann zu vergüten. wenn vorhandene Arbeit 
infolge schlechten Wetters nicht ausgeführt werden konnte. 
durch die Uebernahme des Kundennsikos abgelöst werden 
sollte. 
Das Vernehmlassungsverfahren zur vorliegenden Gesetzes­
rev1s1on hat seinerzeit eine recht breite Unterstützung des Vor­
schlages auf vollständige Streichung der Schlechtwetterent­
schädigung uberhaupt gezeitigt. Dafür waren Gründe der 
Praktikabilität. der Ungleichheiten. der Abgrenzungsschwie­
ngke1ten und der damit verbundenen und entstandenen Rei­
bereien verantwortlich. 
Der bundesrätliche Entwurf verfolgte zu Recht eine restriktive 
Stossnchtung. Er schaffte die Schlechtwetterentschädigung 
nicht ab. aber er verfolgte eine restriktive Linie und lehnte eine 
geforderte Ausdehnung der Schlechtwetterentschädigung 
auf die Tourismus- und Freizeitbranche ab. Die Entschädi· 
gung soll auch aus unserer Sicht auf jene Ausfälle beschränkt 
werden. die unmittelbar durch das Wetter verursacht werden. 
Wir sprechen uns daher für das Beibehalten der geltenden Re­
gelung .a~s und lehnen die Ausdehnung der Schlecntwetter­
entschad1gung auf die Tourismusbranche ab. 
Aufgrund dieser Ueberlegung erweist sich auch die vorge­
schlagene Regelung, im Rahmen der Kurzarbeitsentschädi· 
gung dieBen.1cKsicht1gung von indirekt wetterbedingten Ar­
oe1tsaus/allen. namlich Kundenausfälle wegen Schneeman­
gels - der Artikel wurde im frühen Winter beschlossen-. vorzu­
sehen. als grundsätzlich systemw1drig. Nach Auffassung des 
Bundesrates soll eine Regelung angestrebt werden. wonach 
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Kosten ':Jr Arbe1tsunterbrucne :1:e aur wetterbeamgte 
Kunaenaustalle zuruckzufuhren s1na< von der Versicherung 
,ibernommen weraen kennen< wenn sie n1cnt dem gewonn­
Hchen Unternenmems1ko zugerechnet werden kennen< 
Die Voraussetzungen rur rne Kurzarbe1tsentschadigung wur­
:1en nun aoer oere1ts 1m Standerat dah1ngehena 
jass aer Arbe1tsausrall nicht nur oe1 <,011stanaiger 
sondern auch bereits bei einer ernebi1chen Einschrankung 
aes Betriebes anrechenbar 1st. Damit 'auf! man Gefanr< oass 
1as insntut der oe11erng una will-
..;url1ch ausgeaehnt w1ra< 

c1eser Uebenequng kennen wir der Bestimmung 
,i;cht zusnmmen< Die wirksamste Vere1nrachung aes Aroe1tslo­
senvers1cherungsgesetzes ware me ersatzlose Streichung aer 
Bestimmungen uber die Schlechtwetterentschadigung aus 
dem Gesetz< Aber ich gehe nicht so weit Man musste e1gent­
!ich in rnesem Sinne Antrag stellen Es gibt keinen vernunfti­
gen Grund dafür< dass die Wirtschaft insgesamt wetterbe­
amgte Ausfälle einer e1nze1nen Branche deckt Vielmehrware 
a,esen Branchen zuzumuten< gememsam< solidarisch smn­
volle Selbsth1lfemassnahmen zu treffen< 
'eh mochte 1n diesem Zusammenhang noch erwähnen< aass 
gerade die Statistik des vergangenen TounstlkJahres< die ver­
öffentlichte offizielle Statistik der Hotellerie 1989/90. die zweit­
beste Wintersaison< die 1e erlebt wurae< ausgewiesen hat unter 
oem Titel: «Trotz Schneemangel zweitbeste Wintersaison» 
Das Wallis aas für meine l1eoen Wa/liser Freunde - durfte so­
gar das aoso1ute bisherige RekordJahr verzeichnen< Nach den 
Prognosen aer Schweizerischen Verkehrszentrale wird das 
nachste Fremdenverkehrsiahr 1990 das neue aosolute Re­
koraJahr werden< was nach Aussagen eines ausgewiesenen 
Fachredaktors - nach den gegebenen Voraussetzungen und 
Umständen auch eintreffen dürfte. worüber wir uns alle nur 
freuen können. 
Wenn wir eine überprofessionelle Solidarität gegen wetterbe­
dingten Arbeitsausfall einführen wollen, geraten wir damit ins 
Uferlose und in reine Zufälligkeiten, also in eine kasuistische 
Gesetzgebung, was immer eine schlechte Gesetzgebung ist 
Was machen w,r dann, wenn zuviel oder am falschen Ort 
Schnee liegt? Dieselbe Frage stellt sich auch in bezug auf die 
gesamte Freizeitindustrie und die Landwirtschaft, d< h. für alle 
vom Wetter abhängigen Betriebe. Man sollte sich auf die re­
striktive Regelung der Schlechtwetterentschädigung be­
schränken und witterungsbedingte Kundenausfälle dem nor­
malen Unternehmerrisiko anlasten. Sonst müssen Sie an allen 
Ecken und Enden nachgeben und flicken. so dass wir ailmäh­
lich zu einer Allwetterversicherung in vollem Umfange gelan­
gen würden. 
Ich betone abschliessend, dass die Kritik der Tourismusbran­
che in bezug auf die Schlechtwetterentschädigung zum Teil 
berechtigt und verständlich ist 
Die Abgrenzung der Anspruchsberechtigung 1st tatsächlich 
willkürlich< Die von der Fremdenverkehrswirtschaft begehrte 
Ausdehnung der Schlechtwetterentschädigung würde die Ab­
grenzungsprobleme nicht bese1t1gen< da auch andere Bran­
chen das wetterbedingte Ausbleiben der Nachfrage kennen< 
Ich möchte Sie deshalb bitten. auf die ursprüngliche Rege­
lung, wie sie vor der Revisionsvorlage gegolten hat. zurück­
zukommen und dem vorliegenden Gesetzestext zuzustim­
men. welcher lautet (Abs. 3): «Der Bundesrat regelt die An­
rechenbarkeit von Arbeitsausfällen. die auf behördliche Mass­
nahmen oder auf andere. vom Arbeitgeber nicht zu vertre­
tende Umstände zurückzutlihren sind.» Damit konnten bisher 
sämtliche Härtefälle zur Befriedigung. und zwar besser als mit 
einer rein kasuistischen. zufälligen Gesetzgebung, gelöst wer­
den. 
Ich danke Ihnen für die Zustimmung zur Regelung. wie sie bis­
her bestanden hat. 

Seiler Hanspeter: Ich treue mich. dass wir von einem guten 
Tounst1k1ahr sorechen können< und in einem guten Tounstik­
:ahr - cia kann ich Herrn Mauen beruhigen - werden ganz si­
cher aucn keine Ansoniche von den Betrieben gestellt die tat­
sächlich profitieren Konnten, und dazu gehörte vor allem auch 

J,e Hotellerie. das 1st unoestntten< Wenn wir eine andere Rege­
:ung wo11en. so 1st sie nicht vor allem auf die Hotellerie zuge­
schnitten 1cn nehme an< dass das Herr Mauch bestens we,ss. 
Die Neufassung dieses Artikels 32 gemass ständerätlicher 
:=assung oerucks1cht1gt ein Jahrelang geltend gemachtes An­
·eqen aer Tounsmusw1rtschaft< Dies kann - rcn betone: kann -

einer zum vornnerem e1ngescmanKten Ausdehnung nur für 
einzelne Berufsgruppen führen< Die Fassung 1st aber an sich 
scnon so restriktiv< dass man nicht befürchten muss< es müss­
:Gn autgebracnt werden< Und die Sondermass­
'lanmen aes Bundesrates ,m letzten Winter berücksichtigten 
NirKl!ch nur ausgesprochene Härtefälle< zuaem m,t langen Ka­
-enzze1ten< Wer nun behauptet. diese Massnahme sei struktur­
ernaltend. verkennt w1rtschaftsooiit1sche Realitäten< Wohl nie­
:nand giaubt im Ernst. dass man mit der Ausrichtung von Ar­
:::;e1tslosenentschadigungen die Strukturen< die Produktion< 
aas Ueberleoen von lndustnebetneben. zum Beispiel etwa im 
Zürcher Oberland, hätte retten können< Die Strukturen eines 
Betriebes. eines Wirtschaftszweiges werden von ganz ande­
ren vo1ksw1rtschaftlichen Kräften und Einflüssen bestimmt, 
ganz sicher aber nicht durch das Instrument des Arbeitslosen­
versicherungsgesetzes< Es geht doch vielmehr darum, die Ar­
beitsplatze oder em paar dieser Arbeitsolätze 1m Berggebiet 
:sozial besser aozus,chern. das Vertrauen 1n diese sozialpoliti­
sche Absicherung zu erhöhen und damit der Entleerungsten­
denz entgegenzuwirken< 
Interessenvertreter der Arbeitnehmer haben die Zustimmung 
zu diesem Artikel 32 Absatz 3 und damit zur besseren sozialen 
Absicherung von Arbeitnehmern im Berggebiet davon ab­
hängig gemacht. dass der Rat. und insbesondere der bürgerli­
che Teil dieses Parlamentes, den von ihnen beantragten Ver­
besserungen in den vorherigen Artikeln auch zustimme. Es 
handelt sich um die Taggeldkürzung in Artikel 22 Absatz 3, die 
sogenannte Degression, und die Erhöhung der Anzahl 
Höchsttaggelder in Artikel 27. 
Ich habe volles Verständnis dafür, dass sich Gewerkschafts­
vertreter für eine bessere soziale Absicherung ihrer Arbeit­
nehmer einsetzen. Ich habe aber etwas Mühe zu verstehen, 
dass man für das Gros der Arbeitnehmerschaft vornehmlich 
im industriellen Bereich eine Besserstellung, also ein Mehr, 
fordert und gleichzeitig einer kleinen Minderheit von Arbeit­
nehmern einzelner Berufsgruppen im Berggebiet sogar die 
Anspruchsberechtigung grundsätzlich verweigern will, also 
gewissermassen Interessen grosser gegen Interessen kleiner 
Arbeitnehmergruppen ausspielt: Dem einen mehr, dem an­
dern nichts oder nur dann etwas, wenn der eine mehr be­
kommt. Wo bleibt da die politische Verhältnismässigkeit, wo 
die viel gerühmte Solidarität? Ich bitte speziell die Vertreter der 
SP, ihre Haftung zu diesem Artikel in diesem Sinne noch zu 
überprüfen< 
Es zählt bekanntlich zu den Stärken unseres Staatswesens. 
sich berechtigten Anliegen von Minderheiten nicht zu ver­
schliessen< Diese Haftung ist auch im Falle der Arbeitnehmer 
in der Tounsmusoranche des Berggebietes angebracht Auch 
bei ihnen kann die Unmöglichkeit der Berufsausübung eintre­
ten. genauso wie m Industrie und Gewerbe< Auch bei ihnen 
kann daraus Verdienstausfall entstehen, genau gleich wie in 
Industrie oder Gewerbe. Die Ursachen mögen zwar verschie­
den sein. nicht aber die Auswirkungen. Es geht um Arbeit­
nehmer, um die Milderung ihrer möglichen Einkommensein­
bussen. genau gleich wie in den bisher berechtigten Wirt­
schaftsgruppen< Es geht nicht um die touristische Unterneh­
mung, um den Unternehmer. genau gleich. wie es auch in den 
anderen Fällen nicht um die industrielle Unternehmung, den 
industriellen selber geht, sondern um diejenigen, die in einer 
Unternehmung, einem Betrieb als Arbeitnehmer 1hr tägliches 
Brot verdienen oder einem existentiell notwendigen Zusatzer­
werb nachgehen mussen< 
Der Vorschlag des Ständerates ist ausgewogen. auf Härtefälle 
beschränkt und auch unsere Debatte wird den Bundesrat 
ganz bestimmt zu einer restriktiven Handhabung, zum Bei­
spiel auch bezüg11ch geografischer Abgrenzung, verpflichten. 
ich bitte Sie. dem Antrag der Mehrheit im Interesse einer klei­
nen Arbeitnehmerschaft, vor allem von Berufsgruppen im Tou­
ristikbereich, zuzustimmen< 
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Schmid: Als vor etwa zwei Jahren Vertreter aus Fremdenver­
{ehrsreq1onen erstmals Vorstösse für Schlechtwetterentschä­
'.iigungen e1nre1cnten. konnte man sich daruber nur wundern 
Jnd dann einen schlechten Scherz sehen. Inzwischen wird 
jiesem sogar vom Bundesrat entsprochen. se1bst-
1erstänalicn vom Ständerat und leider auch von einer Mehr­
heit der nanonalratlichen Komrrnss1on. Und 1etzt kann man 
sich daruoer nocn argern. Wundern muss man sich uber­
naupt nichl menr. Es 1st nur die unnaturliche Konseauenz. 
jass die t<.ur- una VerKenrsdirektoren. nachdem sie e1ntracn­
:1g mit den Berabahnunternenmen Landschaft für ihre Zwecke 
Jmgemodelt haben. auch an das Wetter ernohte Ansoruche 
stellen. Am 11eosten ware es diesen Kreisen. es fände uber­
haupt kein Wetter statt und sie könnten selber nicht blass Frau 
Holle. sondern lieber qle1ch den Petrus spielen. Da dies aber 
noch seine Zeit dauern wird. greift man. wie so oft wenn einem 
die eigenen Ideen für einen sinnvollen Tourismus oe1 veran­
derten klimatischen Verha!tnissen fehlen. einmal mehr zur 
Bundeskasse. 
Wenn es um Schneekanonen geht pocht man auf regionale 
Eigenstand1gke1t und weniger Bund. Wenn es darum gent. 
vom selben Bund Geld locker zu machen. dann 1st man für we­
niger Region und mehr Bund. Es wird nicht einmal mehr be­
rücks1cht1at. dass die Hotellerie trotz letzt1ährigem scnneear­
rnem Winter 1nre zweitbeste Saison veroucnen Konnte. Das 
:asst docn darauf schliessen. dass es offenbar dem grossten 
Teil der Fenengaste gelingt, auch bei schlechtem Wetter. lies: 
Sonne ohne Schnee. dank eiaener Phantasie den Aufenthalt 
in den Bergen gut zu verbringen und sich dabei auch prächtig 
zu erholen. Es ware darum Jetzt wichtig, auch die Kur- und Ver­
kehrsdirektoren von ihrem Touristenklischee des plastikver­
packten Pistenrasers zu befreien und ihnen die Chance zu ge­
ben, auch andere Arten von Erholungssuchenden in ihre lang­
fristige Planung einzubeziehen. Sie können nicht früh genug 
damit beginnen. denn wer weiss, vielleicht müssen wir künftig 
bis in ansehnliche Höhen hinauf von den Bilderbuchwintern 
Abschied nehmen und die Schneekanonen zu Kuhglocken 
umgiessen. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, die sogenannten «wetterbeding­
ten Kundenausfälle» aus den anrechenbaren Arbeitsausfall­
entschädigungen zu streichen. Es ist nämlich nicht auszuden­
ken, wer da alles noch solche Entschädigungsansprüche stel­
len wird. Für irgendeine Berufsgruppe gibt es immer schlech­
tes Wetter. Aber das gute wie das schlechte Wetter ist, so 
meine ich. im grossen und ganzen gerecht verteilt. 
Ich bitte Sie im Namen der grünen Fraktion, den Antrag der 
Minderheit zu unterstützen. 

Blatter: tch spreche hier als Vertreter der Berggebiete. der 
Tounst1kw1rtschaft. also für eine Minderheit. für ein Randge­
biet. Das Berggebiet veriügt nur über eine schmale und einge­
schränkte Auswahl von Arbeitsplätzen. Es ist zudem sehr kon­
junkturempfindlich. Nicht nur die Exportwirtschaft hat Mühe 
mit einem hohen Frankenkurs. Nein. auch das Ferienland 
Schweiz und vor ailem das Berggebiet. zusätzlich belastet 
durch das Problem der schneearmen Winter. Mir geht es in er­
ster Linie um die Arbeitnehmer in unseren Bergtälern. S,e sind 
darauf angewiesen. dass sie mit einem sicheren Einkommen 
rechnen können. dies vor allem im Winter. da gerade in der 
Wintersaison zahlreiche Bergbauern und Handwerker als Ski­
liftangestellte ihr Einkommen verdienen. Für zahlreiche Berufe 
im Berggeoiet bildet das Einkommen im Winter eine ex1stent1-
ell notwendige Nebenbeschäftigung, auf die nicht verzichtet 
werden kann. Es handelt sich weitgehend um die unteren Ein­
kommensschichten. für die ein Ausfall. der nicht durch eine 
andere Beschäftigung kompensiert werden kann. hart ist. Ich 
verstehe nicht. dass man ausgerechnet aus den Kreisen der 
Sozialdemokraten diesen Anspruch auf eine Entschädigung 
bekämpfen kann. Die Entschädigung kommt nicht dem Unter­
nehmen oder der Organisation zugute. Nein. es 1st ein persön­
licher Beitrag an den Direktbetroffenen. der keinen Verdienst 
hat una dnnaena auf eine Ersatzleistung angewiesen 1st. Es ist 
eine EntschJdigung ausschliesslich an den Arbeitnehmer. Es 
sind Leute. die hart arbeiten und die die 42-Stunden-Woche 
nicht kennen. Diese Leute wollen keine Almosen. Sie wollen 
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ediglich die soziale Sicherheit. die zum Be1sp1el 1m Bauge­
:ierbe seit vielen Jahren praktiziert wird. 
Der Hinweis von Herrn Kollega Mauch auf gute Uebernach­
\.maszah1en 1st nicnt stichhalt1a und aiaubwurdia. da die 
3ch-neevernaltnisse regional un-d ze1tl1ch sehr ve~sch1eden 
sind. Herr Mauch. Sie sind nicht glaubwurrng. Warum stellen 
Sie in diesem Saal nicht den Antrag. die Schlechtwetterent­
schadigung 1m Baugewerbe zu streichen. wenn ein Bauunter­
'1enmer einen nohen Gescnaftsgew1nn ausweist? 
'~och ein Wort zu den Argumenten der Wir 
s:nd nicnt gegen eine Umstrukturierung. Wir wollen nicht An­
iagen um 1eden Preis erhalten. Der Beweis dafür 1st doch die 
,om Bundesrat 1m letzten Winter getroffene Regelung. die ge­
nau festlegt. dass ein Ausfall des Betriebes mindestens 
80 Prozent betragen muss. was einer praKtischen Stillegung 
entsoncht Und dies die entscheidende Bedingung im Ver­
gleich der letzten fünf Jahre respektive der letzten fünf Winter 
In Höhenlagen. die in den letzten fünf Jahren keinen Schnee 
hatten. wurden gemass dieser Regelung keine Beträge an die 
Arbeitnehmer bezahlt, da der verlangte Nachweis nicht er­
bracht werden konnte. Hier werden die Betriebe trotz der ALV­
Regelung eindeutig umstrukturieren mussen. was in der Pra­
xis weiss Gott nicht leicht sein wird. 
'eh finde. die Lösung des letzten Winters hat uns klar gezeigt. 
dass es möglich ist dort sinnvoll zu helfen. wo es wirklich notig 
:st. und ich bitte Sie im Namen der CVP-Fraktion dringend. der 
Fassung der Komm1ss1onsmenrhe1t und des Ständerates zu­
zustimmen und den Antrag der Minderheit Mauch klar abzu­
lehnen. 

Mme Pitteloud: Une part1e des socialistes soutiennent la pro­
position de minorite et je tiens a m'en expliquer. 
Ce matin, nous avons constate que la majortte de ce conseil 
etait bien peu permeable aux problemes que rencontraient les 
chömeurs de longue duree et qu'elle n'a pas accepte la sup­
pression de la degressivite des indemnites. Or, tout a coup, on 
voudrait nous faire croire que c'est par egard pour les salaries 
de son secteur que le lobby des cafetiers-restaurateurs et des 
höteliers de montagne reclame la prise en charge, par l'assu­
rance-chömage, des risques inherents a ses entreprises. Cer­
tes, dans ce secteur. on engage du personnel pour la saison 
et celle-ci peut etre plus ou moins banne ou mauvaise. Nean­
moins, lorsqu'elle est banne, les benefices vont dans les seu­
Ies poches des personnes concernees et. lorsqu'elle est mau­
vaise, il faudrait que la collectivite, par le biais des indemnites 
en cas d'intemperies. prenne en charge ce personnel alors 
qu'il incombe aux employeurs de financer ces salaires. 
Nous constatons la un changement radical d'option chez des 
gens qui. en general. sont des tenants de l'economie liberale 
et qui, d'habitude. sont prompts a nous parler des beautes et 
des risques de la libre entreprise. Or. ils semblent oublier bien 
facilement ce credo lorsqu il s'agit de leurs interets. 
On introduit ici un cas d'espece et on a pu a juste titre fairere­
marquer. en comm1ss1on. que b1en d'autres secteurs. les pis­
c1nes, par exemple. qu1 engagent auss1 du personnel moc­
cupe en cas de mauvais temps. ou encore les golfs. se trou­
vent dans une s1tuation identique. On a aussi parle des fameux 
marchands de paraplu1es. Bien d'autres secteurs encore 
pourraient se reclamer de telles 1ndemnites. 
Le Conseil federal a d'ailleurs avance une argumentation as­
sez alambiquee. pu1squ·i1 a precise qu'il ne voulait pas pren­
dre en campte les difficultes en relation avec les conditions 
meteorologiques.et qu il introduit l'idee d'une relation indi­
recte avec le temps. par le biais des reductions d'hora1re. II 
prevoit aussi taute une serie de restrictions, car il se rend 
campte de l'etrangete de cette dispos1tion. 
Le professeur d'econom1e radical Peter Tschopp s etonna1t. a 
iuste titre. de ce genre de disposition. dans un commenta1re 
1ntitule «Marne plus de neige!». et il disait: «Est-ce que la 
Suisse pourra encore verser demain quelques po1gnees de 
m1llions de suovent1ons a une Industrie tounstique en manaue 
cJe neige qu1 do1t avouer. s1x mo1s aores ses lamentat1ons. 
qu elle v1ent de realiser la me1lleure saison ae tous les temps? 
La reponse est non.» Car. en plus, il n·est pas du tout dit que 
ces subventions soient justifiees. Effectivement. ce secteur a 
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connu cette annee. ou I on a manaue de neige. aes ch1ffres et 
un succes absolument etonnants. 
Un deux1eme facteur nous a egalement 1nc1tes a souternr ia 
;:iropos1t1on de minome: c 2st le fait que. aurant plus1eurs an­
nees. dans ces reg1ons. on s est axe urnquement sur 1e sport 
j'hiver. sur une construct1on souvent suraimens1onnee et 
que. ma1ntenant. on ass1ste a une sene de changements cli­
'Tla!lques. dont les reg1ons de montagne ne sont certa1nement 
:::;as resoonsaoles qu1 necess1teront orooablement aes aaap­
'.at1ons structurelles. En effet. Monsieur Blatter. ces reg1ons ae-
1ront oeut-etre renoncer a I apport rmoortant fourn1 oar 1es 
sports d'h1ver. ou 1maginer une exp101tat1on 01us 11m1tee au 
'Ounsme d hiver1 
En outre. 11 est contrad1ctoire de dernander des 1naernrntes de 
chornage en arguant du fait qu on ne pourra pas occuper le 
personnel a dispos1t1on et de reclarner en rneme temos de 
plus grands cont1ngents de trava1lleurs etrangers. II sera1t 
donc Oien d engager mrnns de personnel etranger et de faire 
rnarcher cette 1ndustrie de fac;;on rnoins surdimens1onnee et 
plus resoectueuse de l'env1ronnement. en admettant la neces­
site d'effectuer aes reconvers1ons. Tous les experts en tou­
risrne sont d'av1s qu'il y a eu surdimmens1onnement et nous 
ne voyons oas pourquo,. si des adaptat1ons structurelles ont 
pu etre effectuees dans le secteur de l'horlogene. par exern­
ole. il n·en sera,t pas de merne dans 1e cas present. 
Par consequent. nous vous demandons de refuser l'accord 
d inaernnites en cas d mtempenes. 

Hildbrand: Praktisch Jede und Jeder 1n diesem Saal ist in der 
glücklichen Lage. zu Jedem Monatsende seine Lohntüte wonl­
gefüllt entgegennehmen zu können ganz gleich. ob das Wet­
ter gut oder schlecht war. Ich habe Verständnis dafür, dass al­
len diesen Kolleginnen und Kollegen die Vorstellung nicht 
leichtfällt, in einer witterungs- und wetterabhängigen Branche 
das tägliche Brot verdienen zu müssen. 
Ich hingegen komme aus einer Region, die grösstenteils vom 
Tourismus lebt. Und diese Branche ist. um erfolgreich sein zu 
können. nun einmal wie kaum eine andere vom Wetter und der 
Witterung abhängig. 
Ein Schutz der in dieser Branche Tätigen durch das Arbeitslo­
senversicherungsgesetz hingegen entfällt weitgehend. Bis 
heute sind die meisten Berufe des Tourismus vom Bezugs­
recht praktisch ausgeschlossen. obwohl sie beitragspflichtig 
sind. Die Ungerechtigkeit dieser Situation kann wohl von nie­
mandem bestritten werden. Dabei ist der Einbezug der Touris­
musberufe in den Kreis der Bezugsberechtigten für die ganze 
Branche und insbesondere für die Arbeitnehmer von entschei­
dender Bedeutung, von derselben Bedeutung nämlich. wie 
sie der Tourismus - das Alpengebiet kennt keine Alternativen 
dazu - für die Bergregionen hat. Die Situation auf dem Arbeits­
markt - wir alle wissen es - ist äusserst angespannt. Der aus­
getrocknete Arbeitsmarkt wirkt sich auch auf den Tourismus 
aus. Doch wer wollte auch vom Einheimischen im Berggebiet 
verlangen. 1m Tourismus zu arbeiten. wenn er nur Lohn erhält. 
wenn zufällig das Wetter mitspielt? Oder andersherum ge­
fragt: Wer will es dem Bergler verargen. dass er alles unter­
nimmt. um ein möglichst sicheres Einkommen zu erzielen? 
Verbesserung dieser Situation: In diese Richtung zielt mein 
Postulat vorn Februar 1988, das die Schlechtwetterentschädi­
gung für Skilift- und Luftseilbahnangestellte fordert. 
Der Bundesrat hat sich bereit erklärt. den Vorstoss anzuneh­
men. Er hat sich also einmal mehr progressiver gezeigt als der 
Direktor des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes. der das 
Postulat bekämpfte. vielleicht deshalb. weil sein Lohn in Zürich 
halt gesichert ist. ob die Sonne scheint oder ob es regnet und 
stürmt. ob es Schnee hat oder keinen. Für Städter mag es Ja 
wirklich paradox klingen. wenn Schneemangel unter den Be­
griff «schlechtes Wetter» fallen soll. Aber im Sinne der entspre­
chenden Verordnung heisst «schlechtes Wetter» nichts ande­
res als die Unmciglichkeit. wegen bestimmten klimatischen 
Voraussetzungen und Verhältnissen eine Arbeit auszuführen. 
Fällt kein oder wenig Schnee. 1st dieses Faktum für Skilift- und 
Seilbahnangestellte ebenso gegeben wie für Bau- oder an­
dere Arbeiter. die umgekehrt durch Kälte. Regen und Schnee 
an der Arbeitsausführung gehindert werden. 

Auch in diesem Saal hört man immer wieder die weise Emp­
fehlung. Landwirtschafts- und Klemgewerbebetnebe 1m Berg­
gebiet sollen aufstocken. Sie. liebe Kolleginnen und Kollegen. 
rierr Mauch und Mitunterzeichner. sind gegenwartig daran. 
diese Empfehlung auszuhohlen. denn eine wichtige Auf­
stockungsmoglichke1t liegt dann. Bergbauern und Kleinge­
Nerolern einen Nebenverdienst be1 Skiliften und Bergbahnen 
zu verschaffen. Dieser Nebenverrnenst darf aber nicht 1otterie­
"lass1g sein und davon ob das Wetter m1tsp1e1t 
Jder rncnt. Die Te1ize1tangestelltenvernaltrnsse dürfen rncht 
e,ntacn aem Wetterzufall übenassen werden. Sie bedürfen un­
seres Schutzes. Schutzen wir S,e über das Arbe1tslosenvers1-
cherunasaesetz' Andernfalls wird nichts erreicht als eine zu­
satzliche Abwanderung aus den Berggebieten. Wollen Sie das 
wirklich? Eine Kette 1st doch bekanntlich nur so stark wie ihr 
schwacnstes Glied. Wollen wir also eine starke Schweiz. brau­
chen wir ein möglichst starkes Kettenglied «Alpenkantone». 
Wer sich mit der vorliegenden Problematik befasst. kennt na­
türlich auch alle Gegenargumente. Auch in diesem Bereich 
beschränken sie sich. offenbar weil bessere fehlen. fast aus­
schliessilch auf die Angst vor Missbräuchen. Warum. meine 
Damen und Herren mit anderer Auffassung. sind Sie derart 
verängstigt? Es geht doch wirklich nicht darum. Seidenhem­
aenfabnkanten zu unterstützen. wenn die Seidenraupen von 
einer Seuche geplagt werden. Und sollte eine rätselhafte 
Krankheit die Regenwurmer rnnwegraffen. hat deswegen 
auch kein Regenschirmfabrikant Anspruch auf Entschädi­
gung. Deshalb ist auch der Vorwurf. die Revision diene ledig­
lich der Sanierung und Unterstützung von Hotels, Seilbahnen 
usw .. unangebracht. Die Beiträge werden ganz klar an Arbeit­
nehmer ausbezahlt und nicht an Unternenmungen. Sollte das 
eine oder andere Unternehmen daraus indirekt einen gewis­
sen Nutzen ziehen, wäre dies - volkswirtschaftlich gesehen -
letztendlich auch gar nicht so schlecht. Gesunde Unterneh­
men sind nicht nur im Berggebiet Grundlage und Rückgrat un­
serer Wirtschaft. Und mit der Regelung der Problematik des 
Wintertourismus im Berggebiet kann nicht nur seinen Bewoh­
nern, sondern der gesamten schweizerischen Volkswirtschaft 
am besten geholten werden. 
Deshalb empfehle ich Ihnen, der Mehrheit der Kommission zu 
folgen. 

M. Philipona: Je vous demande de soutenir la majorite de la 
commission. II s'agit la en premier lieu d'une question 
d'equite. Au terme de la loi actuelle sur l'assurance-chömage 
et la reglementation y relative. le versement d'indemnites en 
cas d'intemperies n'est prevu que pour l'industrie du bätiment 
et quelques autres secteurs secondaires. Les secteurs econo­
miques rattaches au tounsrne. comme celui de l'hötellerie. 
des transports par cable. des ecoles de ski. n'ont pas ete pris 
en considerat1on ou, plus exactement. ont ete oublies. Pour le 
paiement des cotisations. ils n'ont pas ete oublies. mais sans 
avoir droit a la contrepartie logique, c·est-a-dire les presta­
tions. 
Dans les stations tourisltques. de nombreux employes tempo­
ra1res n·ont pu gagner le revenu d'appo1nt ces dernieres an­
nees. Ceci concerne principalement de modestes travailleurs 
des regions de montagne ou le tourisme represente le seut de­
veloppement possible. Les entreprises de remontees mecani­
ques ne peuvent supporter a elles seules les salaires des em­
ployes qui sont reduits au ch6mage et pour lesquels elles 
pa1ent l'assurance-ch6mage. 
Finalement. ce sont bien les travailleurs qui seront les benefi­
ciaires de cette revision. lls pourront beneficier de contrats de 
travail stables. d'une certaine duree. puisque le risque sera 
ainsi reparti. 
Dans la situat1on actuelle. ce sont les travailleurs qui sont ex­
poses au chomage total. sans indemnite. 11 y a dans cet article 
un phenomene d'equite qu1 demande a soutenir la solution de 
la maJonte de la comm1ss1on et du Conseil des Etats. 

Hari: Ich glaube. das Anliegen 1st von beiden Seiten ausführ­
lich dargelegt worden. aber die Voten von unsern Kollegen 
Mauch und Schmid haben mich doch noch ans Pult treten las­
sen. 
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::S geht hier nicnt nur um Hotellerie und Gastw,rtschaftsbe­
:nebe. sondern eoen nauotsachlich um die Angestellten der 
Skilifte una Wintersoormn1agen. Dazu gehören naturlich auch 
Jie Skilehrer Q;e Arbeit im Touristikbereich - dies an die 
).dresse ·,ori Herrn Mauen - bedeutet für die meisten dieser 
aetroffenen oere1ts eme willkommene Seibsth!ifernassnanme 
zur veroesserung oes oft recht kargen Einkommens aer Berg-

Mauch und das wuroe mich interes­
sieren - er nat: Mit welcher Se1bsth1!femass-
":ahme m,r weicher anaeren Arbeit. die ohne unzumutbare Ar-
oertswege werden könnte. könnten rnese Leute das-
selbe erre1cnen? mochte 1cn noch gerne wissen. 
Ich ersuche Sie dringend. der Mehrheit zuzustimmen und den 
Antrag oer Minderheit Mauen abzulehnen. 

Mme Paccolat: L egalite de tra1tement et l'espnt de solidante 
sont les pnnc1pes cies qu1 doivent eclairer l'apprec1at1on de 
i'article 32 qu1 susc1te une d1vergence. Vouloir intenter par ce 
01ais le proces d'une cro1ssance tounstique au1. dans le 
passe. a parfois peche par Je surdimens1onnement. me oarait 
,nadapte. Auiourd hu1. le secteur du tounsme a reellement pns 
consc1ence que Ja aualite des prestations. la divers1fication. la 
::;reativ1te. la restructuranon sont des onentations 1neluctables 
vers la «stat1on oes quatre sa1sons». C'est ains, que le tounsme 
pourra faire face aux aleas c1irnat1ques et surtout a l'evolution 
des soc10-styles de la clientele tounstique. Mais. je vous en 
prie, Monsieur Schmid et Madame Pitteloud. laissez-leur le 
temps oe faire ce wage important. 
Les brancnes tounstiques sont exclues du droit aux indemni­
tes en cas d'intemperies. Or. qu·est-ce qu1 justifie qu un ma­
~n soit mis au benefice de l'indemnite pour intemperies et 
que le perchman d'un skHift ne re9oive aucune indemnite, 
alors que tous deux et leur employeur s'acquittent des primes 
obligatoires d'assurance-chömage? Je souscris a la solution, 
qui est une solution intermediaire. du Conseil federal, amelio­
ree par le Conseil des Etats. qui consiste a regler les pertes de 
travail indirectement causees par les conditions atmospheri­
ques dans le cadre de l'indemnite en cas de reduction d'heu-
rasde travail. . 
Le principe de l'indemnisation comporte ve·ritableme~t un as­
pect de securite sociale des travailleurs dans les regions de 
~gne. De ce fait, je m 'etonne. dans le cas present, de l'op­
position des habituels tenants d'une politique sociale. Elle me 
parait pecher d'un illogisme et d'une ambigu'ite. En effet, cette 
inegalite de traitement pour les prestations d'assurance­
chömage contribue a affaiblir le statut social et l'attractivite des 
professions du tourisme. Le statut social du personnel repre­
sente un facteur de securite et d'attrait tout aussi important 
pour les branches du tourisme que pour le secteur du bäti­
ment en piaine et en montagne. et ce d'autant plus dans le 
contexte actuel de manque de main-d'oeuvre. 
Les prem1eres victimes des arrets de travail sont les emoloves 
engages a titre temporaire /pour certaines regions des 'trorita­
l1ers) qu1 se retrouvent sans trava1I. sans salaire et ne touchant 
a~cune 1ndemnite de ch6mage. Cette inegalite de tra1tement 
penali~e le pluri-acfü alors que. nouveau paradoxe. la pluri· 
a.ct':"1te est encouragee dans les concepts de developpement 
regional et dans la loi. actuellement en revision, sur les credits 
d'investissements en regions de montagne. que le Conseil 
des Etats vient d 'accepter en debut de semaine 
Les indemnites en cas de reduction de l'horaire de travail qui 
affe?(era1ent tant les entreprises de remontees mecaniques. 
le~ ecoles de ski. les restaurants d'altitude. ne sont ni des au­
~ones. ni des subventions. ni. comme vous le dites. Madame 
Pitteloud. une assurance-risque pour l'entreprise. En fin de 
campte. se sont les employes qu1 rec;oivent cette indemnite: 
ce sont des prestations qui reviennent de droit aux entreprises 
Pour compenser les pertes de gain. Des mesures d'urgence 
pnses cette annee par le Conseil federal pour repondre aux 
consequences economiques et sociales de l'absence de 
ne1.ge ont perm1s justement de tester l'applicat1on de l'indem­
nite pour la reduction du temps de travail. Nous devons nous 
garder de prejuger que le droit a l'indemnite va endormir l'es­
pnt de libre entreprise et d'initiative. 

Le canton du Valais. qu1 est representatif du secteur tounst1-
5ue. a estime son ardo1se oour ia sa1son hivernale passee a 
:iOO 000 francs. aiors que 1e montant global est1me au1ourd'hui 
oar l'OFlAMT est a env1ron 5 m!llions de francs. Aussi. au nom 

l'ega11te de tra1tement. de la so1idante et de ia securne so­
c:ale des travallieurs aes orancnes au tounsme. Je vous inv1te a 
,oter la orooos1tion de !a ma1onte de la comm1ss1on. 

Dietrich: Nachdem 1cn sei! 30 Jahren oerullich im Tourismus 
:at1g bin. gestatte 1cn mir einige Bemerkunaen aus dieser 
Sicht. Zuerst e1nma1 ZU Herrn Mauch: Er hat are1mal von 
Schlechtwetterentschadigung gesprochen. Das stimmt n1cnt. 
wir haben eingesehen. dass dies rncht drinliegt oowohl der 
Tourismus nicht seit zwei Jahren. sondern seit Bestehen des 
Arbe1tslosenvers1cherungsgesetzes versucht hat mit den ub­
ngen Branchen gleichgestellt zu sein. Ich rede Jetzt nur von aer 
Vorlage. wie sie vom Bundesrat und von der Komm1ssions­
mehrhe1t unterstützt wird. Zur heutigen Situation: Man kann 
zwar die Frage, ob das Huhn oder das Ei zuerst da war. stellen 
- nicht aber bei Schnee und Skisport. Wenn kein Schnee da 
1st. ist kein Skifahrer da: wenn kein Schnee da ist. werden 
keine Lektionen von Skilehrern erteilt; wenn kein Schnee oa 
1st. muss 1m Berggebiet auch kein Schnee geräumt werden. 
und die Arbeit ft.ir Jene Leute ist nicht da. die im Sommer vor­
wiegend 1m Landw1rtschaftsseKtortätig und auf diesen Neben­
erwerb angewiesen sind. Wir sind dem Bundesrat für die Här­
tefall-Lösung des letzten Jahres dankbar. Damals ging schon 
ein ordnungspohtisches Geschrei durchs Land. es würde 40 
oder 50 Millionen FranKen kosten. Die Entschädigungen. die 
ausgerichtet wurden, betragen rund 4,5 Millionen Franken. 
70 Pro~~nt dieses Geldes kam Mitarbeitern von Bergbahnen 
und Skiliften zugute. Die Hotellerie hat praktisch nichts erhal­
ten. Vor allem die Skilifte und die Bergbahnen in den tieferen 
Lagen wurden hier berücksichtigt. Es ist nicht etwa der Finanz­
platz Zürich, der diese Bergbahnen und Skilifte finanziert· es 
sind die Einheimischen, Bauern, Gewerbetreibende H~te­
liers, die das Geld für diese Anlagen aufgebracht und diese In­
frastruktur geschaffen haben, um eben einen Verdienst im 
yYinter zu .ha.ben. Wenn der Hotellerie ein gutes Jahr gelungen 
1st und sie 1m Winter Alternativen hat bieten können. dann 
zeugt das doch von einer gewissen Innovationsfähigkeit der 
Branche, zeigt auch, dass man anderes tun kann. Wir hoffen, 
dass es wieder Schnee gibt. Für den Skisport in der Schweiz 
braucht es nichts anderes als den Schnee. 
Zu Herrn Schmid möchte ich noch etwas sagen: Er hat zum 
Rundumschlag gegen den ehrenwerten Verband Schweizeri­
scher Kur- und Verkehrsdirektoren ausgeholt. Ich muss ihm 
sagen, dass ich in den sechziger Jahren zusammen mit Pro­
f~ssor Krippendort tage- und wochenlange Kurse durchge­
fuhrt habe. Dort wurde bereits von Oekologie und Umwelt­
schutz gesprochen, lange bevor man allgemein darüber 
sprach. Der oberste Werber für die Schweiz, die Schweizeri­
sche Verkehrszentrale. hat in den sechziger Jahren die Aktion 
«Zurück zur Natur» durchgezogen. Ich bitte Sie auch. das 
schweizerische Tourismuskonzept zu lesen. Die Tounsmus­
branche ist sich durchaus bewusst - bei allen Auswüchsen 
und Uebertreibungen, die vorgekommen sind-. dass sich der 
Tourismus selbst zerstören kann. Sobald das Bulletin vorlie­
gen wird. werde ich eine Kopie dem Verband Schweizerischer 
Kur- und Verkehrsdirektoren zustellen, und der wird nicht ver­
säumen. Ihnen eine sehr gastfreundliche Einladung zu einem 
Gespräch zu senden. 
Ich bitte Sie, der vorgeschlagenen Lösung des Bundesrates. 
der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. Es geht nicht um 
Strukturerhaltung, die Massnahmen sind nicht systemwidrig. 
Es geht um eine sozialpolitische Absicherung von Arbeit­
nehmern 1m Berggebiet. dies ist eine echte flankierende. re­
g1onalpoli.tische Massnahme. Und als Postskriptum darf ich 
noch anfugen: Der Wetterbericht prophezeit schon für über­
morgen Schneefall bis auf 2000 Meter. 

Mme Antille: En tant que representante d'un canton alpin di­
rectement concerne par les pertes de trava1I dues aux condi­
tions meteorologiques. je voudrais apporter mon soutien a la 
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,ers1on au Conseil des Etats et de la ma1onte de ia comm1s­
s1on. 
S1 l'on oart au pnnc1pe oue ia 101 sur I assurance-chomage est 
:;asee sur 1a sol1dante. 11 faut ev1ter a tout onx les 1negalites ae 
:ra1temem Je raooei!e a ce su1et comme I onr ta1t b1en d autres 
:want mo1 que certaines orancnes orofess1onne11es te11es aue 
ce11e du oat1ment oenefic1ent d 1ndemnites en cas a 1ntemoe­
-•es alors aue a autres. comme 1es profess1ons du tounsme. 

sont oas onses en comote. Et que penser d une assurance 
enca:sse aes onmes et ne verse oas a 1ndemrn1es en cas 

Je comorenas oarta1tement que aans 1e cas au1 
0ous occuoe 11 fa1lle ev1ter tout 1ax1sme. ma1s entre 1ax1sme et 
.nequ1te il y a place. me semble-t-11 pour une base lega1e caoa­
oie de ternr ie iuste m1iieu. La propos1tton du Conseil des Etats 
\/a tout a fait dans ce sens. 
Je me permets egalement de rappeler le message du Conseil 
federal ou1 souhaite. dans le cadre de cette rev1s1on. elaborer 
une reglementatlon des cas ae ngueur se1on iaqueile les 1nter­
-upt1ons ae trava1I causees par les pertes de cl1entele en ra1son 
,jes conditions meteorolog1ques sera1ent orises en charge par 
1·assurance lorsque leur ampteur et leur duree sera1ent impor­
tantes. 
Certains cantons. dont le m1en. tont de seneux efforts en ma­
t1ere ae iormat1on pour attirer !es ieunes Suisses vers des oro­
fess,ons a caractere tounst1oue. II sera1t aonc souha1table aue 
des emraves telles que cetles que nous conna1ssons en ma­
tiere a assurance-ch6mage entre autres ne v,ennent plus 
contrer ces efforts. 
Sen appe1le donc a votre espnt d'equite et de solidarite et 1e 
1ous invite a souternr 1·art1cle 32 selon la vers,on du Conseil 
des Etats et de la ma1onte de la comm1ss1on. 

Allenspach, Berichterstatter: In der Eintretensdebatte haben 
wir darauf hingewiesen. dass verschiedentlich verlangt wurde. 
die Touristikbranchen den Baubranchen gleichzustellen und 
ihnen ebenfalls Schlechtwetterentschädigung auszurichten, 
wobei schlechtes Wetter in diesem Falle mitunter auch gutes, 
schönes Wetter bedeutet hätte. Der Bundesrat hat dieses Be­
gehren abgelehnt, weil das Institut der Schlechtwetterent­
schädigung Kundenaufträge voraussetzt, die wegen schlech­
ten Wetters nicht ausgeführt werden können. Dieser Tatbe­
stand ist in der Touristikbranche kaum je gegeben. In der Kom­
mission und im Rat hat auch niemand den Antrag gestellt. die 
Touristikbranche in die Schlechtwetterentschädigung einzu­
binden und damit die Schlechtwetterentschädigung grund­
sätzlich umzugestalten. 
Ich möchte noch einmal auf den fundamentalen Unterschied 
zwischen der Schlechtwetterentschädigung und der Kurzar­
beit hinweisen. denn er ist in vielen Voten eher verwischt als 
geklärt worden. Insbesondere das Votum von Herrn Hildbrand 
hat dies deutlich gezeigt Er hat versucht. mir so nebenbei eins 
auszuwischen. Er wird mir nicht böse sein. wenn ich mit glei­
cher Münze zurückzahle und ihm ironisch m,t der altrömi­
schen Weisheit entgegne: Hättest du geschwiegen. wärst du 
ein Philosoph geblieben. Dann wäre nämlich nicht sichtbar 
geworden. dass er den Unterschied zwischen Schlechtwetter­
entschädigung und Kurzarbeit nicht erlasst hat Ich begreife. 
dass er das Postulat. das er vor mehr als einem Jahr gestellt 
hat. hier wieder in Erinnerung rufen möchte. Er hat aber das 
Postulat falsch gestellt. denn er wollte damit die Touristikbran­
chen in die Schlechtwetterentschädigung einbinden. und ge­
nau das haben wir als falschen Weg abgelehnt Bundesrat. 
Ständerat und Kommissionsmehrheit wollen einen anderen 
Weg gehen. infolgedessen würde die Annahme des Postula­
tes Hildbrand auf einen falschen Pfad weisen. 
Wir müssen diese Unterscheidung zwischen Schlechtwetter­
entschädigung und Einbezug der wetterbedingten Kunde­
nausfälle in die Kurzarbeit ganz deutlich machen. Wir betrach­
ten - wie der Bundesrat - die Arbeitslosigkeit infolge wetterbe­
::11nqter Kundenausfälle als einen Sonderfall der Kurzarbeit. 
Kurzaroe1t wird im Grundsatz dann entschädigt. wenn sie als 
Folge nicht voraussehbarer konJunktureller Arbeitsausfälle an­
geordnet wurde und die Aufsichtsbehörden die Anordnung 
der Kurzarbeit genehmigt hatten. 

Gemass Artikel 32 Absatz 3 kann der Bundesrat auch Arbe1t­
saustalle. die «auf behordliche Massnanmen» zuruckzuführen 
s:nd. als be, der Kurzarbeit anrechenbar erKlaren. Zudem kann 

Arbeitsausfälle anrecnnen 1assen. aie «auf andere vom Ar­
nicht zu vertretende LJmstanae zuruckzuführen 

Es hat s1cn 1m Vorfeld der Gesetzesrev1s1on die Frage 
gestellt. ob aas Problem aer Tourist1kbranchen mit ihren wet­
;,rr1Ar1,n,,ti:::,n Kunaenauställen nicht über a1esen Passus 1m 

Gesetz - «andere vom rncnt zu vertretende Um-
stande» werden Könnte. In den Materialien zum Ge-
setz von 1 kommt aber deutlich zum Ausdruck. dass dieser 
Passus nur eingeschrankt ausgelegt werden kann und me1-
10es Erachtens nicht ausre1cnt. wetterbedmgte Kundenausfalle 

die Kurzarbeit einzubeziehen. Aus diesen Gründen habe ich 
auch die gesetzliche Abstutzung der Sonderlösung für den 
V'linter 1989/1990 als höchst problematisch erKlärt und die 
.A.uffassung vertreten. dass h1ezu die notwendigen Gesetzes­
grundlagen nicht in ausreichendem Masse vorhanden seien. 
Es geht heute darum. die notwendigen Gesetzesgrundlagen 
zu schaffen. Wir brauchen 1n Artikel 32 Absatz 3 die ausdrückli­
che Erwahnung der wetterbedingten Kundenausfälle. wenn 
man diese in die Kurzarbeit einbeziehen w,11. Weil es sich um 
Ausnahmetatbestande zu allgemeinen Regeln handelt. be­
stimmt der Bundesrat die Voraussetzungen und Bedingungen 
,j1eser Anrechenoarke1t 
Es stellt sich die Frage, ob sich wetterbeaingte Kundenaus­
falle überhaupt in em System der Kurzaroeit einordnen lassen. 
das von der Nichtvoraussehbarke1t der Arbeitsausfälle aus­
qeht. Wieweit lassen sich wetterbedingte Kundenausfälle vor­
aussehen? Das ist eine ganz entscheidende Frage. Dass es 1m 
Winter bisweilen schneit und stürmt. gehört zu den normalen 
Wettererscheinungen. Derartige Kundenausfälle sind bran­
chen- und betriebsüblich und nicht in die Kurzarbeit einzube­
ziehen, denn das normale Unternehmerrisiko darf nicht auf die 
Arbeitslosenversicherung abgewälzt werden. Wer im Mittel­
land einen Skilift betreibt. muss damit rechnen, dass es 
schneearme oder gar schneelose Winter gibt. Er kann deshalb 
nicht unbedingt verlangen, dass diese Ausfälle in die Kurzar­
beit einbezogen werden. 
Der Einbezug der wetterbedingten Kundenausfälle in das Sy­
stem der Kurzarbeitsentschädigung darf auch nicht dazu füh­
ren, dass der Unternehmer die voraussehbaren Wetterbedin­
gungen missachtet. bei günstigen Betriebsbedingungen die 
Erträge einstreicht und sich bei ungünstigem Wetter die Mitar­
beiterlöhne von der Arbeitslosenversicherung bezahlen lässt. 
Die genauen Grenzen zwischen systemgemässem Einbezug 
und Missbrauch lassen sich erst in der Verordnung definieren. 
Der Bundesrat hat in der Botschaft dargelegt und in der Kom­
mission unterstrichen. dass nicht jeder wetterbedingte Kun­
denausfall Ansprüche auslösen kann. Er will die Anspruchs­
berechtigung nicht ausufern lassen. Insbesondere sollen ge­
mass Botschaft Karenzfristen bis zu 14 Tagen vorgesehen 
werden. 
Die Kommissionsmehrheit geht von diesen Zusicherungen 
aus. Sie waren ausschlaggebend dafür. dass die Kommissi­
onsmehrheit diesen bundesrätlichen Vorschlägen zuge­
stimmt hat. Der Einbezug der wetterbedingten Kundenaus­
fälle in das System der Kurzarbeit ist aber keine Entschädi­
gung des Arbeitgebers. des Skiliftbesitzers oder des Finan­
ciers von Skiliften. Die Kurzarbeitsentschädigung kommt dem 
Arbeitnehmer zugute. Dabei hat der Arbeitgeber auch bei die­
ser Kurzarbeitsentschädigung eine Reihe von kostenbelasten­
den Bedingungen zu erfüllen. Kurzarbeit soll Entlassungen 
vermeiden helfen. Von diesem Gesichtspunkt aus gesehen ist 
der Einbezug der wetterbedingten Kundenausfälle in die Kurz­
arbeit zu verantworten: wir können damit in den wirtschaftlich 
nicht allzu starken Touristikregionen Winterarbeitslos1gke1t 
vermeiden helfen. 
Der Antrag der Minderheit Mauch Rolf will die wetterbedingten 
Kundenausfälle unter keinen Umständen ins System der Kurz­
arbeitsentschädigung aufnehmen. Er beantragt deshalb. am 
bisherigen Text von Artikel 32 Absatz 3 festzuhalten. Er be­
fürchtet. dass sich mit der Uebernahme der wetterbedingten 
Kundenausfälle die Touristikbranchen auch in wenig geeigne­
ten Regionen ausbreiten könnten. Die Kommissionsmehrheit 
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•eilt diese Befürchtung nicht we1i die bunaesratlichen Zus1-
~herungen und die Rahmenoeaingungen solches nicht zulas­
sen. Der Standerat hat aem Antrag des Bunaesrates zu Art1-
Kel 32 Absatz 3 d1skuss1onslos zugestimmt una bezugl1cn der 
Anwenaung sogar nocn eine E,le1chterung zugunsten oer 

e!ngeoaut. nat1ona1ratl1che Kommis-
sion hat der standeratllchen der sich auch der Bun-
desrat angescn1ossen nat. ZLlgest1mmt und den Antrag der 
\1inderne1t mit einem St1mmenvernaltnis von 11 zu 6 Stimmen 
;,1ndeut1q 
Nir b1rten S,e. cen1 aer Komm1ss1onsmenrhe1t zuzu­
surnmen verme1aen oadurcn aucn Differenzen zum Stan-

derat. 

Mrne Deglise. raoporteur: L art1cle 32 regle les oertes de tra­
vail a prenare en cons1derat1on. 
Je vous fera1 remarquer tout d abord au a l'alinea 2 le Conseil 
federal propose de reduire le temos d·attente a un iour a une 
dem1-journee. prooos1t1on acceotee par le Conseil des Etats et 
par notre comm1ss1on. 
La minonte de la comm1ss1on demande de bitter I alinea 3 pro­
pose par le Conseil federa1 et aaopte par le Conseil des Etats. 
La nouvelie disoosmon au Conseil federal a cet alinea 3 fa1t 
,ntervenir dans 1es oertes ae trava11 a orenare en cons1aerat1on 
fes pertes ae cltenteie dues aux conaitions meteorolog1ques. 
Dans ces cas-la. 1e Conse11 federal peut orevo1r des aela1s d at­
tente plus longs. derogeant a la disoos1t1on du deux1eme ali­
nea. et arreter aue la perte de trava1i ne peut etre pnse en 
campte au en cas d·1nterrupt1on complete de travail dans 
l'entrepnse. 
Le Conseil des Etats a apporte deux modifications a ce texte: 
d'une part, il l'a renforce en limitant expressement l'application 
de cette disposition aux cas de rigueur; d'autre part, il a intro­
duit un leger assouplissement puisqu'il n'a pas uniquement 
pris en campte les cas d'interruption complete de travail dans 
les entreprises mais aussi les cas de reduction importante de 
travail. 
Notre commission a discute tres longuement de cet article et a 
decide par 11 voix contre 6 d'adopter la version du Conseil 
des Etats. La majorite de la commission a estime en effet qu'il 
pe s'agissait pas la d'une subvention aux entreprises ni d'une 

·-maniere de venir en aide au secteur prive et de limiter sa res­
ponsabilite et sa part au risque. Elle a par contre admis qu'il 
s'agit la d'une question d'equite et d'egalite de traitement par 
rapport aux autres secteurs de l'industrie. qu'ils soient de 
plaine ou de montagne. En effet. les personnes touchees par 
ces dispositions ont paye une cotisation. II parait des lors in­
juste que le secteur du bätiment puisse beneficier s1 facilement 
des indemnites alors que l'on refuse a la branche du tounsme 
toute indemnisation. meme si les pertes subies, dues indirec­
tement aux conditions meteorolog1ques. sortent totalement de 
l'ordinaire. De plus. ce sont les trava,lleurs cotisant a l'assuran­
ce-chömage qui seront les reels beneficiaires de cette dispos1-
tion et non pas ies entrepnses. 
La perspective de pouvo1r delivrer de telles indemrntes va cer­
tainement encourager les employeurs a signer avec leurs em­
ployes des contrats de travail stables. En outre, il s'agit de tra­
vaitleurs ayant beso1n d'une activite durant l'hiver. Sans un mi­
nimum de securite. ils seront obliges de quitter leur region du­
rant l'hiver pour trouver du travail en plaine. 
Jene cro,s pas qu il y aura un abus de demandes d indemni­
sation, etant donne que c·est le Conseil federal qu1 doit pren­
dre la decision et qu'il ne peut le faire que dans les cas de ri­
gueur. Je vous pne donc. au nom de la maiorite de la commis­
sion. de refuser la propos1tion de minorite et d'adopter la ver­
sion du Conseil des Etats. 

M. Delamuraz, conse1ller federal: C'est une alliance pol1tique­
ment mu1t1colore qu1 const1tue la m1nonte entrainee par 
M ... Rolf Mauch qu1 m aoparait un peu comme le Träger des 
«Fahnleins der sieben Aufrechten»: 1n diesem Fall sind es 
zwar nur sechs. Voyez-vous. nous avons actuellement prevu 
dans la reglementation l'indemnisation en cas d'intemperies 

·::our les pertes de trava11 1moutaoles au mauva1s temos. sur­
'out dans le secteur ae la construct1on A l'inteneur ae la m1no­
•ire. personne ne me parait contester cette forme a indemrnsa­
'. on dans ce secteur. Or l'ev1dence nous montre en ce au1 
.:oncerne en oart1cu11er 1e secteur tounsuaue et nötel1er de la 
'lontagne - ou il est 1uste et necessaire ae trouver une reg!e­
nentat1on au1 ne so1t pas tondee sur une 1ndemrnsat1on d1-
·ecte. iorsque 1es effets de 1a meteo ag1ssent sur I act1v1te. ma1s 

des cas de rigueur 1nairectement iies aux conait1ons me­
oar 1e !a1t que i on oera de 1a cilenteie. Le Con­

a a a1lleurs 1u1-meme encore "rigonse» cene dis­
')Osttlon que pre•1oya1t le Conseil federa1. 
Je confirme le plus solenne1lement du monae 1c1 aue le gou-
1ernement fera usage de cette nouveile competence aans ie 
sens que les pertes 1mputables aux nsaues normaux d'expio1-
·at1on resteront a la charge de 1·employeur. Et oour poLLvo1r de­
finir. d'une man1ere orec1se. sans abus. ce que nous apoelons 
'es cas de ngueur- je repete ce aue Je d1sa1s hier aans le debat 
a·emree en mat1ere - nous ex1gerons premierement un delai 
J attente prolonge avant de nous determ1ner. Alors aue dans 
les autres secteurs de l'econom1e le regime des 1ndemn1tes 
;oue 1mmediatement. des qu 11 y a reduction de 1·hora1re de tra-
1a1I. ici nous observerons un delai de carence au1 permettra 
a·y voir clair et d'avoir le recul necessaire a l'ana1yse ngou­
·euse du cas. Deux1emement. nous n interv1enarons au en 
:as d'interrupt1on de l'explo1tation ou de reduction tres impor­
tante de celle-c1. en dessous du niveau de 20 pour cent. Les 
oas bagatelles. fluctuants ou brievement con1oncturels ne se­
ront donc pas oris en comote. Troisiemement. la determina­
tion du debut de la saison. a savoir quand normalement dans 
cette stat1on et dans cette region peut commencer une exploi­
tation d'hiver, sera etabli en se fondant sur une periode de refe­
rence de trois, quatre ou cinq ans. probablement plutöt cinq 
ans, de maniere a eviter clairement et nettement une indemni­
sation excessive en faveur d'installations construites dans des 
regions qui se pretent manifestement peu ou pas aux sports 
d'hiver. 
D'autre part. cette rigueur et l'application de ces trois criteres 
devrait nous eviter d'effectuer a la sauvette - et en quelque 
sorte par camouflage - des transformations structurelles. Le 
but de la loi sur l'assurance-chömage n'est en effet pas de 
conduire ade telles transformations. Et il ne saurait etre ques­
tion par le biais de cet outil de vouloir. en quelque sorte, perpe­
tuer des entreprises non viables la ou elles ont ete installees. 
Par ce projet nous ne pratiquons nullement la charite a l'egard 
des zones d'altitude. Nous les traitons tout simplement avec 
equite car que je sache, Madame Pitteloud, on y paie aussi des 
cotisations d'assurance-chömage. C'est bei et bien ce fonds 
et non pas la collectivite ou la communaute qui versera les in­
demnites. 
La foi liberale ardente de M. Mauch - que je partage - n·est 
vraiment pas blessee par le proJet. Les risques de l'entrepre­
neur du tourisme en montagne ne seront en aucun cas plus 
oris en charge que ceux de l'entrepreneur artisan ou industriel 
par le biais du fonds de l'assurance-chömage. Nous pouvons 
etre certarns que. par les regles que le Parlament est en trarn 
de forger. le Conseil federal ne derapera pas. II oourra enfin 
traiter de maniere equ1table et correcte un secteur iusqu'a 
maintenant completement oublie. 
En terminant je m adresse aux composantes de gauche de 
la minonte joyeusement multicolore en leur disant: "C'est 
faux ce que vous avez pretendu ici a la tribune en affirmant 
que nous etions en tra1n de ceder au lobby des höteliers et 
restaurateurs et de faire la pelote des employeurs.» Pas du 
tout! Ce sont bien les employes qui recevront du fonds. via 
leur employeur. les indemnite voulues pour la diminution de 
la duree du trava1I. Et ou1s. le fait de pouvoir recevo1r ces 1n­
demmtes encouragera les employeurs. dans un secteur so­
c1alement pas toujours tres bien ficele. a passer des contrats 
durables avec leurs employes qu1 sont une condition au ver­
sement desdites 1ndemnites. Vous voyez donc que les em­
ployes sont les grands gagnants de cette transtormat1on. Je 
vous 1nv1te donc a mediter la dimens1on sociale de cette pro­
position. II taut su1vre le Conseil des Etats et la maiorite de 
votre commission. 
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Abstimmung - Vote 

Für den Antraa der Mehrheit 
Für den Antrag aer Minderheit 

99 Stimmen 
29 Stimmen 

Art. 33 Abs. 3 (neu); 34 Abs. 2 2. Satz: 35 Abs. 1: 37 Bst. b. 
c: 39 Abs. 2: 41 Abs. 1 2. Satz; 42 Abs. 1 Bst. a: 43 Abs. 1. 3, 
5; 43a: 44: 45 Abs. 1 - 3; 48 Abs. 2: 51 Bst. b (neu), c: 52 
Abs. 1 3. Satz (neu); 52 Abs. 1: 58; 62 Abs. 2 Bst. c (neu); 
63 
Antrag aer Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 33 al. 3 (nouveau); 34 al. 2 2e phrase; 35 al. 1; 37 let. b, 
c: 39 al. 2; 41 al. 1 2e phrase; 42 al. 1 let. a; 43 al. 1, 3, 5; 
43a; 44: 45 al. 1 - 3; 48 al. 2; 51 let. b (nouvelle), c; 52 al. 1 
3e phrase (nouvelle); 52 al. 1: 58; 62 al. 2 let. c (nouvelle); 
63 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 66 Abs. 2, 3 (neu), 4 (neu) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 66 al. 2, 3 (nouveau), 4 (nouveau) 
Proposition de la comm,ssion 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

M. Etique: Je me permets d'intervenir au sujet de l'article 66 
parce que, dans un postulat. j'avais exprime ma preoccupa­
tion concernant une categorie particuliere de chömeurs, ceux 
dont le placement est difficile en raison de leur äge surtout. 
parfois d'un handicap et quelquefois d'antecedents profes­
sionnels difficiles. Je releve quelles sont les difficultes 
qu'eprouve un chömeur äge ä retrouver un emploi: mobilite 
professionnelle plus faible, plus grandes difficultes ä s'initier 
aux nouvelles technologies et, enfin, le deuxieme pilier de no­
tre securite sociale qui introduit lä progressivite des cotisa­
tions en fonction de l'äge des cotisants. D'ou l'idee qua j'expri­
mais dans ce postulat de liberer las employeurs de la part pa­
tronale aux cotisations pour las assurances sociales en vue de 
les encourager ä conclure des contrats d'initiation au travail, 
notamment pour las chömeurs dits äges. 
En reponse a mon postulat. le Conseil federal a declare l'ac­
cepter mais il s'est refuse a l'integrer dans la revision de la loi: 
une pratique, il faut le dire, assez habituelle dans notre sys­
teme parlementaire. En effet, le Conseil federal estime que 
I' objectif que je poursuis dans le postulat est atteint par le dou­
blement de la duree des prestations au titre des allocations 
d'initiation au travail. Je ne suis pas d'accord, Monsieur le 
Conseiller federal, avec cette maniere de voir. Je concede - et 
je la salue au passage - que la nouvelle disposition de l'arti­
cle 66. alinea 2, constitue un progres pour les chömeurs dont 
le placement est difficile, mais je releve que cette disposition 
n'a de loin pas un caractere aussi incitatif qua ma proposition 
qui introduirait pour las employeurs un avantage financier di­
rect sous forme d'une exoneration des cotisations sociales et 
qui inciterait par consequent les entreprises a engager plus 
volontiers qu'aujourd'hui des chömeurs äges. Je rappelle 
qu'est considere comme chömeur äge celui qui est äge de 
55 ans et plus. 
Jene suis pas non plus d'accord avec l'argument que vous in­
voquez dans le message lorsque vous dites: «Ce rembourse­
ment de cotisations entrainerait toutefois un surcroit important 
de täches administratives pour les caisses d 'assurance qui de­
vraient tenir campte du taux de cotisation de chaque assu­
reur.» On croit rever lorsqu'on lit une teile affirmation. 
11 y a en Suisse. bon an mal an. environ 300 personnes qui sont 
concernees par les dispositions touchant l'initiation au trava1I. 
300 personnes pour taute la Suisse. Comment realiserait-on 
l'operation de remboursement des cotisations patronales aux 
assurances sociales? Simplement en envoyant le decompte 

desdites cot1sations avec un bulletin de versement. Un ap. 
prent1 de commerce en troisieme annee. en un Jour de trava11 
par semaine. pourra1t regler Je probleme pour les quelque t 
300 personnes concernees par cette question. Je ne peux • 
donc pas acceoter I argument qu1 m est oppose. un argument \ 
de type adm1rnstrat1f. 
Je releve en passant ce que (ai entendu ce matin a la radio: le 
gouvernement franca1s v1ent de dec1der d'exonerer de toute 
cot1sat1on aux assurances soc1ales les entrepnses qu1 sont 
d'accord des chomeurs. Alors. s1 on amve a regler t 
ie probleme sur plan adm1rnstrat1f au rnveau fram1a1s. je vo1s t 
mal comment on ne pourrart pas le regler sur le plan su1sse 1 
alors qu il y a a peu pres 300 personnes qu1 sont concernees. ' 
Je su1s donc decu par la reponse qu1 est donnee dans les faits 
a ce postulat. Je renonce a presenter une proposition d'amen- l 
dement car 1e ne me tais pas d'illusions quant a la suite qui y t 
serait donnee mars je me reserve. Monsieur le Conseillerfede­
ral. en fonction de r evolution de la s1tuation sur le marche du i 
travail. de revenir sur ce type de proposition dont I' objectif est t 
d'enco~rager les entreprises a occuper et a recycler des chö-

1
' 

meursages. 

M. Delamuraz, conseiller federal: La vigueur de M. Etique est 
aussi grande 1'apres-m1di que le matin et Je m'en rejouis carenl i,. 
realite il aborde la certainement une question 1mportante. et 
j'irai jusqu·a reconnaitre dans une contession publique qui 
sera saluee que l'argumentation du Conseil federal n'etait pas 
la meilleure qui soit. 
En realite de quoi s'ag1t-il? Comme Je l'ai ditce matin il s'agiten 
effet de tout faire pour non pas prolonger indefiniment les 
temps de chömage mais, au contraire. pour trouver tous les 
moyens possibles et imaginables afin de permettre a ceux qui 
I' ont perdu de retrouver du travail. Ces mesures incitatives, ces 
mesures de formation doivent etre encouragees. Le Conseil 
federaf est coherent puisqu'il propose dans cet article 66 de 
doubler la duree de la couverture des allocations d'initiation, 
passant de six a douze mois et cela, M. Etique ne l'a pas salue 
avec suffisamment d'enthousiasme, je le fais donc ä sa place. 
Pour le reste, on pourrait imaginer, en effet, qu'on trouve un 
systeme permettant de prendre en charge fa part patronale 
des assurances sociales obligatoires et le postulat de M. Eti­
que les cite les unes apres les autres, c'est une veritable foret 
de sigles: AVS, Al, APG, AC, AF, LPP. LAA-c'estfranc;ais-et 
ce systeme-la pourrait etre en effet envisage. Je considere 
avec lui que l'argument selon lequef ce serait administrative­
ment surhumain est un mauvais argument. Je pense. d'ac­
cord avec lui, qua ce n'est pas seulement un apprenti de troi­
sieme annee, mais meme un apprenti de deuxieme annee qui 
pourrait etablir en un jour de travail ce decompte. Je lui dirai 
que la botte secrete du Conseil federal. en l'occurrence, estde 
comprendre l'examen d'une teile proposition, non pas dans le 
cadre de la presente . mais dans le cadre de sa revision de la 
LPP (loi sur la prevoyance professionnelle). Cefa nous parait 
m1eux etre le lieu de la reflexion pour que l'on n'ait pas des dis­
positions relatives aux cotisations sociales eparpillees dans 
plusieurs textes. dont le texte sur l'assurance-chömage, ce qui 
serait une situation un peu etrange, mais qu'on les ait syste­
matiquement dans la meme construction. 
Ce n'est pas un argument que je choisis pour filer par la tan­
gente, c·est la realite, c'est l'intention et c'est la vofonte du 
Conseil federal de prendre votre postulat. qui a ete accepte 
d'ailleurs a l'examen dans le cadre de la revision de la LPP. 

Angenommen -Adopte 

Art. 72; 75 Abs. 1; 83 Abs. 1 Bst. c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 72; 75 at. 1; 83 al. 1 let. c 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 
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19. Septemoer 1990 !\J 1451 Standesin1t1at1ve Neuenburg. Arbe1tslosenvers1cherung 

Art 102 
Antrag der Komm1ss1on 
Al)S. 1 
zust1mmung zum Bescnluss des Ständerates 
Abs.2 
aeschweraeberechngt sind ausserdem: 
a ..... 
b. die kantonale Amtsstelle. das Biga una die Kassen gegen 
Bescnweraeemscne,ae kantonaler Rekursinstanzen 

Art. 102 
Proposmon ae ta comm1ss1on 

Al. 1 
Adherer a la dec,s1on au Conseil des Etats 
Al.2 
Ont en outre qual1te oour former recours: 
a ..... 
b. L'autonte cantonale. i'OFIAMT et les ca,sses contre les . 

Allenspach. Berichterstatter: Anlässlich der Totalrev1s1on des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes zu Beginn der achtziger 
Jahre wurden den Arbeitslosenkassen die juristische Persön­
lichkeit und auch die finanzielle Selbständigkeit entzogen. Sie 
sind zu Zahlstellen des Biga geworden. Da sie 1m Leistungsbe­
reich keine kassene1genen Interessen menr zu vertreten hat­
ten. wurde Ihnen aucn das Beschwerderecht gegenüber Re­
kursentsche1den der kantonalen Vers1cherungsgenchte oder 
Rekurskomm1ss1onen genommen. Nach Auffassung des Bun­
desrates hat sich diese Regelung bewährt. Nach Auffassung 
der Kommission 1st eine Verstärkung der Position der Kassen 
notwendig. Die Kommission hat dem Antrag zugestimmt. der 

.den Kassen wiederum das Beschwerderecht gegen kantonale 
ekursentscheide einräumen will. 
r sind der Auffassung, die Kassen müssten wieder in das 

,, em eingebunden werden und die Möglichkeit besitzen, 
.'.Jgegen kantonale Rekursentscheide Beschwerde zu führen. 
'Das kann sich sowohl im Interesse der Versicherten wie auch 

r Versicherung als notwendig erweisen. Die Kommission 
der Auffassung, es sei nicht sinnvoll, sondern eher unwür-

ig, dass eine Kasse in einem solchen Fall an das l;liga gelan-
gen müsse und das Biga jeweils inständig zu bitten habe, eine 

hwerde an das Versicherungsgericht weiterzuleiten. Es 
eht darum. dass wir die Position der Kassen stärken, recht­

.i~h und auch psychologisch. Wir sind der Auffassung, dass 
-riese Stärkung der Kassen der Kantone und der Berufsver-

. · bände gerechtfertigt sei. 
Deshalb bitten wir Sie, diesem Antrag zuzustimmen. 

Mme Deglise, rapporteur: L'article 102 traite des droits de re­
cours. La commission a apporte une modification a cet article 
dans le sens qu'elle apporte aux caisses un droit de recours 
aussi bien qu a l'autorite cantonale et a l'OFIAMT. Lors de la 
revision de la loi sur 1·assurance-chömage en 1982. le droit de 
recours des ca1sses de chömage a ete suppnme. En effet. ce 
dernier se 1ust1fiait par le fait que sous l'ancien regime les cais­
ses etaient autonomes de par leur personnalite juridique et 
avaient de propres interets financiers a defendre. Or. dans le 
nouveau regime etabli en 1982. elles ne beneficient plus de la 
personnalite juridique. Par consequent. en tant qu'organe 
d'execution de l'assurance. les caisses n'ont pas pour mission 
de former un recours en faveur d'assures. täche qui revient 
aux assures eux-memes ou a leurs associations profession­
nelles. 
Quant aux interets de l'assurance. c·est a l'organe de compen­
sation qu echoit leur defense. des le moment oü ils sont leses 
par les autorites cantonales. Enfin. s agissant des caisses pu­
bliques. 11 conv1ent de noter qu'elles sont soumises adminis­
trativement. dans un certain nombre de cantons. aux autorites 
cantonales competentes. II est des lors difficile d'envisager 
une eventuelle action contre une autorite a laquelle la recou­
rante est subordonnee. 
La commission a decide par 7 voix contre 2 d'accorder aux 
caisses de chömage le droit de recourir contre des decisions 
sur recours des autorites cantonales de recours. faculte dont 
beneficient deja l'OFIAMT et les autorites cantonales. La com-

m1ssion a en effet estime que de par leur oos1tion. 1es ca1sses 
eta1ent les m1eux a meme d'apprec1er I interet general et de 
connaitre les tenants et les about1ssants d une aftaire 
lorsqu un recours est pendant. C'est pourquo1 11 a ete decide 
d'attnbuer aux ca1sses !a qual1te oour ag1r. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. II 
4ntrag aer Komm1ss10n 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. II 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer a ia dec1s1on du Conseil des Etats 

Angenommen Adopte 

Gesamtabstimmung Vote sur 1 ·ensemble 

l=ür Annahme des Gesetzentwurfes 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 

94 Stimmen 
(Einst1mm1gkeit) 

Abschreiben der parlamentanschen Vorstösse 
gemass Seite 1 der Botschaft 
Proposition du Conseil federal 
Classer les intervent1ons parlementaires 
selon la page 1 du message 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

89.205 

Standesinitiative Neuenburg 
Bundesgesetz über die obligatorische 
Arbeltslosenverslcherun~ 
und die Insolvenzentschädigung 
Initiative du canton de Neuchätel 
Loi federale sur l'assurance-chomage 
obligatoire 
et l'indemnite en cas d'insolvabilite 

Beschluss des Ständerates vom 7. März 1990 
Oecision du Conseil des Etats du 7 mars 1990 

Kategorie V. Art. 68 GRN Categone V. art. 68 RCN 

Wortlaut der Initiative vom 20. Oktober 1989 
Der Neuenburger Grosse Rat ersucht die Bundesversamm­
lung, Artikel 27 Absatz 5 AVIG folgendermassen zu ändern: 
Art. 27 Abs. 5 
Bei andauernder erheblicher regionaler oder allgemeiner Ar­
beitslosigkeit kann der Bundesrat allgemein oder für beson­
ders hart betroffene Versicherungsgruppen eine höhere An­
zahl Taggelder festsetzen. als ihnen aufgrund ihrer Beitrags­
zeit zustände. Er darf jedoch die Zahl von 250 zusätzlichen 
Taggeldern nicht überschreiten. 

Texte de/ 'initiative du 20 octobre 1989 
Le Grand Conseil neuchä.telois demande a !'Assemblee fede­
rale de modifier le cinquieme alinea de l'article 27 LACI 
comme suit: 
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89.062 

Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Revision 
Loi sur l'assurance-chömage. Revision 

Differenzen Oivergences 

Art. 22 Abs. 4 
Antrag aer Kommission 
Zustimmung zum Bescnluss des Nationairates 

Art. 22 al. 4 
Proposmon de Ja comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Hunziker. Berichterstatter: Beim Arbeitslosenversicherungs­
gesetz nat es zwei eher geringfügige Differenzen gegeben. 
Die erste oe1m Artikel 22 Absatz 4. Es ist einmal zu vermerken. 
dass der Nationalrat gleich wie unser Rat eine Abschaffung 
der Dearess1on angelehnt hat. hingegen 1st eine Formulierung 
dazugekommen. die Sie auf der Fahne senen. wonach der 
Bundesrat für weitere Gruppen von schwerverm1ttelbaren Ar­
beitslosen anordnen kann. dass das Taggeld nicht gekürzt 
wird. 
Es gibt bereits jetzt sieben bestehende oder beschlossene 
Ausnahmen von der Degression. Vor allem sind das ältere und 
invalide Arbeitslose. Gemäss Angabe der Arbeitsämter könn­
ten nun als weitere Ausnahmekategorien folgende in Frage 
kommen: einmal Kader, deren versicherter Verdienst über 
dem arbeitsmarktlich noch erzielbaren Verdienst liegt, dann 
Arbeitslose mit schlechten beruflichen Voraussetzungen, 
dann Ausländer mit Sprachschwierigkeiten und Arbeitslose, 
die bisher körperliche Arbeit verrichtet haben, aber dazu ge­
sundheitlich nicht mehr in der Lage sind. Die wichtigste 
Gruppe, bei der der Bundesrat von einer Taggeldkürzung ab­
sehen könnte. umfasst alleinerziehende Mütter, Suchtkranke 
und Strafentlassene. Ich präzisiere: Der Bundesrat hat die 
Möglichkeit, unter solchen Kategorien weitere Ausnahmen zu 
schaffen. Wer künftig darunter fällt, steht nicht zur Diskussion. 
Zuerst muss das Gesetz verabschiedet sein. Das ist lediglich 
eine Liste. die die Arbeitslosenkassen bzw. die Arbeitsämter 
erstellt haben. 
Unsere Kommission beantragt Ihnen einstimmig. dieser 
neuen Fassung des Nationalrates zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 102 Abs. 2 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 102 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Hunziker. Berichterstatter: Bei Artikel 102 Absatz 2 geht es 
um das Beschwerderecht. Neu hat der Nationalrat auch die Ar­
beitslosenkassen zur Beschwerde gegen Entscheide der kan­
tonalen Rekursinstanzen legitimiert. 
Bei den anderen Sozialversicherungen ist das bereits der Fall. 
Es gibt zwei Ausnahmen: die Militärversicherung - die befin­
det sich ja 1m Moment in Revision - und dann eben dieses Ge­
setz. die Arbeitslosenversicherung. 
Es schien unserer Kommission sinnvoll. hier ebenfalls den 
Kassen die Akitivleg1timation in solchen Streitfällen zu geben. 
Sie beantragt Ihnen deshalb einstimmig. dem Nationalrat zu 
folgen. 

Angenommen -Adopte 

20-S 

87.043 

Militärstrafgesetz 
(Dienstverweigerer) 
und Militärorganisation. Aenderung 
Code penal militaire 
(objecteurs de conscience) 
et organisation militaire. Modification 

Botschatt Geseizemwurte vom '.1a, 1 
vlessage et oro1ets de du 27 1987 

des Nat1ona1rates vom 14 Oezemoer 1989 
au Conse11 nat1ona1 au 14 aecemore 1989 

Antrag aer Komm1ss1on 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(Reymond. Begum) 
Nichteintreten 

Proposition ae la comm1ss1on 
Ma1onre 
Entrer en manere 
Minonte 
(Reymond. Begum) 
Ne pas entrer en mattere 

il 

Küchler, Berichterstatter: Die Suche nach einer Lösung des 
Dienstverweigererproblems ist in unserem lande zu einem 
Dauerbrenner geworden. Seit 1917 hat sich vor allem das Par­
lament, aber auch der Souverän wiederholt und zeitweise sehr 
intensiv damit auseinand.ergesetzt. Zwar konnte das Los der 
Dienstverweigerer aus Gewissensgründen gemildert werden, 
indem seit 1950 religiös motivierte und seit 1967 zusätzlich 
auch ethisch motivierte Dienstverweigerer aus Gewissens­
gründen im Strafvollzug privilegiert worden sind. Zudem ist in 
den Kantonen ab 1986 für Dienstverweigerer aus Gewissens­
gründen die sogenannte Halbgefangenschaft anstelle der 
Haftstrafe eingeführt worden. Ein eigentlicher Zivildienst aber 
konnte bis heute nicht realisiert werden. 
Zweimal haben sich Volk und Stände deutlich gegen die Ein­
führung eines Zivildienstes ausgesprochen. Dabei standen 
zwei völlig unterschiedliche Modelle zur Diskussion. wie Sie 
bestimmt noch wissen. nämlich 1977 das sogenannte Mün­
chensteiner Modell und 1984 das sogenannte Tatbeweis­
Modell. 
Nach dem Scheitern der zweiten Zivildienstvorlage wurde der 
Bundesrat mit einer Motion beauftragt. echte Militärdienstver­
weigerer aus Gewissensgründen in Strafmass und -vollzug 
nicht mehr Straffälligen gleichzustellen. Durch diese Motion 
sollte eine Deblockierung der in der Dienstverweigererfrage 
nach der Volksabstimmung von 1984 festgefahrenen Situation 
erzielt werden. 
Heute behandeln wir nun als Zweitrat das entsprechende Re­
visionsvorhaben. Formell geht es darum. das Militärstrafge­
setzbuch zu revidieren. Gleichzeitig soll der sogenannte waf­
fenlose Militärdienst im Bundesgesetz über die Militärorgani­
sation verankert werden. 
Mit der vorgeschlagenen Entkriminalisierungslösung sollte es 
möglich sein. Erfahrungen zu sammeln, um zu einem späte­
ren Zeitpunkt auch bei uns einen Zivildienst einführen zu kön­
nen. 
Bereits liegen auf dem politischen Parkett in diese Richtung 
zielende Vorstösse. namlich die parlamentarische Initiative 
Hubacher und die kürzlich von der CVP lancierte Volksinitia­
tive tn der Form einer allgemeinen Anregung. Beides sind Vor­
stösse zur Einführung eines Zivildienstes. 
Zu erwähnen gilt es auch den noch nicht definitiv feststehen­
den Vorschlag der Gruppe Napf, die voraussichtlich im kom-
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87.043 

Militärstrafgesetz 
( Dienstverweigerer) 
und Militärorganisation. Aenderung 
Code penal militaire 
(objecteurs de conscience) 
et organisation militaire. Modification 

699 

roescn1uss aes Nationa1rates vom 5 Oktober 1990 
Oec1s1on du Conseil nat,onal du 5 octobre 1990 

Schlussabstimmung - Vote final 

A. Militärstrafgesetz 
A. Code penal militaire 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

33 Stimmen 
4Stimmen 

B. Bundesgesetz über die Militärorganisation 
B. Loi federaie sur l'organisation militaire 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

An den Bundesrat -Au Conseil federal 

88.074 

Anschlussgleisegesetz 

39Stimmen 
(Einst1mm1gKeit) 

Voies de raccordement ferroviaires. Loi 

Siehe Seite 638 hiervor - Voir page 638 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 3. Oktober 1990 
Oecision du Conseil national du 3 octobre 1990 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

An den Nationalrat- Au Conseil national 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

89.053 

Verbesserung der Wohnverhältnisse 
in Berggebieten. Revision 
Amelioration du logement 
dans les regions de montagne. Revision 

S,ehe Seite 82 h1ervor Vo1r oage 82 c1-aevant 

Beschluss des Nat1ona1rates vom 18. Seoternoer 1990 
Decis1on au Conse11 nat,ona1 au 18 seoternore 1990 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annanme des Gesetzentwurfes 

An den Nationalrat Au Conseil national 

42Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

89.062 

Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Revision 
Loi sur l'assurance-chömage. Revision 

Siehe Seite 699 hiervor - Voir page 699 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 19. September 1990 
Oecision du Conseil national du 19 septembre 1990 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

89.071 

42 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Bundesbeschluss über das schweizerische 
Kurzwellenradio. Verlängerung 
Radio suisse sur ondes courtes. 
Prorogation de l'arrete 

Siehe Seite 412 h,ervor Voir page 412 ci·devant 

Beschluss des Nationalrates vom 3. Oktober 1990 
Dec1s1on du Conseil national du 3 octobre 1990 

Schlussabstimmung Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Nat10nalrat - Au Conseil nattonal 

42 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Votations finales 1966 N 5 octobre 1990 

89.053 

Verbesserung der Wohnverhältnisse 
in Berggebieten. Revision 
Amelioration du logement 
dans les regions de montagne. Revision 

Schlussaost:mmung Vote fmaf 

Für Annanme aes Gesetzentv;urtes 143Stimmen 

90.014 

Schuldenkonsolidierungsabkommen 
Consolidation de dettes. Accords 

S,ene Seite 1452 h1ervor - Vo,r page 1452 c1-devant 

Beschluss des Ständerates vom 5. Oktober 1990 
au aes Etats au 5 octoore 1990 

Sch/ussaostrmmung Vote final 

Für Annahme des Beschlussenr,vurtes 150 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

(Einst1mm1gkeitl An den Bundesrat Au Conseil tederal 

An den Bundesrat-Au Conseil federal 

89.062 

Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Revision 
Loi sur l'assurance-chömage. Revision 

Siehe Seite 1441 hiervor - Voir page 1441 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 5. Oktober 1990 
Decision du Conseil des Etats du 5 octobre 1990 

Schlussabstimmung - Vote final 

90.220 

Parlamentarische Initiative 
(Kommission 88.235) 
Stimm- und Wahlrechtsalter 18 
Initiative parlementaire 
(Commission 88.235) 
Majorite politique a 18 ans 

Siehe Seite 279 hiervor - Voir page 279 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 24. September 1990 
Decision du Conseil des Etats du 24 septembre 1990 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 127 Stimmen Schlussabstimmung - Vote final 
(Einstimmigkeit) 

An den Bundesrat-Au Conseil federat 

89.071 

Bundesbeschluss 
über das schweizerische 
Kurzwellenradio. Verlängerung 
Radio suisse sur ondes courtes. 
Prorogation de t'arrete 

S,ehe Seite 1752 h1ervor . Voir page 1752 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 5. Oktober 1990 
Decis1on du Conseil des Etats du 5 ocotbre 1990 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Bundesrat-Au Conseil federal 

150 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

90.235/90.236 

Parlamentarische Initiative 
(Büro) 

145Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Entschädigungen für Parlamentarier. 
Bundesbeschluss. Aenderung 
Initiative parlementaire 
(Bureau) 
lndemnites parlementaires. Arrete federal. 
Modificatlon 

Siehe Serie 1628 hiervor - Voir page 1628 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 24. September 1990 
Decision du Conserl des Etats du 24 septembre 1990 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

128 Stimmen 
1 Stimme 

glenda.meli
Rectangle

glenda.meli
Rectangle

glenda.meli
Rectangle

michael.tellenbach
Textfeld

michael.tellenbach
Textfeld




